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Soziallstisches 
Recht 


Nutzt du 
dein Recht? 


Alle Beziehungen der Menschen in einer Ge- 
sellschaftsordnung unserer Zeit verlaufen nach 
festen Regeln und Prinzipien. Es ist unsinnig, die 
Behauptung aufstellen zu wollen, man könne sich 
benehmen, wie man wolle. Tatsächlich bestimmen 
immer die moralischen Anschauungen der 
herrschenden Klasse darüber, was die einzelnen 
Gesellschaftsmitglieder wann und wie tun kön- 
nen. Damit nicht jeder diese herrschenden Auf- 
fassungen auslegen kann, wie eres für richtig hält, 
wurden staatliche Normen erlassen; damit werden 
Regeln für unser Tun aufgestellt, oder es werden 
uns Vorschriften gemacht, was wir zu unterlassen 
haben. 

Unser sozialistisches Recht bringt also den 
Willen der Arbeiterklasse und der Klasse der 
Genossenschaftsbauern zum Ausdruck ‚aber auch 
die mit ihnen befreundeten anderen Schichten des 
Volkes der DDR können darin ihre Auffassungen 
wiederfinden. Wir alle verwirklichen es durch 
unser tägliches Verhalten. 

Das Recht spielt überall in unserem Leben eine 
Rolle. In der Hauptsache ist es ein Instrument für 
die Organisierung und Leitung der Wirtschaft, der 
Bildung, der Kultur, des ganzen sozialistischen 
Staats- und Gesellschaftswesens. Wir lernen es 
überall kennen und gebrauchen. Ob du dir früh- 
morgens eine Zeitung kaufst, im täglichen Ar- 
beitsprozeß Gedanken über Neuerungen machst 
und entwickelst, ob du am Abendins Theater oder 
ins Kino gehst oder an der Sitzung einer ständigen 
Kommission zur Vorbereitung der nächsten 
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Volksvertretertagung mitwirkst - immer spielt 
auch das Recht dabei eine Rolle. Die einzelnen 
Bestimmungen geben uns die Möglichkeit, uns so 
zu verhalten, daß es unserer Gesellschaft und 
unserem Nachbarn gut gefällt; sie helfen uns aber 
auch bei der Klärung von Konfliktfällen. Ein 
Merkmal der Rechtsnorm ist, daß es nicht darauf 
ankommt, ob man sich einen Transistor oder ein 
Paar Schuhe gekauft hat und jetzt auf einmal 
einen Fehler daran entdeckt; sie wird vom kon- 
kreten Geschehen abstrahiert, es geht nur darum, 
allgemeingültige Regeln aufzustellen, die für 
gleichgelagerte Fälle gelten können. 

Das Recht ist in unserem Staat nicht mehr 
absichtlich schwerverständlich formuliert. Man 
braucht keine Hemmung zu haben beim Lesen 
und Prüfen einer bestimmten Regelung. Aber das 
Recht ist auch nicht wie eine Reisebeschreibung 
zu lesen. Immerhin gehört zur vollen Be- 
herrschung wenigstens der wichtigsten Rechts- 
gebiete ein jahrelanges Studium, das nie als 
abgeschlossen gelten kann. Selbstverständlich 
genügt auch nicht immer nur das Wissen von der 
eigentlichen Norm, es sind Auslegungen oder 
Entscheidungen der Gerichte zu beachten. Das 
aber zu beherrschen kann man nicht von jedem 
verlangen. Außerdem ist die Rechtsauslegung in 
einigen Fällen mitunter kompliziert. Es ist etwas 
Wahres an dem Scherz, daß beim Austausch der 
Ansichten zweier Juristen immer drei ver- 
schiedene Auslegungsmöglichkeiten heraus- 
kommen. 

Wenn das Recht aber nun eine solch wichtige 
Rolle in unserem Leben spielt, sollten wir we- 
nigstens über die wichtigsten Regelungen Be- 
scheid wissen. Das kann dir und uns allen nur 
nützlich sein. Wir sind damit besser informiert, 
können mitreden und unseren Freund eventuell 
auch vor Schaden bewahren. Was sollten wir 
demnach wissen? Es gibt Rechtsfragen, die alle 
angehen, zum Beispiel das Mietrecht, oder solche, 
die nur einzelne Personengruppen interessieren, 
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Rechtenormen 


wie etwa die Arbeitsschutzbestimmungen für 
Schweißer. Es gibt aber auch Probleme, die nur 
oder zumindest überwiegend junge Menschen 
betreffen. Damit wollen wir euch vor allem 
bekannt machen. Wir müssen dazu allerdings 
einige Grund- und Hauptfragen verschiedener 
Rechtsgebiete behandeln, bevor wir auf die 
Sonderregelungen für junge Leute eingehen. 

Mit diesem Büchlein wollen wir euch einen 
Informator und Ratgeber zugleich überreichen; 
denn eins ist ganz sicher: Das Recht ist auch für 
dich und deinen Freund oder deine Freundin da, 
es ist von der Jugend mitgeschaffen worden und 
gilt deshalb auch für jeden jungen Bürger unseres 
Staates. 

Nutze es also - dein Recht! Das ist unser 
Anliegen. 


Wer ist Staatsbürger 
der Deutschen 
Demokratischen 
Republik? 


Die 10.Klasse der Oberschule hat einen neuen 
Schüler hinzubekommen. Bei seiner Vorstellung 
erfährt die Klasse, daß der Neue - Janos heißt 
er - eine ungarische Mutter hat, während sein 
Vater Bürger der DDR ist. In einer Freistunde ent- 
wickelt sich nun folgende Diskussion: Ist Janos 
Deutscher oder Ungar? Welche Rechte und 
Pflichten hat er, welche Rechte und Pflichten hat 
überhaupt der junge Mensch in unserem Staat? 
Viele Fragen erwarten eine Antwort. 

Bereits mit der Geburt eines Kindes entstehen 
Rechte und später Pflichten des jungen Erden- 
bürgers, die auf dem weiteren Lebensweg zu- 
nehmen. 

Nach der Geburt eines Kindes ist es wesentlich, 
rechtlich exakt festzustellen, wer die Eltern des 
Kindes sind und welche Staatsbürgerschaft das 
Kind hat, weil sich daraus wichtige Rechte für das 
Kind und gegenüber dem Kind ergeben. Fangen 
wir mit der Staatsbürgerschaft an. 

Es ist das Recht eines jeden Staates und ein 
Ausdruck seiner Souveränität, daß er und nie- 
mand anders bestimmt, wer sein Staatsbürger sein 
kann. Seine rechtliche Fixierung findet das beiuns 
im Staatsbürgerschaftsgesetz der DDR. Für die 
Bestimmung der Staatsbürgerschaft gilt, wie in 
vielen anderen Ländern auch, das Abstammungs- 
und das Territorialprinzipr. Nach dem Ab- 
stammungsprinzip erwirbt die Staatsbürgerschaft 
der DDR jedes Kind, dessen Eltern oder auch nur 
ein Elternteil Staatsbürger der DDR sind, un- 
abhängig davon, ob das Kind in der DDR oder im 
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“ Staatsbürger- 
schaft 


Doppeistaailer 


Ausland geboren wurde. Diese Regelung leuchtet 
jedem ein, wenn man an folgendes Beispiel denkt: 
Ein Ehepaar - beide Partner sind Bürgerder DDR 
- wohnt zeitweise in Ulan-Bator, der Hauptstadt 
der Mongolischen Volksrepublik. Sie sind in der 
Handelsvertretung der DDR beschäftigt. Die Frau 
schenkt dort einem Kind das Leben. Niemand 
wird daran zweifeln, daß das Kind Bürger der 
DDR ist, obwohl es im Ausland geboren wurde. 

Nach dem Territorialprinzip ist das Kind, 
welches auf dem Territorium der DDR geboren 
wird, Staatsbürger der DDR, soweit es nicht durch 
seine Geburt eine andere Staatsbürgerschaft 
erworben hat. Eine andere Staatsbürgerschaft 
erhält das Kind zum Beispiel dann, wenn beide 
Elternteile nicht Staatsbürger der DDR sind. 

In unserem gewählten Beispiel heißt das dem- 
zufolge, daß Janos die Staatsbürgerschaft der 
DDR besitzt, weil sein Vater Staatsbürger der 
DDR ist. 

Da in den Gesetzen über die Staatsbürgerschaft 
in anderen Ländern oft ähnliche Bestimmungen 
festgelegt sind, kann es sein, daß ein Bürger zwei 
Staatsbürgerschaften hat. Das sind sogenannte 
Doppelstaatler. Die Staaten sind jedoch bemüht, 
durch entsprechende völkerrechtliche Verträge 
solche Fälle dahingehend zu regeln, daß das Kind 
nur eine Staatsbürgerschaft besitzt. So ist ein 
solcher Vertrag mit der Sowjetunion am 
Il. April 1969 abgeschlossen worden. Dieser 
Vertrag geht davon aus, Fälle doppelter Staats- 
bürgerschaft von Bürgern zu beseitigen, und will 
verhindern, daß zukünftig weitere Fälle ent- 
stehen. Dabei ist vorgesehen, daß in erster Linie 
die betreffenden Bürger nach dem Freiwillig- 
keitsprinzip selbst entscheiden sollen, welche 
Staatsbürgerschaft sie künftig tragen wollen. 
Erst in zweiter Linie, wenn sich die Bürger nicht 
in einer Frist von einem Jahr entschieden haben, 
soll die gesetzliche Regelung gelten. Diese besagt, 
daß Bürger, die keine Erklärung über ihre Staats- 
bürgerschaft abgegeben haben,kraft des Gesetzes 
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Staatsbürger desjenigen Landes sind, in dem sie 
ihren ständigen Wohnsitz haben. In dieser Re- 
gelung kommt das Territorialprinzip deutlich zum 
Ausdruck. 

Bei Kindern ist die Regelung ähnlich. Hier 
müssen die Eltern eine gemeinsame Erklärung 
abgeben. Geschieht das nicht, ist das Kind 
Staatsbürger desjenigen Landes, in dessen Ho- 
heitsgebiet esgeboren wurde. Wenndie Eltern des 
Kindes nicht miteinander verheiratet sind und 
keine übereinstimmende Erklärung über die 
Staatsbürgerschaft des Kindes abgeben, erhält 
das Kind die desjenigen Elternteiles, dem das 
Erziehungsrecht obliegt. 

Für DDR-Bürger, die eine weitere Staats- 
bürgerschaft haben, gilt, daß sie in der DDR die 
gleichen Rechte und Pflichten haben wie jeder 
andere Staatsbürger der DDR auch. Sie können 
nicht nach Belieben einmal aus dieser und ein 
andermal aus jener Staatsbürgerschaft Rechte in 
Anspruch nehmen oder unter Hinweis auf die 
andere Staatsbürgerschaft Pflichten ablehnen, die 
sich aus der DDR-Staatsbürgerschaft ergeben. 
Wenn also, um auf unser Beispiel mit Janos 
zurückzukommen, dieser nach den Gesetzen der 
Volksrepublik Ungarn auch die ungarische 
Staatsbürgerschaft haben sollte, also Doppel- 
staatler ist, so kann er in der DDR daraus keine 
Rechte und Pflichten ableiten. 

Die Staatsbürgerschaft der DDR beinhaltet die 
Zugehörigkeit ihrer Bürger zum ersten fried- 
liebenden, demokratischen und sozialistischen 
deutschen Staat. Er gewährt seinen Bürgern 
Schutz, garantiert ihnen die Wahrnehmung der 
verfassungsmäßigen Rechte und unterstützt sie 
bei der Vertretung ihrer Rechte außerhalb der 
DDR. Das letztere ist in zunehmendem Maße 
möglich, weil immer mehr Länder erkennen, daß 
die DDR ein friedliebender und rechtmäßiger 
Staat ist, der die Prinzipien des Völkerrechts 
anerkennt und die Menschenrechte verwirklicht, 
und daß der Frieden in Europa nur unter Mit- 
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Staatebürger- 
schatt der DDA 


Recht auf 
Mitbeslimmung 


Eingabenrecht 


wirkung der DDR erhalten werden kann. Deshalb 
nahmen in jüngster Zeit ständig weitere Staaten 
- es sind nunmehr über hundert - völkerrecht- 
liche Beziehungen zur DDR auf. Die Botschaf- 


ten der DDR im Ausland vertreten die Inter- 


essen des ersten Arbeiter-und-Bauern-Staates 
auf deutschem Boden und die ihrer Staatsbürger. 
Sie geben auch den Bürgern der DDR im Aus- 
land notfalls Unterstützung und Hilfe. 


Arbeite mit, 
plane mit, 
regiere mit! 


Das ist nicht schlechthin eine Aufforderung an 
unsere Bürger, sondern ein wichtiges politisches 
Grundrecht, das wörtlich in unserer Verfassung 
nachgelesen werden kann und den Staatsbürgern 
der DDR von unserem Staat garantiert wird. Das 
Recht auf Mitbestimmung und Mitgestaltung ist 
äußerst vielseitig und wird in mannigfaltiger Form 
ausgeübt. Es ist für viele Bürger so selbst- 
verständlich geworden, daß es ihnen im konkreten 
Falle, in dem sie davon Gebrauch machen, 
manchmal gar nicht mehr bewußt wird. Solche 
Formen sind zum Beispiel die Mitarbeit in 
Kommissionen oder Aktivs der Volksver- 
tretungen, im Neuererrat des Betriebes, im 
Elternbeirat oder Aktiv der Schule. Aber auch die 
Plandiskussiin im Betrieb, Verbesserungs- 
vorschläge oder Eingaben der Bürger sind Formen 
der Mitwirkung und des Mitregierens. 

An dieser Stelle soll lediglich auf das Ein- 
gabenrecht eingegangen werden. In der Ver- 
fassung heißt es dazu, daß jeder Bürger das Recht 
hat, sich mit seinem Vorschlag oder Anliegen an 
die Volksvertretungen sowie an die staatlichen 
und wirtschaftlichen Organe und deren Ein- 
richtungen zu wenden. Keinem Bürger darf aus 
der Wahrnehmung dieses Rechts ein Nachteil 
entstehen. Die Staatsorgane unserer Republik 


11 


widmen ihre besondere Aufmerksamkeit den Ein- 
gaben der Bürger. Die Volkskammer hat deshalb 
ein Gesetz verabschiedet, das verbindlich für alle 
Staats- und Wirtschaftsorgane, sozialistischen 
Betriebe, Kombinate und staatlichen Einrich- 
tungen ist und Grundsätze und Regeln für die 
Bearbeitung der Eingaben enthält. Das große 
Vertrauen, das unsere Regierung bei der Bevöl- 
kerung genießt, kommt unter anderem auch darin 
zum Ausdruck, daß sich viele Bürger mit ihren 
Anliegen und Vorschlägen direkt an die Regie- 
rung wenden. Oft handelt es sich um wertvolle 
Anregungen, oft ist es auch berechtigte Kritik an 
manchen Dingen oder an der Arbeit bestimmter 
Organe, die die Bürger zur Feder greifen läßt. 

Jeder wird aber einsehen, daß die zentralen 
Organe nicht jede Eingabe selbst bearbeiten kön- 
nen, weil es sich oft auch um Anliegen handelt, 
die nur im Bereich der örtlichen Organe zu klären 
sind. Deshalb sollte man sich überlegen, ob es 
nicht richtiger ist, diese oder jene Eingabe unmit- 
telbar an das zuständige örtliche Organ zurichten. 
So ist es einleuchtend, daß die zentralen Organe 
nicht eine Eingabe direkt entscheiden können, in 
der sich ein Bürger darüber beklagt, daß Kindern, 
Studenten und Rentnern in einem Freibad keine 
ermäßigten Eintrittspreise gewährt werden.Sicher 
ist das ein ernst zu nehmendes Anliegen, das 
dieser Bürger nicht nur in seinem Interesse vor- 
bringt, und muß entsprechend beachtet werden. 
In diesem Falle wäre es zweifellos zweckmäßiger, 
wenn sich der Bürger an das für das Bad zu- 
ständige örtliche Staatsorgan, also an den Rat 
der Gemeinde, den Rat der Stadt oder an den Rat 
des Kreises, Abteilung Jugendfragen, Körper- 
kultur und Sport, wendet. 

Alle Institutionen, die für die Bearbeitung von 
Eingaben verantwortlich sind, müssen jeder Ein- 
gabe gewissenhaft nachgehen, großes Verständ- 
nis für die Anliegen der Bürger haben, verant- 
wortungsbewußt und exakt entscheiden und 
Schlußfolgerungen aus den Eingaben ziehen. 
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Gesetz über die 
Bearbeitung der 
Eingeben 


Den örtlichen Organen ist für die Bearbeitung 
der Eingaben eine Frist von 4 Wochen gesetzt. 
Das gewährleistet, daß die Eingaben schnell und 
unbürokratisch bearbeitet werden. Jeder Bürger 
kann darauf vertrauen, daß er auf sein Anliegen 
innerhalb dieser Frist eine Antwort oder im Aus- 
nahmefalle einen Zwischenbescheid über den 
Stand der Bearbeitung seiner Eingabe erhält. 


Wer bezahlt 
die Fensterscheibe? 


Im Unterricht für Staatsbürgerkunde stand die 
Teilnahme an einer Gerichtsverhandlung in einer 
Strafsache auf dem Stundenplan. Alle Schüler 
waren sehr gespannt und folgten interessiert dem 
Verhandlungsablauf. Einige hatten sich den 
Staatsanwalt allerdings älter vorgestellt, und als 
Vorsitzende des Gerichtes verhandelte sogar eine 
Frau. Anschließend führte die Richterin mit ihnen 
noch ein Gespräch, wobei man auf solche Fragen 
zu sprechen kam wie: Können Jugendliche über- 
haupt bestraft werden? Wird der Staatsanwalt 
im Auftrage des Richters oder selbständig tätig? 
In welchen Fällen werden Urteile gesprochen? 
Was kann getan werden, um Rechtsverletzun- 
gen junger Menschen zu verhindern? 

Schauen wir uns also an, wie es mit dem Recht 
und seiner Durchsetzung aussieht! Rechtsnormen 
dienen der Einhaltung einer bestimmten Ordnung, 
sie gewährleisten - von der Familie angefangen bis 
zur Ausübung staatlicher Leitungsfunktionen - 
ein einheitliches Vorgehen. Vom Einschlagen 
einer Fensterscheibe beim Ballspiel über die 
Ordnung des Verhaltens auf der Straße, beim 
Baden an der Ostsee oder beim Besuch einer 
Kulturveranstaltung bis zur Sicherung eines 
großen Wohnhauses vor Brandgefahren - überall 
gibt es im Zusammenleben von Menschen Be- 
rührungspunkte, die dann zu Ärger und Verdruß 
oder gar zu einem Schaden führen können, wenn 
jemand die notwendigen gesellschaftlichen Ver- 
haltensregeln nicht beachtet. In einem so- 
zialistischen Staat, wie unserer Republik, ist für 
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Sozlallatiechee 
Strefrecht 


Sicherhelte- und 
Rechtepfiege- 
orgene 


die Einhaltung von Sicherheit und Ordnung auf 
allen Gebieten die ganze Gesellschaft ver- 
antwortlich. Auch die jungen Bürger haben das 
verfassungsmäßige Recht, dabei mitzuwirken. 
Natürlich gibt es auch gesellschaftliche und staat- 
liche Organe, die speziell damit beauftragt sind, 
die Sicnerheit unseres Staates und das ungestörte 
Zusammenleben der Bürger zu garantieren, ein 
Auftrag, den sie von der Volkskammer und dem 
Staatsrat erhalten. 


Der Staatsanwalt 
schreitet eln 


Solche Organe sind zum Beispiel die Deutsche 
Volkspolizei, die Arbeiter-und-Bauern-Inspek- 
tion, die Staatsanwaltschaft und die Gerichte. 
Dazu kann man im weiteren Sinne auch noch die 
gesellschaftlichen Gerichte, nämlich die Kon- 
flikt- und Schiedskommissionen, zählen. Wie wir- 
ken diese Organe auf die gesellschaftlichen 
Verhältnisse ein, wie kommen die Bürger mit 
ihnen in Verbindung? Nehmen wir nur ein Beispiel 
aus dem Leben der Schüler selbst: Wer seinen 
Personalausweis abzuholen hatte, mußte zur 
Volkspolizei in die Abteilung für Paß- und 
Meldewesen. Eine wichtige Aufgabe der Deut- 
schen Volkspolizei besteht außerdem darin, 
Straftaten zu verhindern beziehungsweise auf- 
zuklären und die Täter zu ermitteln. Wenn zum 
Beispiel jemand seine Freundin besucht und dabei 
vergißt, sein Fahrrad anzuschließen, und dann das 
Rad nicht mehr an seinem Platz vorfindet, sollte 
er beim Abschnittsbevollmächtigten oder bei 
der Kriminalpolizei eine Anzeige erstatten. 
Eine Pflicht zur Anzeige besteht zwar in diesem 
Falle nicht (die liegt nur in wenigen Fällen vor, 
zum Beispiel bei Angriffen gegen das Leben von 
Menschen), man unterstützt damit aber die Tä- 
tigkeit der Volkspolizei. Der Täter kann ermittelt 
und zur Verantwortung gezogen werden. Außer- 
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dem besteht dadurch eine größere Möglichkeit, 
daß man wieder zu seinem Rad kommt. Die 
Ermittlungen bringen vielleicht das Ergebnis, daß 
das Fahrrad schon nach wenigen Tagen seinem 
rechtmäßigen Besitzer wieder übergeben werden 
kann, weil es ‚nur‘ unbefugt benutzt und dann 
irgendwo abgestellt worden ist. Eskannaber auch 
sein, daß diesmal tatsächlich ein Diebstahl vorliegt 
und das Rad erst bei einer Hausdurchsuchung 
nach anderem Diebesgut oder bei einer Ver- 
kehrskontrolle gefunden wird. Schon aus diesem 
Grunde sollte sich jeder für einen eventuellen 
Verlust die Marke und Nummer seines Rades 
merken. In einem solchen Falle ist übrigens auch 
schon der Staatsanwalt tätig geworden, denn eine 
Hausdurchsuchung wird von ihm angeordnet, 
ebenso wie eine Fahndung nach Sachen. Führen 
die Ermittlungen der Volkspolizei zum Erfolg, das 
heißt, wird ein Bürger ermittelt, der das Fahrrad 
weggenommen hatte, um es zu behalten, dann 
werden alle Umstände der Straftat genau auf- 
geklärt. 

Die Entwicklung des Täters, sein bisheriges 
Verhalten und die Ursachen für sein Handeln 
werden festgestellt und geprüft. Sein Arbeits- und 
Wohnkollektiv werden verständigt und beteiligen 
sich mit an der Aufklärung des Deliktes und an der 
Einschätzung und Erziehung des Täters. Bei einer 
nicht erheblich gesellschaftswidrigen Straftat 
ist dann die Übergabe an ein gesellschaftliches 
Gericht im Betrieb oder Wohngebiet des Rechts- 
verletzers möglich. Das kann in dem Falle 
erfolgen, wenn der Täter nicht vorbestraft ist. 
Sobald aber die Ermittlungen .ergeben, daß der 
Fahrraddieb weitere, bisher der Volkspolizei nicht 
bekannt gewordene Straftaten begangen hat, oder 
wenn er schon früher bestraft werden mußte, dann 
gibt die Kriminalpolizei den Vorgang an die 
Staatsanwaltschaft, und von ihr wird zumeist 
beim Gericht Anklage erhoben. - 

Die Staatsanwaltschaft ist kein vom Gericht 
abhängiges Organ, sondern sie arbeitet selbstän- 
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dig. Ihre Hauptfunktion besteht in der Ver- 
hinderung, Aufdeckung und Bekämpfung der 
Kriminalität. Deshalb übt sie auch die Kontrolle 
und Aufsicht über die Ermittlungen der Unter- 
suchungsorgane aus. Sie sorgt für eine einheitliche 
Anwendung der Gesetze in der ganzen Republik, 
um zu verhindern, daß ein Bürger in Rostock für 
eine ähnliche Gesetzesverletzung eine vielhöhere 
Geldstrafe zahlen muß oder eine höhere Frei- 
heitsstrafe erhält als ein anderer Täter in Gotha. 
Deshalb hat die Staatsanwaltschaft auch das 
Recht, gegen Gerichtsentscheidungen - außer 
beim Obersten Gericht - Einspruch einzulegen. 
Auch in Zivil-, Arbeits- und Familienrechts- 
verfahren stehen ihr geeignete Befugnisse zu, um 
die sozialistische Gesetzlichkeit zu wahren. So 
kann sie beispielsweise in diesen Verfahren mit- 
wirken oder Erklärungen über ihre Rechts- oder 
Sachauffassung abgeben. 

Das Gericht prüft, ebenso wie der Staatsanwalt, 
nochmals die gesamten Ermittlungen in einer 
Strafsache, die Aussagen des Beschuldigten und 
die der Zeugen, die anderen Sachbeweise und die 
Erklärungen der gesellschaftlichen Kollektive 
und setzt dann eine Verhandlung an, bei der 
entschieden wird, welche Maßnahme zum Bei- 
spiel gegen den Fahrraddieb ausgesprochen 
werden muß. Diese Strafe wird vom Staatsanwalt 
beantragt. Das Gericht dagegen ist überwiegend 
als Kollegialorgan tätig. Zwei Richter sind dabei 
jährlich nur jeweils für 14 Tage beim Gericht, 
sonst arbeiten sie in Betrieben, Verwaltungen 
oder Genossenschaften, sie sind also keine Be- 
rufsrichter. Nur die Richter sind befugt, empfind- 
liche Beschränkungen der Rechte eines Bürgers 
auszusprechen, wie seine Inhaftierung oder die 
Beschlagnahme seines Vermögens. 

Die Gerichte behandeln nicht nur Strafsachen, 
sondern klären alle erheblichen Rechtsstreitig- 
keiten, die sich beispielsweise aus Arbeits- 
rechtsverhältnissen, Mietverträgen oder Kauf- 
geschäften ergeben. Sie befinden auch über 
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Klagen auf Ehescheidungen oder Unterhalts- 
festsetzungen. 

Mit der Bestrafung eines Tätersistdie Sache für 
die Sicherheits- und Rechtspflegeorgane aber 
noch nicht abgeschlossen. Es geht immer darum, 
erneute ähnliche Rechtsverletzungen zu ver- 
hindern. In dieser Beziehung unterscheidet sich 
unser sozialistischer Staat eben wesentlich von 
einem kapitalistischen. 

Wir sind aus unseren ökonomischen und po- 
litischen Verhältnissen heraus in der Lage, jedem 
Bürger solche Arbeits- und Lebensbedingungen 
zu ermöglichen, daß er nicht straffällig werden 
muß. Es gibt deshalb keine Ursachen mehr, die 
notwendigerweise Straftaten hervorrufen würden. 
Alle noch vorhandenen Ursachen und für die 
einzelne Rechtsverletzung vorliegenden be- 
günstigenden Bedingungen können beseitigt 
werden. Die Kriminalpolizei oder die Staats- 
anwaltschaft analysieren deshalb ähnlich ge- 
lagerte Straftaten und werten sie dann in Be- 
triebskollektiven oder Wohngebieten aus. Da 
einige Schüler, wie unser Radfahrer, in der Ver- 
gangenheit auch schon leichtfertig mit ihrem 
Eigentum umgegangen sind und dadurch zu 
Schaden kamen, organisiert zum Beispiel die 
Volkspolizei in den höheren Klassen Aussprachen 
zu Fragen des sozialistischen Strafrechts, in 
denen alle Jugendlichen aufgefordert werden, 
auch ihrerseits achtsamer zu sein und damit 
Straftaten vorzubeugen. 

Jedem Geschädigten werden auch spezielle 
Hinweise für sein zukünftiges Verhalten gegeben, 
so etwa, daß ein Fahrrad immer mit einem Schloß 
versehen sein und es auch gesichert abgestellt 
werden muß. Dadurch können alle mithelfen, 
begünstigende Bedingungen für Straftaten von 
vornherein zu vermeiden. 

Wenn man betrachtet, welche interessanten 
Aufgaben zur Vorbeugung und Aufklärung von 
Straftaten und zur Ermittlung der Täter zu er- 
füllen sind, dann stellt sich manch einer die Frage, 
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ob man den Beruf eines Kriminalisten oder 
Staatsanwaltes nicht auch erlernen kann. Nun, 
ganz so einfach wie bei einer anderen Be- 
rufsgruppe geht das nicht. 

Als Staatsanwalt wird man erst nach einer 
entsprechenden Ausbildung berufen, und auch.aals 
Kriminalist muß man vorher die anderen Tätig- 
keitsgebiete der Volkspolizei kennengelernt 
haben. Für die Berufung in die Funktion eines 
Staatsanwaltes ist nach dem Abitur ein ju- 
ristisches Studium von vier Jahren erforderlich, 
welches allerdings erst mit dem 20.Lebensjahr 
aufgenommen werden sollte. Ein Richter kann 
zum Beispiel erst mit 25 Jahren durch die Volks- 
vertretung der Stadt oder des Kreises gewählt 
werden, und auch bei einem Staatsanwalt ist ein 
erhebliches Maß an Lebenserfahrung erfor- 
derlich. Nach dem Abitur können die Jungen also 
durchaus noch ihren, Grundwehrdienst leisten 
oder in Vorbereitung auf das Studium die Arbeit 
in einer Geschäftsstelle eines Rechtspflegeorgans 
aufnehmen. Es ist dann auch möglich, mit den 
Studenten Förderungsverträge abzuschließen. 
Diejenigen, die zuvor einige Jahre in der Pro- 
duktion tätig waren oder längere Zeit bei der 
Nationalen Volksarmee dienten und deshalb erst 
mit dem 25. Lebensjahr oder später zu studieren 
anfangen, können als Vertragsstudenten mit 
einem höheren Stipendium aufgenommen wer- 
den. Bei der Volkspolizei gibt es auch Aus- 
bildungsmöglichkeiten an Fachschulen, die für 
eine beabsichtigte Tätigkeitinder Kriminalpolizei 
venutzt werden können. 


Straftaten müssen 
nicht sein! 


Der Erfolg der gemeinsamen Anstrengungen 
vieler Bürger unter Leitung der staatlichen Organe 
ist im ständigen Rückgang der Kriminalität zu 
sehen. So haben wir zum Beispiel bei uns 1974 
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umgerechnet auf 100000 Einwohner nur 711 
Straftaten zu verzeichnen gehabt. 1950 waren 

es im Vergleich dazu noch 1252, 1960 806 und im 

Jahre 1967 680. Im ehemaligen Deutschen Reich 

gab es 1938 1250 Straftaten, und 1969 sind es in 

der BRD laut amtlicher Statistik 3645 gewesen Jugand- 
(dabei werden dort die Verkehrsstraftaten nicht *"mlnalität 
mehr in der Statistik erfaßt). Auch die Straftaten 
Jugendlicher nehmen in unserer Republik von 

Jahr zu Jahr ab. Die weitaus meisten Mädchen und 
Jungen von 14 bis 18 Jahren verhalten sich in 
Schule und Beruf und bei der kulturellen Be- 
tätigung so, wie es unsere Gesellschaft von ihnen 
erwartet und wie es die allgemeinen Ver- 
haltensnormen fordern. Nur etwa 1,3 Prozent 

aller Jugendlichen mußten sich 1969 wegen einer 
Straftat verantworten. Meisthandelteessichdabei 

um Diebstähle, Körperverletzungen, Sach- 
beschädigungen, Fahren ohne Fahrerlaubnis oder 
unbefugte Benutzung von Kraftfahrzeugen. 

Wie wird nun auf solche Straftaten junger 
Menschen reagiert? Das ist die Frage nach der 
„strafrechtlichen Verantwortlichkeit‘‘, nach der 
Notwendigkeit, der Art und dem Maß einer Strafe 
- wobei wir Strafe immer mit Erziehungs- 
maßnahme gleichzusetzen haben. Ist es so, daß strafrechtliche 
man mit zehn Jahren schon in eine Strafanstalt vn 
kommen kann? In unserer Republik spricht man 
von einer Straftat nur bei der Handlung eines 
Jugendlichen von 14 Jahren an. Begehen Kinder 
solche Handlungen, nennen wir sie „‚deliktische‘“, 
die aber keine Strafe nach sich ziehen. Bei Ju- 
gendlichen ist außerdem noch besonders fest- 
zustellen, ob sie sich bei der Handlung aufgrund 
ihres Entwicklungsstandes von den Regeln des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens der Bürger 
leiten lassen konnten oder ob sie diese Einsicht 
und Fähigkeit zu entsprechendem Vorgehen 
womöglich noch nicht hatten. 

In manchen Staaten gibt es die ‚‚Straf- Stat. 
mündigkeit‘, also die Grenze, von der an man Mündigkeit 
strafrechtlich zur Verantwortung gezogen werden 
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kann, schon von sieben oder zehn Jahren an. Das 
hängt mit historischen Überlieferungen und 
rechtspolitischen Vorstellungen zusammen, wie 
etwa in England für die Rechtsprechung heute 
noch Gesetze und Urteile herangezogen werden, 
die vor zwei bis drei Jahrhunderten gesprochen 
wurden und Verhältnisse regelten, die schon gar 
nicht mehr real sind. Wir lehnen es ab, einen 
Bürger vor dem 14.Lebensjahr strafrechtlich 
verantwortlich zu machen, weil ein Kind natürlich 
meist noch nicht in der Lage ist, alle Zusammen- 
hänge seines Handelns zu überblicken, und weil 
es auch noch nicht immer erfassen kann, warum 
etwas untersagt ist oder nicht. 

Bei negativen Handlungen und Disziplin- 
losigkeiten geht es allerdings nicht immer gleich 
um Straftaten. Sobald eine Handlung nicht diese 
Gefährlichkeit erreicht, sprechen wir bei ne- 
gativem Verhalten allgemein auch vom Vorfeld 
der Kriminalität. Ein ganzes System von Maß- 
nahmen steht zur Bekämpfung von Rechts- 
verletzungen zur Verfügung, wenn sie zwar die 
Interessen unserer Gesellschaft oder einzelner 
Bürger schädigen, aber noch nicht die Schwere 
von Straftaten erreichen. So können betrunkene 
Personen das Gemeinschaftsleben stören. 

Aus erzieherischen Gründen müssen solche 
Bürger, die Alkoholmißbrauch getrieben haben, 
wenn sie durch die Volkspolizei in Gewahrsam 
genommen oder durch das Deutsche Rote Kreuz 
ins Krankenhaus gebracht werden, dafür auch die 
Kosten selbst tragen. Das sind beim Transport mit 
einem Kraftfahrzeug bis zu einer Entfernung von 
20 Kilometern 25,- Mark. Erst recht gilt das für 
die ärztlichen Behandlungskosten, wenn sich 
solche Personen aufgrund ihres Zustandes ver- 
letzt haben. Einige Glas Bier oder Schnaps zuviel 
sind also manchmal recht teuer. 

Angetrunkene zeigen ihre ‚Kraft‘ oft dadurch, 
daß sie randalieren oder gar gesellschaftliches 
Eigentum zerstören, wie beispielsweise Park- 
bänke oder Blumenanlagen. In diesen Fällen stellt 
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die Rechtsverletzung schon eine Ordnungs- 
widrigkeit dar. Dagegen sind erzieherische Maß- 
nahmen vorgesehen, die jeden Rowdy sofort zur 
Ernüchterung bringen. Handelt es sich dabei um 
einen Jugendlichen bis zu 16 Jahren, der zum 
Beispiel einen öffentlichen Fernsprecher be- 
schädigt hat, so können im leichtesten Falle 
Verwarnungen mit Ordnungsgeld von 1,- Mark 
bis 10,- Mark ausgesprochen werden. Jugend- 
lichen über 16 Jahre mit eigenem Arbeitseinkom- 
men können Ordnungsstrafen von 10,- Mark bis 
300,- Mark auferlegt werden. Bei Jugendlichen 
ist es auch möglich, Erlaubnisse zu entziehen 
(zum Beispiel die Fahrerlaubnis, den Angel- 
schein) oder ihnen die Verpflichtung zur Beseiti- 
gung eines angerichteten Schadens auf eigene 
Kosten aufzuerlegen. 

Eine sehr wirkungsvolle Maßnahme ist für 
„starke Männer‘‘, die einen Schaden verursacht 
haben, die Verpflichtung, an freien Wochenenden 
bis zu insgesamt sechs Tagen unentgeltlich 
gemeinnützige Arbeit zu leisten. Wer von diesen 
Burschen einmal von seinen Freunden bestaunt 
worden ist, wie er gerade Straßenbahnwagen 
wäscht, einen Kabelgraben an der Hauptstraße 
aushebt oder Rentnern die Kohlen in die Keller 
trägt, der wird sich sicher schnell abgewöhnen, in 
Zukunft wieder mutwillig Schaden anzurichten. 

Jugendliche können bei einer strafbaren Hand- 
lung aber auch mit Strafen belegt werden. Dabei 
sind die Besonderheiten des Entwicklungsstandes 
junger Menschen zu berücksichtigen. So gibt es 
neben den ebenfalls für Erwachsene geltenden 
Regeln wie der Beratung und Entscheidung einer 
Sache durch ein Gesellschaftliches Gericht, der 
Geldstrafe, der Verurteilung auf Bewährung oder 
der Freiheitsstrafe auch nur für Jugendliche 
anzuwendende Strafarten, beispielsweise Frei- 
heitsentzug mit beruflichen Qualifizierungs- 
möglichkeiten und besonderer pädagogischer 
Betreuung. Es können auch besondere Pflichten 
auferlegt werden, wie gesellschaftlich nützliche 
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Arbeit durchzuführen, ein Lehrverhältnis fort- 
zusetzen, einen bestimmten Betrieb bis zu zwei 
Jahren nicht ohne berechtigten Grund zu ver- 
lassen. Welche Maßnahme im Einzelfall an- 
gewandt wird, hängt von der Art des Deliktes,dem 
eingetretenen Schaden, der Persönlichkeit des 
Jugendlichen und anderen Umständen ab. 


Ist Schadensersatz 
eine Strafe? 


Im Arbeitsprozeß, im Haushalt oder bei Sport und 
Spielkann dem Eigentum anderer Bürger oder der 
Gesellschaft auch einmal ein Schaden zugefügt 
werden, den es wiedergutzumachen gilt. Nun 
braucht aber der Grad des Verschuldens nicht 
hoch zu sein, oder der Schadensverursacher hat 
kein Geld. Wer kommt dann dafür auf? Wir wollen 
das an einem Beispiel betrachten. Nehmen wir an, 
beim Spiel auf der Straße hat der Fußball eine 
Fensterscheibe zertrümmert, oder ein Jugend- 
licher wollte die zukünftige Wohnung betrachten, 
die seinen Eltern zugewiesen werden soll, und hat 
dabei auf der Baustelle ein Waschbecken zer- 
schlagen, weil er unachtsam war. Was ist, wenn 
der Baubetrieb Schadensersatz verlangt, weil das 
Betreten der Baustelle ausdrücklich untersagt war 
und große Schilder darauf hinwiesen? Unser 
Schadensverursacher sagt aber nun, daß ja auch 
der Hinweis darauf stand: Eltern haften für ihre 
Kinder! Außerdem habe er gar kein Einkommen. 

Ist das so, daß Eltern für ihre Kinder haften, 
oder soll das Schild nur eine mögliche Nach- 
lässigkeit des Baubetriebes verdecken, der es 
unterlassen hat, einen einfachen Bretterzaun um 
das Baugelände zu errichten? Und wenn gehaftet 
werden muß, ergeben sich schon wieder Fragen: 
Bis zu welcher Höhe besteht die Ersatzpflicht? 
Wann endet eine solche Pflicht gegenüber dem 
„Kind‘? 

Vom 14. Lebensjahr an spricht man vom Ju- 
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gendlichen: Sind also nur Kinder bis zu diesem 
Alter gemeint, dann würde das Schild für einen 
16jährigen nicht mehr gelten. 

Diese Fragen sind nicht ganz so einfach zu 
beantworten. Entscheidend für die eventuelle 
Schadensersatzpflicht eines jungen Menschen 
sind sein Alter und seine Reife ebenso wie eine 
rechtswidrige, schuldhaft begangene Handlung, 
die einen Schaden verursachte. Der Schaden muß 
gerade durch diese Handlung (Tun oder Unter- 
lassen) eingetreten sein. 

Bei uns gilt der Grundsatz, dal3 jeder für sich 
selbst verantwortlich ist und auch für das ein- 
zustehen hat. was er begangen und verschuldet 
hat. Allerdings ist dafür die deliktische Ver- 
antwortlichkeit, kurz Deliktsfähigkeit genannt, 
erforderlich. Das ist die vom Staat jedem Bürger 
eingeräumte Voraussetzung, überhaupt Ver- 
pflichtungen aus rechtswidrigen Handlungen 
übernehmen zu können. 

Für Kinder bis sechs Jahre besteht eine solche 
Verpflichtung nicht, sie sind deshalb für einen 
angerichteten Schaden in der Regel nicht ver- 
antwortlich. Bezahlt ihn aber deshalb niemand’? 
Hat der Geschädigte damit eben ‚Pech‘ gehabt? 
So ist das natürlich nicht! Einmal besteht generell 
eine Schadensersatzpflicht der Aufsichtsführen- 
den, die nur dann nicht eintritt, wenn der Schaden 
auch bei ordentlichem Verhalten des Er- 
wachsenen nicht hätte verhindert werden können, 
das heißt, wenn er seiner Aufsichtspflicht eben 
voll genügt hat. Zum anderen kann in Sonderfällen 
auch ein nichtverantwortliches Kind für einen 
Schaden ersatzpflichtig sein, wenn das nach den 
Umständen möglich und zu vertreten ist. Sokann 
sich ein Kind ja durchaus schon im Besitz von 
Geld oder Vermögen durch Schenkung oder Erbe 
befinden. In diesen Fällen wird natürlich für eine 
Wiedergutmachung des Schadens gesorgt. 

Bei Kindern und Jugendlichen von 7 bis 18 Jah- 
ren kommt es für eine zivilrechtliche Ver- 
antwortlichkeit darauf an, ob sie auf Grund des 


24 


Deliktstählgkeit 


Schadensersatz- 
pflicht 


Zivllrechtliche 
Verantwortlichkeit 


Entwicklungsstandes ihrer Persönlichkeit fähig 
waren, sich pflichtgemäß zu verhalten. Ist das 
gegeben, sind die Kinder oder Jugendlichen selbst 
verantwortlich. Es ist deshalb falsch, wenn sich 
Verkehrsbetriebe an den Vater eines 17jährigen 
Jugendlichen wenden, weil sein Sohn den Fahr- 
schein angeblich nicht auf ordnungsgemäßem 
Wege erlangt hat. 

Waren sie jedoch nicht fähig, sich pflicht- 
gemäß zu verhalten, dann haften unter Um- 
ständen an Stelle der Jugendlichen deren Eltern 
oder andere mit Aufsichtspflichten beauftragte 
Bürger, zum Beispiel die Lehrer in der Schule 
oder die Studentin im Ferienlager, wenn sie die 
Aufsicht führte. Könnte man nun aber in unserem 
Falle sagen, daß der Jugendliche nicht die erfor- 
derliche Einsicht hatte? Das ist sicher nicht der 
Fall. Er weiß schon, wie man sich im täglichen 
Leben verhalten muß. So ist zum Beispiel auf 
einem nicht aufgeräumten Baugelände mit der 
Möglichkeit zu rechnen, einen Schaden zu ver- 
ursachen, wenn man sich unbefugt dort aufhält. 
Unser Jugendlicher war auch in der Lage, sich 
entsprechend den gesellschaftlichen Anfor- 
derungen zu verhalten. Der Meister des Bau- 
betriebes ist also durchaus im Recht, wenn er sagt, 
daß der Jugendliche für den Schaden ver- 
antwortlich ist und ihn allein bezahlen müsse. Da 
er aber noch kein eigenes Arbeitseinkommen 
besitzt, muß der Geschädigte eben bis zu diesem 
Zeitpunkt auf den Ersatz des Schadens warten, 
oder das Sparschwein wird vorfristig ge- 
schlachtet. Es kann auch sein, daß die Ver- 
sicherung an den Geschädigten zahlt, wenn ein 
solcher Vertrag abgeschlossen wurde. 

Wir können uns hier gleich einmal diese Re- 
gelung ansehen, weil die Versicherung dann sehr 
nützlich ist, wenn ein Schaden verursacht wurde, 
Damit wird dem Schadensersatzpflichtigen die 
nötige finanzielle und auch rechtliche Hilfe ge- 
geben; dabei genügt es, wenn bei einem Kind oder 
Jugendlichen die Eltern versichert sind. Außer- 
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dem bekommt der Geschädigte auch dann so- 
fort sein Geld, wenn der Schadensverursacher 
keins hat oder nicht deliktsfähig ist. 

Es gibt eine Haushaltversicherung, die den 
Haftpflichtversicherungsschutz mit beinhaltet. Je 
1000,- Mark Wert der versicherten Gegenstände 
kostet sie 1,- Mark, der Beitrag für die Haft- 
pflicht kommt mit insgesamt 5,- Mark nochhhinzu. 
Dafür ist dann aber sowohl die gesamte Woh- 
nungseinrichtung gegen Feuer- oder Wasser- 
schäden als auch gegen Einbruchdiebstahl ver- 
sichert. Außerdem übernimmt die Versicherung 
alle Kosten für Schäden aus schuldhaften Hand- 
lungen gegenüber anderen Personen. Das wäre 
genau der Fall unseres Jugendlichen, der auf der 
Baustelle das Waschbecken zerschlagen hat. Wenn 
seine Eltern Möbel, Fernseher, Radio, Wäsche 
und anderes im Werte von 35 000,- Mark haben, 
dann würde die Versicherung jedes Jahr 40,- Mark 
einnehmen, allein für das zerschlagene Wasch- 
becken müßten aber schon 54,- Mark ausgegeben 
werden. Es lohnt also durchaus, versichert zu 
sein. 

Das vom Baubetrieb aufgestellte Schild wirkt 
nur als Achtungs- und Gefahrenzeichen, recht- 
liche Konsequenzen hat es nicht. Es gibt aber auch 
Fälle, in denen die Eltern tatsächlich für ihre 
Kinder haften, dann nämlich, wenn sie'ihre Pflich- 
ten schuldhaft verletzen oder der Schaden bei 
einem ordnungsgemäßen Verhalten nicht ent- 
standen wäre. Generell bezieht unsere moderne 
Zeit zwar nicht nur die Jugendlichen, sondern 
sogar schon die Kinder frühzeitig und mit sol- 
chen Pflichten in den Tagesablauf ein, daß heut- 
zutage manches selbstverständlich geworden ist, 
was noch vor 30 Jahren selten oder undenkbar 
war. Nehmen wir nur die vielen Besorgungen, 
die täglich gemacht werden müssen, oder den- 
ken wir an die Situationen im Straßenverkehr. 
So kommt es eben auf die geistige Reife und die 
besondere Handlungssituation an sowie auf die 
sonst üblichen Verhaltensweisen und Reaktio- 
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nen eines Jugendlichen. Sobald es sich aber um 
einen „Tunichtgut‘ handelt, der schon allerhand 
Schaden verursacht hat, so müßten die Eltern 
immer dann bezahlen, wenn ihr Sohn als nicht 
verantwortlich angesehen würde. 

Ebenso ist auch in dem Fall mit der zer- 
brochenen Fensterscheibe zu entscheiden. Für 
alle Bürger und Betriebe gibt es sowieso die 
Pflicht, sich so zu verhalten, daß an der Gesund- 
heit anderer Menschen und ihrem sowie dem 
sozialistischen Eigentum kein Schaden entsteht, 
und auch die Pflicht, aktiv an der Verhütung 
von Schäden und der Abwehr von Gefahren mit- 
zuwirken. Das entspricht unseren sozialistischen 
Moralauffassungen, damit nicht erst gesellschaft- 
liche Werte beschädigt oder vernichtet werden. 


Lernen, lernen, 
nochmals lernen 


Wir sprechen viel von Bildung, von der Not- 
wendigkeit, sich ständig zu qualifizieren. Warum 
eigentlich? Wurde nicht auch früher gelernt? Nun, 
manches hat sich eben wesentlich gegenüber 
früher geändert. Wir produzieren heute auf einem 
ganz anderen Niveau, mitanderen Maschinen und 
Kenntnissen. Jeder Werktätige leistet ein Viel- 
faches von dem, was früher möglich war. In der 
kapitalistischen Welt wird nun den sogenannten 
Technokraten das Wort geredet. Dort geht eine 
Entwicklung vor sich, nach der eine immer kleiner 
werdende Intelligenzoberschicht die Produk- 
tionsprozesse leitet, während die Masse der 
Werktätigen zu Anhängseln der Technik wird. 
Solche Arbeiter brauchen nur minimale Kennt- 
nisse zu haben - für die kulturelle Entwicklung der 
Persönlichkeit hat die kapitalistische Gesell- 
schaftsordnung ja noch nie etwas getan. 

Unsere sozialistische Gesellschaft dagegen 
fördert die Entwicklung eines allseitig gebildeten 
Menschen, eines Bürgers, der bewußt an der 
Bewältigung aller ihm gestellten Aufgaben mit- 
arbeiten kann. Wir sagen, daß die Sicherung der 
Stabilität, Kontinuität und Zuverlässigkeit der 
sozialistischen Produktion einen hohen Bil- 
dungsstand der Werktätigen erfordert. Wissen 
und Kenntnisse schlagen sich in Produktions- 
zuwachs um. Von Friedrich Engels ist der Aus- 
spruch bekannt, daß es keinen gesellschaftlichen 
Fortschritt geben kann, der nicht zunächst durch 
die Köpfe der Menschen gegangen ist. Wie wir uns 
bilden wollen, ist also nicht davon abhängig, was 
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wir lernen möchten, sondern wird davon 
bestimmt, was wir lernen müssen, um mehrleisten 
zu können, um das Nationaleinkommen zu er- 
höhen. Die ständige Weiterentwicklung unseres 
Bildungsniveaus ist demnach ein objektives 
Erfordernis, das auch bleibt, selbst wenn wir die 
Augen davor verschließen wollten. Außerdem 
sind wir daran interessiert, alle Bürger mit einem 
höheren Wissensstand zu befähigen, die Zusam- 
menhänge der gesellschaftlichen Entwicklung zu 
erkennen und sich aktiv an der Bewältigung staat- 
licher Leitungsaufgaben zu beteiligen. 

Ist es demnach richtig, mit dem Klassenlehrer 
diskutieren zu wollen, ob er die Prüfungsarbeit 
jetzt oder eine Woche später schreiben lassen 
soll? Wäre es nicht besser, ausgehend von der 

Lernen für Schulordnung, ständig ‚‚fleißig und gewissenhaft 

lern zu lernen‘, damit man bei jeder Leistungs- 

kontrolle etwas bieten kann? Mit der genannten 

Aufgabenstellung für unser Bildungswesen ist 

auch die Frage beantwortet, für wen gelernt wird. 

Jahrzehntelang haben Schüler geglaubt, nur ihren 

Eltern oder den Lehrern einen Gefallen zu tun, 

wenn sie sich einen wissenschaftlichen Lehrsatz 

oder ein Gedicht einprägten. Ihr lernt aber gerade 

damit, daß ihr der Gesellschaft helft, ihre Ziele zu 

erreichen, auch für euch selbst. Euer Horizont 

weitet sich, ihr seid dann in der Lage, mehr zu 

leisten, und könnt deshalb auch einen größeren 

Teil des gemeinsam Erarbeiteten für euch er- 
halten. 

Nun könnte die Frage kommen: „Lernen denn 
aber nur wir, die 2,6 Millionen Schüler der all- 
gemeinbildenden polytechnischen Oberschulen?‘“ 
Tatsächlich lernt unsere ganze Gesellschaft, 
308000 Studenten an den Hoch- und Fachschulen 
ebenso wie Millionen Werktätige. Die So- 
zialistische Einheitspartei Deutschlands und 
unsere Regierung haben es verstanden, in einer 
langjährigen klugen Einordnung unserer po- 

Sozialletisches litischen Tagesfragen in die objektiven Er- 
Bildungewesen frdernisse der Entwicklung ein einheitliches 
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sozialistisches Bildungswesen zu schaffen, das zu 
den größten Errungenschaften unserer Ge- 
sellschaft gehört. Beachtet wurde dabei, daß die 
Bedeutung der Bildung beim Aufbau des So- 
zialismus objektiv zunimmt. Deshalb wurden die 
Maßnahmen zur Bildung und Erziehung an den 
allgemeinbildenden polytechnischen Oberschulen 
und in der Berufsausbildung der Lehrlinge in 
Übereinstimmung mit der Hochschul- und 
Akademiereform und der Aus- und Weiterbildung 
der Werktätigen gebracht. Wie in diesen Bil- 
dungskomplexen die Rechte und Pflichten der 
jungen Menschen eingeordnet sind, das wollen wir 
uns jetzt einmal ansehen. 


Schulbesuch 
nach Lust 
und Laune? 


„Ichbitte Jürgen für heute zu entschuldigen, er hat 
sich den Magen verdorben.‘“ Einen solchen Zettel 
brachte ein Schüler mit, der Lehrer wußte aber, 
daß es mit dem Magen von Jürgen nicht so 
schlecht stehen konnte. denn er hatte ihn schon 
einmal nach einer ähnlich lautenden Ent- 
schuldigung im Schrebergarten der Eltern buddeln 
sehen. Bei manchen Schülern, die dem Unterricht 
fernbleiben, kommt aber gar nicht erst eine 
Entschuldigung, und der Lehrer erhält beim 
Hausbesuch vielleicht noch eine ausweichende 
Antwort. So geht es aber nicht! 

Dem Recht auf Schulbesuch und Schul- 
geldfreiheit in der polytechnischen Oberschule 
steht eben auch die allgemeine IOjährige Ober- 
schulpflicht vom 7. Lebensjahr an gegenüber. 
Sie erstreckt sich neben dem erforderlichen 
regelmäßigen Besuch des lehrplanmäßigen Unter- 
richtes auch auf die Teilnahme an den für obliga- 
torisch erklärten Veranstaltungen der Schule. 
Welcher Lehrer weiß denn nun aber beim Fern- 
bleiben eines Schülers ohne Entschuldigung, ob 
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er nicht nur bummelt? Schulbummelei ist aber 
immer der erste Schritt für Disziplinlosigkeit auch 
auf anderen Gebieten und im späteren Leben. 
Wenn Pflichten außer acht gelassen werden, wenn 
Eltern die Erfüllung von Aufgaben nicht kon- 
trollieren, dann verleitet das manchen leicht- 
sinnigen Burschen dazu, sich auch anderswo 
ordnungswidrig zu verhalten und unangenehm 
aufzufallen. Von der Disziplinwidrigkeit ist es 
manchmal auch kein weiter Schritt bis zur Be- 
gehung von Gesetzesverletzungen. Deshalb ist 
beim Fernbleiben vom Unterricht generell eine 
vorherige Zustimmung der Schule erforderlich. 
Der Klassenleiter kann Schüler auf schriftlich 
begründeten Antrag der Eltern bis zu 3 Unter- 
richtstagen beurlauben, der Direktor der Schule 
bis zu 6 Unterrichtstagen. Das kann auch mehr- 
mals in einem Schuljahr geschehen. Sonst muß 
eine schriftliche Entschuldigung nachgereicht 
werden, etwa bei einer nur vorübergehenden 
Unpäßlichkeit. Bei Erkrankung kann der Lehrer 
auch eine ärztliche Bescheinigung verlangen. 
Diese Anforderungen sind an die Schüler und alle 
Eltern gerichtet. 


Steht Uwe 
auch ohne Lernen 
seinen „Mann‘'? 


„Und dann“, sagt der Vorsitzende in der Sitzung 
der Betriebsgewerkschaftsleitung der Schuh- 
fabrik „Hans Sachs‘, „haben wir noch über einen 
Brief der 10. Oberschule zu sprechen, in dem es 
um unseren Kollegen Meinhardt, das heißt, 
eigentlich um seinen 15jährigen Jungen Uwe 
geht. Er hat im letzten Halbjahr 17 Tage in der 
Schule gefehlt, ohne daß ausreichende Entschul- 
digungen vorlagen, und die Eltern unternehmen 
angeblich nichts gegen die Bummelei. Wir sind 
gebeten worden, mit Kollegen Meinhardt zu spre- 
chen.“ 
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Herr Meinhardt ist damit aber nicht ein- 
verstanden. Er behauptet, diese Sache habe sei- 
nen Betrieb gar nicht zu interessieren und die 
Schule sei wesentlich über ihre Kompetenzen 
hinausgegangen. Ist das so? 

Herr Meinhardt hat nicht recht! Nach dem 
„Gesetz über das einheitliche sozialistische Bil- 
dungssystem‘' haben die Erziehungspflichtigen 
Kinder und Jugendliche zum Schulbesuch an- 
zuhalten, sobald diese ihre Oberschulpflicht 
nicht erfüllt haben. Wenn das nicht erfolgt, ist mit 
dem Elternbeirat und Jen Erziehungspflichtigen 
zu beraten. Das ist bei Herrn Meinhardt auch 
geschehen, aber ohne Erfolg. Die Schule wäre in 
diesem Falle sogar berechtigt gewesen, beim 
Kreisschulrat ein Ordnungsstrafverfahren zu 
beantragen, in dem als Erziehungsmaßnahme I0,- 
bis 300,- Mark Strafe ausgesprochen werden 
können. Außerdem kann bei einer erfolglosen 
Beratung ein Antrag an die für die Erziehungs- 
berechtigten zuständige Konflikt- oder Schieds- 
kommission gestellt werden (die gesellschaft- 
lichen Gerichte können nach einer Beratung dem 
Erziehungsberechtigten Verpflichtungen auf- 
erlegen, ihm eine Rüge aussprechen oder auch 
eine Geldbuße von 5,- Mark bis 50,- Mark fest- 
legen). Ein Schüler über 14 Jahre kann belehrt 
werden. Ähnlich hat sich die 10.Oberschule in 
diesem Falle auch verhalten. Da die Firma ‚Hans 
Sachs“ keine Konfliktkommission hat, teilte die 
Schule die ganze Angelegenheit der Betriebsge- 
werkschaftsleitung mit. Nun wird es an Herrn 
Meinhardt liegen, in Zukunft die richtigen Maß- 
nahmen durchzuführen, oder er wird sich viel- 
leicht gar vor einem Gericht zu verantworten 
haben, wenn durch die Schulbummaelei die sittli- 
che und geistige Entwicklung seines Jungen ge- 
fährdet ist. 

Nach der Schulordnung haben die Schüler die 
Pflicht, den Unterricht pünktlich zu besuchen, so 
daß der Klassenleiter oder der Direktor der Schule 
ebenfalls gegen den disziplinlosen Uwe etwas 
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unternehmen könnten. Nach einer Verwarnung 
vor der Klasse hat Uwe aber auch schon einen 
Tadel erhalten, der in das Klassenbuch ein- 
getragen worden ist und über den die Eltern 
informiert wurden. Herr Meinhardt kommt nun 
nach der Aussprache mit seiner Betriebsge- 
werkschaftsleitung zum Schuldirektor und bittet 
um Ausschulung seines Sohnes, weil dieser nicht 
mehr lernen, dafür aber in einem Betrieb als 
Heizer arbeiten wolle. Dem Direktor ist es aller- 
dings möglich, Herrn Meinhardt zu überzeugen, 
daß sein Sohn mit dem Abschluß der 10. Klasse 
wesentlich bessere Entwicklungsmöglichkeiten 
als sonst hat, da er auch als Heizer Prüfungen 
absolvieren muß, die ihm dann sicher leichter 
fallen werden. Von der Schule wird aber trotzdem 
bei der Jugendhilfe beantragt, Uwes Eltern eine 
Erziehungshilfe zu stellen. 

Bei dieser Gelegenheit beklagte sich übrigens 
Herr Meinhardt darüber, daß ihm vom Klassen- 
leiter vor einigen Tagen nicht gestattet worden sei, 
seinen Sohn während des Unterrichts zu spre- 
chen. Jetzt wird er darauf hingewiesen, daß das 
tatsächlich nicht möglich ist und daß nicht einmal 
staatliche Schulfunktionäre den Unterricht stören 
dürfen. Auch Versammlungen oder Sitzungen 
sind während der Unterrichtszeit nicht gestattet. 
Zeit für ein Gespräch miteinem Schüler ist für die 
Eltern oder einen Freund aus einer anderen 
Klasse im Laufe des Schultages aber auch so 
genug. Die Unterrichtsstunde dauert 45 Minuten, 
danach sind jeweils 15 Minuten Pause. Wenn in 
den oberen Klassen mehr als sechs Stunden 
täglich gehalten werden, so ist den Schülern sogar 
eine längere Erholungspause einzuräumen. 

Die Maßnahme, einen Schüler schon aus der 
8.Klasse zu entlassen, wird übrigens immer 
weniger angewendet. Immerhin absolvierten 1973 
schon 90,1 Prozent aller Schüler mindestens die 
9.Klasse. Über den Antrag auf vorzeitige Aus- 
schulung entscheidet der Direktor der Schule nach 
einer Beratung mit dem Klassenleiter und den 


3 Justitia 33 


Erziehungsberechtigten. Außerdem müssen dann 
weitere Maßnahmen, zum Beispiel für den Be- 
rufsschulbesuch, festgelegt werden. 


Schülerrechte - 
Schülerpflichten! 


Eine Schülerin beklagt sich bei ihrer Freundin aus 
der 11. Klasse, daß ihr der Lehrer untersagt hat, 
sich während des Unterrichtes zu schminken. 
„Aber meine heißen Höschen ziehe ich deshalb 
morgen doch an!“ sagt sie ärgerlich. Sie will 
einmal Modegestalterin werden und glaubt, 
manche Neuheit oder auch vorübergehende 
Modetorheit schon in der Schulstunde aus- 
probieren und zeigen zu müssen. Wie verhält es 
sich eigentlich mit den Rechten und Pflichten der 
Schüler? Wir müssen dabei davon ausgehen. daß 
jedem Bürger nur mit einem ordentlichen Ab- 
schluß der Übergang zur nächsthöheren Bil- 
dungsstufe möglich ist. Die Verwirklichung dieser 
Aufgaben kann nur durch die Erfüllung der 
Lehrpläne geschafft werden - das erfordert aber 
auch eine feste Ordnung. Die Schüler sind deshalb 
verpflichtet, ‚...sich höflich und anständig zu 
benehmen, gegenseitige Rücksichtnahme und 
Hilfsbereitschaft zu üben‘, sie haben die Haus- 
ordnungeinzuhalten, ‚das gesellschaftliche Eigen- 
tum zu achten und sorgsam zu behandeln‘ und 
sich „diszipliniert zu verhalten‘. Dazu gehört nun 
eben auch, daß zum Beispiel Skatkarten nicht als 
Mittel der Pausenbeschäftigung mitgenommen 
werden dürfen und daß der Unterricht auch nicht 
durch Ankleideszenen gestört wird. Dabei ist 
allerdings gegen das Tragen einer modernen 
Kleidung oder eines ansprechenden Haarschnit- 
tes nichts einzuwenden, wenn nicht ästhetische 
Forderungen damit verletzt werden oder die all- 
gemeine Körperhygiene unberücksichtigt bleibt. 
Wenn die Schüler allerdings trotz wiederholter 
erzieherischer Maßnahmen nicht fleißig lernen, 
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die Disziplin und Ordnung mißachten oder sonst 
gegen die Hausordnung verstoßen, dann können 
sie bestraft werden. Von der Verwarnung über die 
Androhungeiner Umschulung bis zum Ausschluß 
aus der allgemeinbildenden polytechnischen 
Oberschule sind mehrere Maßnahmen möglich, 
wobei einige nur nach Anhören des Pädagogi- 
schen Rates, der FDJ-Leitung und der Erzie- 
hungsberechtigten durchgeführt werden können. 
Im Gegensatz zu früheren Zeiten ist aber die 
„Bestrafung von Schülern durch zusätzliche 
Hausaufgaben und Nachsitzen ... nicht erlaubt‘. 

Der Pädagogische Rat ist übrigens als be- 
ratendes Organ des Direktors die Vollver- 
sammlung aller Lehrer und Erzieher einer Schule. 
Hinzugezogen sind der Vorsitzende des Eltern- 
beirates, der FDJ- und Freundschaftspionierleiter 
und der Vertreter des Patenbetriebes. 

Die Anwendung von Erziehungsmaßnahmen ist 
an unseren Schulen natürlich als Ausnahme- 
erscheinung zu betrachten. Im Vordergrund 
steht die bewußte Teilnahme der Schüler an der 
Gestaltung des schulischen Lebens. Das geschieht 
entweder durch persönliche Vorschläge an Lehrer 
oder den Direktor oder durch die Leitung der 
Grundorganisation der Freien Deutschen Jugend 
und den Freundschaftsrat der Pionierorgani- 
sation. 

Den Schülern können dazu auch von den 
Lehrkräften Aufträge erteilt werden, zur Hilfe für 
leistungsschwache Schüler, zur Mithilfe bei der 
Pausenaufsicht, zur Ausgestaltung der Klassen- 
räume und des Schulgebäudes, zur Pflege der 
Unterrichtsmittel und zur Mithilfe bei der Rei- 
nigung der Räume. 

Für gute Leistungen ist es möglich, Schüler und 
Schülerkollektive zu belobigen und auszu- 
zeichnen. Es können eine Anerkennung oder ein 
Lob vor der Klasse mit Eintragung in das Klas- 
senbuch ausgesprochen werden. Möglich sind 
auch ein Lob vor dem Pädagogischen Rat, beim 
Fahnenappell und die Verleihung von Urkunden 
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und Medaillen. Darüber sind auch die Erziehungs- 
berechtigten, deren Betriebe und die Klassen- 
elternversammlung zu informieren. 


Der Krimi 
in der Hosentasche 


In einer Klassenelternversammlung steht Frau 
Schulz auf und erklärt empört, daß ihre Tochter 
vor kurzem Schundliteratur mit nach Hause 
gebracht habe. Diese Hefte geistloser Wildwest- 
und sogenannter Liebesgeschichten würden in der 
Klasse ausgetauscht. Das ist eine Angelegenheit, 
mit der sich das Klassenelternaktiv befaßt. In 
jeder Schule werden solche Elternvertreter zur 
Unterstützung der Lehrer und deren Aufgaben 
gewählt. Sie können für die Arbeit der Lehrer 
Empfehlungen und Vorschläge geben. Das tun sie 
jetzt auch, weil „der Schutz der Kinder und 
Jugendlichen vor Einflüssen, die ihre Entwicklung 
zu sozialistischen Persönlichkeiten gefährden 
oder schädigen ... Aufgabe aller Bürger ... ins- 
besondere der Eltern [und] der Lehrer“ ist, so 
heißt es in der Jugendschutzverordnung. 

Schund- und Schmutzerzeugnisse sind solche, 
die geeignet sind, bei Kindern und Jugendlichen 
Neigungen zu Grausamkeiten, Menschenver- 
achtung, Gewalttätigkeit sowie sexuelle Ver- 
irrungen hervorzubringen. Lehrer und Erzieher 
sind verpflichtet, diese Erzeugnisse den Jugend- 
lichen abzunehmen. Dazu sind auch Ta- 
schenkontrollen durchzuführen. Der Elternbeirat 
sagt nunmehr den Lehrern, daß diese Maßnahme 
ihre gesetzliche Pflicht ist. Durch das sofortige 
Handeln des Elternaktivs ist Frau Schulz wieder 
besänftigt. Sie sieht nun, daß ihre Vorschläge auch 
beachtet werden. 

In der Klasse 12 ist unlängst ein Schüler beim 
Besuch des produktionstechnischen Unterrichts 
auf einem schlechtgestreuten Fußweg aus- 
gerutscht und muß nun einige Zeit im Bett bleiben. 
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Fortsetzungdes Unterrichtes in dem etwas abseits 
gelegenen Betrieb Gefahren verbunden sind. Das 
istallerdings unbegründet. Es gibt eine „‚Fürsorge- 
und Aufsichtsordnung für pädagogische Kräfte‘‘, 
die vorsieht, daß sich die Aufsicht der Lehrkräfte 
über Kinder und Jugendliche auf die Zeit vom 
Betreten des Grundstückes der Bildungsein- 
richtung bis zu dessen Verlassen erstreckt sowie 
auf Unterrichtswege zwischen dem oben- 
genannten Grundstück und anderen Orten von 
Schulveranstaltungen. Ähnliches ist für Schul- 
wanderungen zu sagen. Über Gefahren- und 
Unfallquellen sind regelmäßig Belehrungen mit 
Eintragung in das Klassenbuch vorzunehmen. 
Erst von der 7.Klasse an dürfen Schüler ohne 
Begleitung aufsichtführender Personen Wege 
zurücklegen und Wartezeiten verbringen. Schüler 
von 14 Jahren an können mit der Leitung und 
Beaufsichtigung schulischer Veranstaltungen 
beauftragt werden. Übrigens wäre es auch not- 
wendig, daß der Betrieb Voraussetzungen schafft, 
den Anmarschweg sicherer zu gestalten. Die 
Zusammenarbeit der Schulen mit den Betrieben 
ist darauf gerichtet, eine hohe Qualität des be- 
rufsvorbereitenden Unterrichts zu erreichen, die 
Werktätigen bei der klassenmäßigen Erziehung 
der Schüler miteinzubeziehen und die Paten- 
schaftsbeziehungen zu festigen. Dazu gibt es Ver- 
einbarungen zwischen Schule und Betrieb, die 
natürlich auch alle technischen und organisatori- 
schen Voraussetzungen für eine gute Durch- 
führung dieses Unterrichtes beinhalten sollten. 


Ist Privatunterricht 
möglich? 


„Erteile Zusatzunterricht in Mathematik und 
Physik für Schüler der Klassen II und 12. An- 
fragen unter 2685 an DEWAG-Werbung“ - 

stand es in der Tageszeitung, und die Mutter eines 


37 


Schülers wollte diese Gelegenheit für ihren Sohn 
nutzen, da er Schwierigkeiten in diesen Fächern 
hat. Das ist aber nicht so ohne weiteres möglich. 
„Unterricht durch Privatpersonen außerhalb des 
obligatorischen Schulunterrichts in den schu- 
lischen Fächern“ ist nur mit Genehmigung des 
Direktors der Schule möglich. Das erfordert die 
einheitliche Durchsetzung der in der ganzen 
Republik geltenden Lehrpläne und die An- 
wendung entsprechender pädagogisch-wissen- 
schaftlicher Lehrmethoden. 

Eine solche Genehmigung wird natürlich immer 
erteilt werden, wenn der Mentor die ent- 
sprechenden fachlichen und pädagogischen 
Fähigkeiten nachweisen kann, das muß aber einer 
Kontrolle unterliegen. Von der Schule or- 
ganisierte Lern- und Arbeitsgemeinschaften 
werden stets fachlich angeleitet und beaufsichtigt. 

Es gibt manchmal Auffassungen, daß wir es der 
Jugend zu leicht machen, daß sie deshalb nicht 
immer interessiert genug ist. Es ist aber keines- 
wegs so, daß die Jugend alles an sich her- 
ankommen läßt und selbst wenig zur Erreichung 
eines hohen Bildungsstandes unternimmt. Durch 
eigene Initiativen nutzt sie die Möglichkeiten, die 
ihr die Gesellschaft für ihre Entwicklung bietet. 
Nehmen wir nur die Messe der Meister von 
morgen, die jährlich mit vielen Exponaten den 
großen Nutzen für unsere Gesellschaft beweist, 
der mit den Neuerungen und Erfindungen er- 
arbeitet wurde. Wir sehen das auch daran, daß sich 
die Jugend schon frühzeitig um eine marxistisch- 
leninistische Weltanschauung bemüht. Das ge- 
schieht zum Beispiel mit dem Erwerb des Ab- 
zeichens ‚Für gutes Wissen‘ oder in den Zirkeln 
Junger Sozialisten. Die aktive Mitarbeit an der 
Gestaltung unserer Gesellschaft erfordert das 
Verständnis für die gesellschaftlichen Ziele und 
Zusammenhänge. Dazu wird die Jugend durch die 
marxistische Weltanschauung befähigt. Sie er- 
langt durch eine solche Bildung ein sicheres, 
wissenschaftlich begründetes Urteilsvermögen. 
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Das ist die Frage, vor der alle Schüler, die die 
Schulpflicht beenden, stehen und die auch deren 
Eltern bewegt. Manche sagen auch „Geld ver- 
dienen oder weiter die Schulbank drücken?‘. So 
ist diese Fragestellung natürlich falsch und sogar 
egoistisch, wenn das Schwergewicht aufs „Geld- 
verdienen‘' gelegt wird. 

Die gesellschaftliche Notwendigkeit, nach der 
sich auch jeder einzelne richten muß, verlangt, 
daß jeder nach seinen Fähigkeiten durch ge- 
sellschaftlich nützliche Arbeit dazu beiträgt, daß 
sich die Gesellschaft weiterentwickelt und die 
Bedürfnisse derselben und jedes einzelnen Mit- 
gliedes immer besser befriedigt werden können. 
Deshalb istauch schon in der Verfassungder DDR 
festgelegt, daß gesellschaftlich nützliche Tätigkeit 
eine ehrenvolle Pflicht für jeden arbeitsfähigen 
Bürger ist und daß die Jugendlichen das Recht und 
die Pflicht haben, einen Beruf zu erlernen. Dies 
erfolgt in der Regel in den Betrieben nach Ab- 
schluß eines Lehrvertrages mit den Jugendlichen 
oder durch ein Studium an den Hochschulen und 
Universitäten. Die gute, den volkswirtschaft- 
lichen Erfordernissen Rechnung tragende Aus- 
bildung der Schüler an den zehnklassigen poly- 
technischen Oberschulen ermöglicht es, daß der 
weitaus größte Teil der Schüler unmittelbar ein 
Lehrverhältnis mit Betrieben eingehen und somit 
in das berufliche Leben eintreten kann. Im Rah- 
men des Fünfjahrplanes 1971-1975 wurden auf 
diese Weise 900000 Facharbeiter ausgebildet und 
in unserer Volkswirtschaft eingesetzt. Ein wei- 
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terer, weitaus geringerer Teil der Schüler wird den 
volkswirtschaftlichen Interessen entsprechend 
über die erweiterten Oberschulen zur Hoch- 
schulreife geführt. Diese Schüler erhalten bei 
entsprechender Befähigung ihre Berufsaus- 
bildung an den Hochschulen und Universitäten. 
Vom Zehnklassenabschluß bis zum Einsatz in der 
Volkswirtschaft vergehen aber sechs bis sieben 
Jahre. 


Morgen wird 
der Lehrvertrag abgeschlossen 


Schon frühzeitig sollen sich die Schüler der all- 
gemeinbildenden polytechnischen Oberschule 
und deren Eltern Gedanken darüber machen, 
welchen Beruf sie ergreifen wollen und welcher 
Bildungsweg dahin führt. 

Spätestens zu Beginn der 8.Klasse muß klar 
sein, ab der Schüler den 10-Klassen-Abschluß 
absolviert und direkt in die Berufsausbildung geht, 
oder ob er in eine Vorbereitungsklasse der Er- 
weiterten Oberschule delegiert wird, mit dem Ziel, 
das Abitur abzulegen. In der 10.Klasse erhalten 
die Schüler dann die Bewerbungskarten. Dem 
voraus findet eine in vielfältiger Form durch- 
geführte Aufklärung in den Schulen statt. Die 
Schüler gewinnen Einblick in die verschiedensten 
Berufe durch den polytechnischen Unterricht in 
den Betrieben, durch Vorträge. durch Besuche 
von Lehranstalten und Universitäten underhalten 
einen Überblick über volkswirtschaftlich wichtige 
Berufe und Studienmöglichkeiten. 

Nun ist es soweit. Erich hatte sich in einem 
Betrieb für die Ausbildung als Feinmechaniker 
beworben und vorgestellt. Nach einiger Zeit 
erhielten er und sein Vater als Sorgeberechtigter 
eine Einladung vom Betricb zum Abschluß des 
Lehrvertrages. Er will allein hingehen: .‚Ich bin 
nun fast l6Jahre und kann das allein machen, 
schließlich ist der Lehrvertrag ja meine Sache.“ 
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Erich hat unrecht. Am Abschluß des Lehr- 
vertrages sind mehr beteiligt als er und der Be- 
trieb. Dazu gehören noch der oder die Sorge- 
berechtigten, also im Regelfall die Eltern, und 
schließlich muß das Amt für Arbeit und Be- 
rufsberatung, das den Einsatz der Lehrlinge lenkt, 
den Lehrvertrag bestätigen. Erst dann ist er 
rechtswirksam. 

Der Lehrvertrag ist ein Arbeitsvertrag be- 
sonderer Art. In ihm verpflichtet sich der Lehrling 
nicht, wie im Arbeitsvertrag der Werktätige. eine 
spezielle Arbeitsaufgabe zu erfüllen, sondern hier 
geht es darum, daß der Lehrling in einem 
bestimmten Beruf ausgebildet wird, sich die er- 
forderlichen fachlichen Kenntnisse und Fähig- 
keiten aneignet und sich als junge sozialistische 
Persönlichkeit weiterentwickelt. Dazu gehören: 
ständige Einsatzbereitschaft für unsere so- 
zialistische Gesellschaft, Liebe zur Arbeit, Fleiß, 
Gewissenhaftigkeit, Exaktheit, Pünktlichkeit, 
gute Arbeitsdisziplin, gute politische und fach- 
liche Kenntnisse und die Fähigkeit, hohe Qua- 
litätsarbeit zu leisten. In der Lehrzeit wird der 
Lehrling darauf vorbereitet, nach Abschluß der- 
selben voll in das berufliche Leben einzutreten 
und entsprechende Arbeitsaufgaben in der 
Volkswirtschaft zu erfüllen. 

Im Lehrvertrag ist die Dauer der Lehrzeit, ihr 
Beginn und Ende festgelegt. Die Lehrzeit ist nicht 
einheitlich lang; sie beträgt zweibisdreiJahreund 
endet mit der Facharbeiterprüfung. Der Lehrling 
erhält während der Lehrzeit noch keinen Lohn, 
sondern ein Lehrlingsentgelt, das sich mit zu- 
nehmender Lehrdauer erhöht. Es liegt meist 
zwischen 90,-Mark und 150,-Mark. Die genaue 
Höhe ergibt sich aus dem für den Betrieb gel- 
tenden Rahmenkollektivvertrag. Der Lehrling ist 
auch verpflichtet, während der Lehrzeit die 
Berufsschule zu besuchen. Berufsschule und 
praktische Arbeit im Betrieb stellen bei der 
Ausbildung eine Einheit dar. 

Vor Beendigung des letzten Lehrjahres legt der 
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Lehrling die Facharbeiterprüfung ab. Sie besteht Facharbeiter- 
aus einem theoretischen und einem praktischen Pr*ung 
Teil sowie aus einer Hausarbeit. Hat der Jugend- 
liche die Facharbeiterprüfung bestanden, so endet 
der Lehrvertrag mit dem Tage der Bekanntgabe 
des Prüfungsergebnisses, auch wenn die Prüfung 
bereits vor dem im Lehrvertrag festgelegten Ende 
des Lehrverhältnisses bestanden wurde. 

Um einen ordnungsgemäßen Übergang vom 
Lehrverhältnis in das Arbeitsrechtsverhältnis als 
Facharbeiter zu gewährleisten, erfolgen schon vor 
dem Prüfungstermin die entsprechenden Vor- 
bereitungen, Beratungen und Absprachen mit den 
zukünftigen jungen Facharbeitern. Meist verblei- 
ben sie in ihrem Lehrbetrieb, weil das für die 
Jugendlichen, für den Betrieb und für unsere 
Volkswirtschaft am günstigsten ist. Ist das nicht 
möglich. ist der Betrieb verpflichtet, dafür zu 
sorgen, daß der Jugendliche eine seiner Aus- 
bildung entsprechende Arbeitsaufgabe in einem 
anderen Betrieb iibernehmen kann. 

Es kommt auch vor, daß ein Jugendlicher die 
Facharbeiterprüfung nicht besteht. In solchen 
Fällen ist zu prüfen, ob er bei entsprechender 
Verlängerung der Lehrzeit das Lehrziel noch 
erreichen kann. Ihm wird dann die Möglichkeit 
gegeben, die Prüfung zu wiederholen. Wenn keine 
Verlängerung der Lehrzeit erfolgt oder in Aus- 
nahmefällen der Lehrvertrag schon vor Been- 
digung der Lehrzeit gelöst werden muß, dann wird 
dem Jugendlichen eine seinen Fähigkeiten ent- 
sprechende Arbeitsstelle im Betrieb zugewiesen 
und ein Arbeitsvertrag mit ihm abgeschlossen. 


Wer kann 
studieren? 


Für eine Anzahl wichtiger Berufe ist die Aus- 
bildung an einer Hochschule oder Universität 
vorgesehen. Die Hochschulen und Universitäten 
haben in den letzten fünf Jahren die Anzahl der 
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Volkewirtschaft- 
liche Notwendig- 
kelt 


Studienplätze stark erhöht. 1967 begannen 16800 
junge Menschen ein Studium, 1971 waren es 
bereits über 31000. Gegenwärtig studieren über 
300000 junge Menschen im Direkt- und Fern- 
studium an diesen Bildungseinrichtungen. Diese 
Zahl entspricht der volkswirtschaftlichen Not- 
wendigkeit. Sie wird sich deshalb in den nächsten 
Jahren nicht verändern. 

Die Frage, wer studieren kann, ist schnell be- 
antwortet, weil in der DDR das Bildungsprivileg 
ehemals herrschender Klassen und Schichten 
restlos beseitigt wurde und jeder nach den ge- 
sellschaftlichen Erfordernissen studieren kann, 
der die entsprechenden Leistungen bringt, sich zu 
seinem Staat bekennt und dies durch seine ge- 
sellschaftliche Aktivität beweist. Das gleiche 
Recht auf Bildung für jeden ist ein Grundrecht 
unserer Bürger, das in unserer Verfassung in den 
Artikeln 25 und 26 näher beschrieben wird. Es 
gewährleistet für jeden Bürger eine kontinuier- 
liche sozialistische Erziehung, Bildung und Wei- 
terbildung. Der Übergang von einer Bildungsstufe 
zur nächsthöheren bis zu den höchsten Bildungs- 
stätten wird gewährleistet. Ausschlaggebend für 
die Zulassung zu einem Studium sind in erster 
Linie die Leistungen und die gesellschaftlichen 
Erfordernisse, wie das im Artikel26 der Ver- 
fassung dargelegt wird, während der Geldbeutel, 
Rang, Titel oder Beruf der Eltern heute absolut 
keine Rolle mehr spielen. 

„Viele Wege führen nach Rom“, sagt ein 
bekanntes Sprichwort. Das gilt auch für die 
Erreichung eines bestimmten Bildungs- oder 
Berufszieles. Nehmen wir einige Beispiele: 

FDJ-Sekretär der Klasse ist ein Mädchen. Es 
möchte gern Lehrerin werden. Um dieses Ziel zu 
erreichen, kann es sich im 9. Schuljahr an einem 
Institut für Lehrerbildung bewerben. Gefordert 
wird der Abschluß der 10.Klasse. Diese Aus- 
bildung dauert drei bis vier Jahre und schließt mit 
der Qualifikation eines Unterstufenlehrers und 
dem Einsatz an einer allgemeinbildenden poly- 
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technischen Oberschule ab. An der Zentralschule 
der Pionierorganisation ‚Ernst Thälmann“ sowie 
an den ihr angeschlossenen Außenstellen ist auch 
die Ausbildung als Freundschaftspionierleiter 
möglich. Der Freundschaftspionierleiter ist nicht 
an eine oder wenige Klassen gebunden, sondern 
kann mit allen Kindern der Schule arbeiten und 
ihnen bei der Gestaltung der Pionierarbeit wert- 
volle Hilfe leisten und in starkem Maße auf die 
staatsbürgerliche Erziehung der Kinder Einfluß 
nehmen. 

Gerd dagegen will auch Pädagoge, jedoch 
Oberstufenlehrer werden. Sein Weg führt über die 
erweiterte Oberschule beziehungsweise über die 
Berufsausbildung mit Abitur zur Universität, zu 
einer pädagogischen Hochschule oder zu einem 
pädagogischen Institut. Diese Studenten werden 
in der Regel auf zwei Unterrichtsfächer spe- 
zialisiert. Sie legen die Diplomprüfung ab und 
werden in den höheren Klassen der all- 
gemeinbildenden polytechnischen Oberschulen 
oder in den erweiterten Oberschulen als Ober- 
stufenlehrer tätig. 

Gerds Schwester hat ganz andere Interessen. 
Sie möchte Textilingenieur werden. Für sie ist es 
am besten, wenn sie nach erfolgreichem Besuch 
der polytechnischen Oberschule einen Fach- 
arbeiterberuf erlernt, um später ein Studium an 
einer Ingenieurschule aufzunehmen. 

Für mehrere Jungen dagegen ist klar. daß sie zur 
Nationalen Volksarmee gehen, um als Be- 
rufssoldat ihrem WVaterlande zu dienen. Ihre 
Ausbildung erfolgt in Unteroffiziers-Ausbil- 
dungseinheiten und -Schulen, an Offiziers- 
schulen, Offiziershochschulen und Militäraka- 
demien. Dort erwerben sie die notwendigen 
Kenntnisse. um die ihnen Unterstellten führen zu 
können und sie zu lehren, die modernen Waffen 
und Geräte zu bedienen und einzusetzen. 

Wir sehen also. es gibt die vielfältigsten For- 
men,an das Ziel sciner Wünsche zu gelangen. Den 
Schülern und ihren Elıern stehen, um die richtige 
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Institut für 
Lehrerbildung 


Stipendium 


Wahl zu treffen, eine Reihe Broschüren zur 
Verfügung, die in allen Schulen erhältlich sind. Zu 
empfehlen ist auch das von Herbert Thur im 
Verlag Neues Leben herausgegebene Buch „Was 
willst Du werden?‘“. 


Ist ein Studium 
nicht recht teuer? 


In der Tat, ein Studium kostet viel Geld. Diese 
Kosten übernimmt aber im überwiegenden Maße 
unser sozialistischer Staat. So stellte zum Bcispiel 
der Staat im Jahre 1973 für die Zwecke des 
Bildungswesens 7,27 Milliarden Mark zur Verfü- 
gung. 

Um jedem jungen Menschen ein Studium zu 
ermöglichen, gewährt der Staat den Studenten an 
Fach- und Hochschulen sowie an Universitäten 
ein monatliches Stipendium fürdie gesamte Dauer 
des Studiums. Die Anordnung über die Ge- 
währung von Stipendien an Direktstudenten der 
Universitäten, Hoch- und Fachschulen der DDR 
vom 28. August 1975 regelt dies im einzelnen. Da- 
nach können den Studenten entsprechend ihrer 
sozialen und materiellen Lage Stipendien gewährt 
werden. Die Höhe des Stipendiums ist unter- 
schiedlich und hängt vom Bruttoeinkommen der 
Eltern und von den Leistungen des Studenten ab. 

Das Grundstipendium beträgt für Studenten an 
Fachschulen 160,- Mark und an Hochschulen 
190,- Mark monatlich, wenn das Bruttoeinkom- 
men der Eltern monatlich 1000,- Mark - falls 
beide Elternteile berufstätig sind 1350,- Mark - 
nicht übersteigt. Das trifft zum Beispiel zu, wenn 
der Vater 950,- Mark verdient und die Mutter 
nicht berufstätig ist oder wenn beide Elternteile 
berufstätig sind, der Vater 750,- Mark und die 
Mutter 600,- Mark verdient. so daß die Eltern 
ein Gesamteinkommen von 1350,- Mark haben. 
Ist das Einkommen beider Elternteile höher, dann 
wird das Stipendium entsprechend gestaffelt und 
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kann 170,- Mark, 140,- Mark oder 110,- Mark 
betragen, soweit das Einkommen beider ar- 
beitenden Elternteile 1850,- Mark nicht über- 
schreitet. Ist der Student bereits verheiratet, wird 
das Stipendium nach der Höhe des Einkommens 
des Ehepartners berechnet. 

Nach dem Leistungsprinzip können neben dem 
Grundstipendium auch Leistungsstipendien ge- 
zahlt werden. Es liegt also an jedem Studenten 
selbst, durch sehr gute Leistungen, hohe ge- 
sellschaftliche Aktivität und vorbildliches po- 
litisch-moralisches Verhalten sein Einkommen 
schon während der Studienzeit zu erhöhen. Rund 
50 Prozent aller Studenten, gleichgültig, ob sie an 
einer Fach- oder Hochschule studieren, können 
ein solches Leistungsstipendium erhalten. Es 
kann vom 2.Studienjahr an - nachdem die Lei- 
stungen des 1. Studienjahres eingeschätzt worden 
sind - gewährt werden und liegt je nach Leistung 
zwischen 40,- Mark und 80,- Mark monatlich. So 
ist es also möglich, daß ein Student monatlich 
270,- Mark, nämlich 190,- Mark Grundstipen- 
dium und 80,- Mark Leistungsstipendium, von 
unserem Staat bekommt. 

Eine der vielen sozialpolitischen Maßnahmen 
des Jahres 1972 war, daß Studentinnen mit Kind 
für jedes zu versorgende Kind einen monat- 
lichen Zuschuß von 50,- Mark erhalten. Können 
Alleinstehende ihr Kind zeitweilig nicht in einer 
Kinderkrippe unterbringen, erhalten sie für diese 
Zeit eine weitere Unterstützung von 125,- Mark 
monatlich. Übrigens gelten diese Festlegungen 
gleichermaßen für Mütter, die in einem Lehr- 
verhältnis stehen. 

Besonders geeignete Studenten können auch in 
ein „Forschungsstudium‘‘ übernommen werden. 
Bei dieser Art Ausbildung sind Studieren und 
Forschen sinnvoll gekoppelt. Diese Studenten 
schließen ihr Studium in der Regel mit der Dis- 
sertation ab. Ihr Einsatz erfolgt meist in Lehre und 
Forschung. Für solche Studenten wird un- 
abhängig vom Einkommen der Eltern oder des 
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Einsetz dar 
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Ehegatten ein Stipendium in Höhe von 300,- Mark 
im 1.Jahr des Forschungsstudiums und bis zu 
400,- Mark im 3.Jahr gezahlt. 

Schließlich sei noch darauf hingewiesen, daß 
Studenten auch zu einem Studium in das Ausland 
delegiert werden können. Sie erhalten ein so- 
genanntes Valutastipendium, das heißt ein Sti- 
pendium in der Währung des entsprechenden 
Gastlandes. Außerdem können sie sich noch ein 
Leistungsstipendium, welches in unserer Wäh- 
rung ausgezahlt wird, erarbeiten. 

Neben den hier gegebenen Erläuterungen gibt 
es noch eine Reihe von Sonderregelungen, unter 
anderem Sozialzuschläge, Wilhelm-Pieck-Stipen- 
dium, Karl-Marx-Stipendium und anderes. 

Für alle Studenten bestehteine hohe moralische 
Verpflichtung, unserem Staat, der ihnen eine 
solche Bildung ermöglicht und sie in diesem 
Umfang materiell unterstützt,nach Abschluß des 
Studiums durch Treue und durch hohe fachliche 
und gesellschaftliche Leistungen zu danken. 

Der Übergang vom Studium in das Berufsleben 
wird sorgfältig vorbereitet. Die Absolventen sind 
dort einzusetzen, wo sie aufgrund ihrer Aus- 
bildung den volkswirtschaftlich höchsten Nutzen 
bringen können. Bereits zu Beginn des letzten 
Studienjahres setzt die Einsatzlenkung ein, und 
die Studenten werden in die Betriebe und Ein- 
richtungen vermittelt, in denen sie nach Stu- 
dienabschluß tätig werden sollen. Hierzu gibt es 
Kommissionen fiir Absolventenvermittlung. Für 
jeden Studenten wird ein Beschluß über seinen 
künftigen Einsatz gefaßt. Liegt dieser vor, sind die 
Betriebe und Einrichtungen verpflichtet, bereits 
zu diesem Zeitpunkt einen Arbeitsvertrag mit dem 
Absolventen abzuschließen. Dieser Arbeits- 
vertrag gilt für mindestens 3 Jahre. Er kann vor 
Ablauf dieser Frist nur aus besonderen, ge- 
sellschaftlich zu rechtfertigenden Gründen mit 
Zustimmung des übergeordneten Organs gelöst 
oder geändert werden. 

Die gesetzliche Bestimmung über den Einsatz 
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der Absolventen ist die Absolventenordnung vom 
3. Februar 1971, die für alle Hoch- und Fach- 
schulen, für alle zentralen staatlichen Organe, 
Betriebe und für alle Absolventen verbindlich 
ist. 


Recht auf Arbelt 


Welche Rechte 

und Pflichten 
bestehen im Arbeits- 
rechtsverhältnis? 


In unserer sozialistischen Gesellschaftsordnung 
ist es für die Werktätigen keine Schwierigkeit, 
einen geeigneten Arbeitsplatz zu finden und ihre 
Arbeitskraft, Fertigkeiten und Fähigkeiten für den 
sozialistischen Aufbau zur Verfügung zu stellen 
sowie die notwendigen finanziellen Mittel für den 
Lebensunterhalt durch Arbeit zu erwerben. 

Ältere Menschen wissen aus eigener Erfahrung, 
aus der Zeit des Kaiserreiches, der Weimarer 
Republik und aus der Zeit des Faschismus, wie die 
Arbeiterklasse für das Recht auf Arbeit gekämpft 
hat, wissen, was es heißt, arbeitslos zu sein,an den 
Arbeitsämtern Schlange zu stehen und um Arbeit 
zu bitten; sie wissen, welche Not und welches 
Elend die Arbeitslosigkeit hervorgerufen hat. Wir 
jüngeren Menschen können uns das gar nicht so 
richtig vorstellen, obwohl das auch heute noch 
in vielen Ländern, in denen die Kapitalisten die 
Macht haben, tagtägliche Praxis ist und die Arbei- 
ter einen erbitterten Kampf um das Recht auf 
Arbeit führen müssen. 

Die jahrzehntelangen Forderungen der Ar- 
beiterklasse auf einen. gesicherten Arbeitsplatz 
sind in der Deutschen Demokratischen Republik 
voll verwirklicht, und das Recht auf Arbeit ist 
verfassungsmäßig garantiert. Das Arbeitsrecht 
als ein wichtiger Teil unseres einheitlichen so- 
zialistischen Rechts regelt die Arbeitsverhältnisse 
der Werktätigen, deren Leitung sowie die Mit- 
wirkung und Mitgestaltung durch die Werktätigen, 
die Gewerkschaften als größte Massenorgani- 
sation und Interessenvertreter der Werktätigen 
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und die gesellschaftlichen Organe. Umfangreich 
sind die Regeln und Normen im Arbeitsrecht, und 
vieles ist wissenswert. Hier kann jedoch nur auf 
einige wenige und wesentliche Fragen ein- 
gegangen werden. Die Hauptregeln des Arbeits- 
rechts sind im Gesetzbuch der Arbeit nieder- 
gelegt. Diese werden ergänzt durch eine Anzahl 
Verordnungen des Ministerrates, wie zum Bei- 
spiel die Verordnung über Arbeitszeit und Er- 
holungsurlaub oder die Verordnung über die 
Berechnung des Durchschnittsverdienstes und 
durch Vereinbarungen zentraler staatlicher Or- 
gane mit den Zentralvorständen der dGe- 
werkschaften. Solche sind Rahmenkollektiv- 
verträge, Lohngruppenkataloge, Tarifverträge 
und andere. Die Normen des Arbeitsrechts gel- 
ten grundsätzlich für alle Werktätigen, unabhängig 
von Alter und Geschlecht. Es gibt keine be- 
sondere Gesetzgebung für Jugendliche im Ar- 
beitsprozeß, wohl aber einige Besonderheiten 
im Interesse des Schutzes und der Förderung 
Jugendlicher. Das Grundrecht auf Arbeit ist im 
Artikel 24 der Verfassung dargelegt. Dortheißtes: 

„Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen 
Republik hat das Recht auf Arbeit. Er hat das 
Recht auf einen Arbeitsplatz und dessen freie 
Wahl entsprechend den gesellschaftlichen Er- 
fordernissen und der persönlichen Qualifikation. 
Er hat das Recht auf Lohn nach Qualität und 
Quantität der Arbeit. Mann und Frau, Erwachsene 
und Jugendliche haben das Recht auf gleichen 
Lohn bei gleicher Arbeitsleistung. 

Gesellschaftlich nützliche Tätigkeit ist eine 
ehrenvolle Pflicht für jeden arbeitsfähigen Bür- 
ger. Das Recht auf Arbeit und die Pflicht zur 
Arbeit bilden eine Einheit.“ 

Durch den Abschluß des Arbeitsvertrages mit 
einem Betrieb und der darauf beruhenden Ar- 
beitsaufnahme verwirklichen die Werktätigen 
dieses ihnen von der Gesellschaft garantierte 
Recht auf Arbeit. Der Abschluß des Arbeits- 
vertrages hat schriftlich zu erfolgen. In ihm 
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übernehmen der Werktätige und der Betrieb 
Pflichten und erhalten entsprechende Rechte. Sie 
werden nach den gesetzlichen Bestimmungen 
gewährt und verwirklicht. So verpflichtet sich der 
Werktätige, die im Arbeitsvertrag festgelegten 
Arbeitsaufgaben zu erfüllen, die sozialistische 
Arbeitsdisziplin zu wahren, das sozialistische 
Eigentum zu schützen und zu mehren und die 
Regeln der kameradschaftlichen Zusammenarbeit 
und der gegenseitigen sozialistischen Hilfe zu 
achten. Der Betrieb dagegen verpflichtet sich, 
dem Werktätigen die vereinbarten Arbeits- 
aufgaben zu übertragen, ihm den Lohn ent- 
sprechend seiner Leistung zu zahlen, alle Be- 
dingungen zu schaffen, die dem Werktätigen hohe 
Arbeitsleistungen ermöglichen, und ihm die 
Möglichkeit zu geben, an der Ausarbeitung und 
Erfüllung der Pläne und an der Leitung des 
Betriebes teilzunehmen. 

Der Arbeitsvertrag ist eine Vereinbarung des 
Betriebes mit dem Werktätigen, in der ins- 
besondere das geregelt werden muß, was nicht 
oder nur in Grundsätzen in gesetzlichen Normen 
dargelegt ist. Der Arbeitsvertrag muß demzufolge 
mindestens enthalten: 


wer die Beteiligten des Vertrages sind, 

wann der Werktätige die Arbeit aufnehmen wird, 
welche Arbeitsaufgabe vereinbart wurde, 
welches der Arbeitsort ist. 


Daneben sind weitere Regelungen möglich, wie 
die Vereinbarung einer Teilbeschäftigung oder 
einer anderen Arbeitszeit, die Vereinbarung 
besonderer Kündigungsfristen und -termine, die 
Vereinbarung von Heimarbeit oder eine Ver- 
einbarung wegen der Übernahme der erhöhten 
materiellen Verantwortlichkeit des Werktätigen. 

Soll ein Arbeitsvertrag mit Jugendlichen ab- 
geschlossen werden, ist es erforderlich, durcheine 
ärztliche Untersuchung die gesundheitliche Eig- 
nung für die Übernahme der beabsichtigten 
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Arbeitsaufgabe festzustellen. Solche Unter- 
suchungen sind auch für andere Gruppen Werk- 
tätiger gesetzliches Erfordernis, zum Beispiel für 
Schwangere, für Werktätige, die körperlich 
schwere oder gesundheitsgefährdende Arbeiten 
übernehmen sollen, und für Werktätige in 
bestimmten Bereichen der Volkswirtschaft, wie 
in der Lebensmittelindustrie, im Einzelhandel 
oder im Gaststättenwesen. 

Bei der Arbeitsaufgabe, für Jugendliche ist 
auch zu beachten, daß bestimmte Arbeiten im 
Interesse der Gesundheit der Jugendlichen nicht 
von ihnen ausgeübt werden dürfen. Um nur 
einige Beispiele zu nennen: Jugendliche unter 
16Jahren dürfen im Bergbau untertage generell 
nicht beschäftigt werden, und im Alter von 16bis 
18 Jahren sind bestimmte Tätigkeiten im Bergbau, 
wie Anschläger, Presser,aber auch Fördermaschi- 
nist mit Personenaufzug, nicht erlaubt. 

Man muß ebenfalls wissen, daß die Arbeitszeit Arbeitszeit 
Jugendlicher bis zum Alter von 16 Jahren auf 
wöchentlich 42 Stunden begrenzt ist. 

Letztlich sei noch vermerkt, daß der Arbeits- 
vertrag mit Jugendlichen -der Lehrvertragist eine 
besondere Form des Arbeitsvertrages -, wenn er 
rechtswirksam sein soll, der Zustimmung des 
Erziehungsberechtigten und des Rates des Krei- 
ses, Amt für Arbeit und Berufsausbildung, be- 
darf. Das ist deshalb notwendig, weil der Jugend- 
liche noch nicht volljährig und damit auch noch 
nicht voll geschäftsfähig ist und andererseits 
unser Staat großen Wert auf eine richtige und 
gute Berufsentwicklung Jugendlicher legt. 


Der Zusammenhang 
zwischen Arbeitsaufgabe 
und Lohn 


Beim Abschluß des Arbeitsvertrages ist größter 
Wert auf die umfassende und exakte Darlegung 
der vereinbarten Arbeitsaufgabe zu legen, weil Arbeitsaufgabe 
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sich letztlich daraus und aus den Eingrup- 
pierungsunterlagen der Rechtsanspruch auf die 
Entlohnung im konkreten Falle ergibt. Die Ar- 
beitsaufgabe ist ein Teil der vom Betriebskollektiv 
zu erbringenden betrieblichen Gesamtarbeit, die 
vom Werktätigen zu leisten ist. Sie umfaßt alle zur 
Ausführung übertragenen Arbeitsvorgänge. Aus 
diesen ergeben sich die Anforderungen an den 
Werktätigen hinsichtlich seiner Qualifikation, 
seiner Fertigkeiten und Fähigkeiten, seiner kör- 
perlichen und geistigen Beanspruchung, seiner 
Verantwortung, die er zu tragen hat usw. 

Diese vereinbarte Arbeitsaufgabe muß nun- 
mehr durch den Betrieb ‚„eingruppiert‘‘ werden. 
Darunter ist die Einordnung der Arbeitsaufgabe 
in eine bestimmte Lohn- oder Gehaltsgruppe zu 
verstehen. Diese sind ın Lohn- und Gehaltsab- 
kommen und in anderen kollektivvertraglichen 
Regelungen enthalten und zwischen den zentralen 
staatlichen Organen und den Gewerkschaften 
vereinbart. Sie sind für die jeweiligen Bereiche, 
für die sie abgeschlossen wurden, verbindlich. Es 
ist wichtig zu wissen, daß nicht der Werktätige, 
sondern die Arbeitsaufgabe. die er zu lösen hat, 
eingruppiert wird. Verletzungen dieses Grund- 
satzes könnten dazu führen. daß Löhne und 
Gehälter nach subjektivem Ermessen gezahlt 
werden und daß das Grundprinzip „Gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit‘‘ nicht durchgesetzt wird. 
Schwierigkeiten bei der Eingruppierung der 
Arbeitsaufgabe entstehen manchmal dadurch, daß 
sie sich aus Arbeiten verschiedener Wertigkeit 
zusammensetzt. So kann es vorkommen, daß ein 
Dreher oder Möbeltischler Arbeiten in den Lohn- 
gruppen 5, 6 und 7 durchführen muß. Eine Ein- 
gruppierung der Arbeitsaufgabe in mehrere 
Lohngruppen ist jedoch unzulässig. In solchen 
Fällen muß so verfahren werden, daß die Ein- 
gruppierung nur in eine Lohngruppe, und zwar in 
die, in der die überwiegenden Arbeiten ausgeführt 
werden, erfolgt. 

Aus diesen Erläuterungen wird klar, daß im 
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Arbeitsvertrag nicht, wie vielfach irrtümlich 
angenommen wird, die Lohn- oder Gehaltsgruppe 
zwischen dem Betrieb und dem Werktätigen 
vereinbart wird. Sie ergibt sich vielmehr aus den 
zentral festgelegten Vereinbarungen, vereinfacht 
gesagt, aus den Eingruppierungsunterlagen. 
Soweit im Arbeitsvertrag die Lohn- oder Ge- 
haltsgruppe angegeben ist, dient sie zur In- 
formation der am Arbeitsvertrag Beteiligten. 


Steigerung 

der Produktion 

durch schöpferlsches 
Mitwirken 


Das Wirken der Werktätigen im Betrieb ist nicht 
nur darauf beschränkt, die Aufgaben am Arbeits- 
platz zu erfüllen, sondern es ist viel umfassender. 
Das Recht auf Arbeit besteht auch in der schöp- 
ferischen Mitwirkung bei der Gestaltung der 
Arbeitsverhältnisse im Betrieb. So ist es wichtig, 
daß die Betriebsbelegschaften weitgehend in die 
Vorbereitung und Diskussion über den Be- 
triebsplan einbezogen werden. Keine Leitung 
kann und darf auf die Mitwirkung der Werk- 
tätigen, auf ihre Meinung, Vorschläge und 
Ratschläge verzichten. Deshalb darf der Plan- 
vorschlag - das ist gesetzliches Erfordernis - erst 
dann an die übergeordnete Leitung weitergeleitet 
werden, wenn dazu eine Stellungnahme der 
Gewerkschaftsmitgliederversammlung oder in 
größeren Betrieben der Vertrauensleutevoll- 
versammlung vorliegt. 

Gleichermaßen kommt der Betriebskollektiv- 
vertrag - BKV genannt - zustande. Er ist eine 
Vereinbarung zwischen der Betriebsleitung und 
der Betriebsgewerkschaftsleitung zur allseitigen 
Erfüllung der Betriebspläne. In ihm ist dar- 
zulegen, wie im Planjahr die betrieblichen Pläne 
erfüllt werden können, welche Maßnahmen zur 
Steigerung der Arbeitsproduktivität, zur Senkung 
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der Selbstkosten, zur Entwicklung der so- 
zialistischen Gemeinschaftsarbeit, zur Ent- 
wicklung der Neuererbewegung, zur Verbes- 
serung der Arbeits- und Lebensbedingungen, zur 
Qualifizierung der Werktätigen und dergleichen 
durchzuführen sind. Dabei übernehmen die Be- 
triebs- und Betriebsgewerkschaftsleitungen als 
Vertreter der Belegschaft ganz konkrete Ver- 
pflichtungen, deren Erfüllung laufend zu kon- 
trollieren ist. 

In diesem Zusammenhang ein Wort zur 
Neuererbewegung, die für die Produktions- 
steigerung, für Kostensenkung, für die Erhöhung 
des Betriebsergebnisses und die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen eine wichtige Rolle spielt. 

Diese besondere Form des Mitwirkens und 
Mitgestaltens durch die Werktätigen ist in einer 
Verordnung des Ministerrates rechtlich geregelt. 
In ihr sind die Rechte der Neuerer und die Pflich- 
ten der Betriebe für die Entwicklung der 
Neuererbewegung und die Bearbeitung von 
Verbesserungsvorschlägen dargelegt. Das Zeit- 
alter des wissenschaftlich-technischen Fort- 
schrittes erfordert zwangsläufig auch eine Wei- 
terentwicklung der Neuererbewegung. Es reicht 
nicht mehr aus, wenn hier und da Werktätige, 
unabhängig voneinander und an verschiedenen 
Arbeitsplätzen arbeitend, sich zu verschie- 
denartigen oder gleichen Problemen Gedanken 
machen und zu Verbesserungsvorschlägen 
kommen. Deshalb wird darauf orientiert, daß die 
sozialistische Gemeinschaftsarbeit die Haupı- 
form in der Neuererbewegung sein muß und daß 
die Neuererkollektive auf bestimmte betriebliche 
Schwerpunkte durch Vorgaben, einen Plan der 
Neuerer oder durch ähnliche Dokumente gelenkt 
werden müssen. 

Nach dem Grundsatz ‚Was der Gesellschaft 
nützt, muß auch dem einzelnen nützen‘‘ und dem 
Prinzip der materiellen Interessiertheit werden 
Neuerungen, Verbesserungsvorschläge und Er- 
findungen, die der Volkswirtschaft nützen, auch 
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materiell durch die Gewährung von Vergütungen 
anerkannt. Grundlage für die Höhe der Vergütung 
ist die Höhe des durch die Verbesserung erzielten 
Nutzens für den Zeitraum eines Jahres nach 
Einführung der Neuerung. So erhält zum Beispiel 
ein Neuererkollektiv, dessen Verbesserungs- 
vorschlag im Betrieb einen jährlichen Nutzen von 
75000,- Mark brachte, eine Vergütung von 
2620,- Mark. Ist der Neuerervorschlag das Ergeb- 
nis einer abgeschlossenen Vereinbarung zwischen 
Betrieb und Neuererkollektiv, dann erhöht sich 
die Vergütung um 20 Prozent der bereits er- 
rechneten Summe, so daß im konkreten Falle 
3144,- Mark auszuzahlen sind. Wird dieser Vor- 
schlag überbetrieblich genutzt, nehmen wir an, 
in einem anderen Betrieb, und er bringt dort 
gleichermaßen einen Nutzen von 75000,- Mark, 
erhält das Kollektiv zusätzlich 30 Prozent der 
Vergütungssumme, so daß rund 4000,- Mark zu 
zahlen sind. Wie sich zeigt. lohnt es sich durchaus, 
mitzuknobeln, zu denken und zu forschen! Für die 
Berechnung der Höhe der Vergütung gibt es eine 
Tabelle als Anlage zu der bereits erwähnten 
Neuererverordnung. 

Volkswirtschaftlich wichtig ist es, daß Neue- 
vungen propagiert und überall dort - also über- 
betrieblich — eingeführt werden, wo sie ver- 
wendbar sind und gesellschaftlichen Nutzen 
bringen. Dazu gibt es ein entsprechendes In- 
formationssystem. Auch die ‚Messe der Meister 
von morgen“ - kurz MMM -dient zur Verbreitung 
von Verbesserungsvorschlägen und soll allen 
Neuerern Anregungen vermitteln und einen regen 
Erfahrungsaustausch ermöglichen. Diese Messen 
der Meister von morgen werden in den Bezirken 
jährlich organisiert, und die wertvollsten und 
interessantesten Neuerungen können in der zen- 
tralen Ausstellung, die meist in Leipzig durch- 
geführt wird, studiert werden. Diese Ausstellun- 
gen sind zu wahren Zentren der Neuererbewegung 
geworden, insbesondere haben sie die Neuerer- 
bewegung unter den jungen Menschen populär 
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gemacht. So nahmen im Jahr 1973 1696500 
junge Menschen, davon 30 Prozent Mädchen und 
junge Frauen, an der MMM teil. Wie bedeutsam 
die Neuererbewegung ist, zeigt, daß allein 1973 
Neuerungen mit einem Jahresnutzen in Höhe von 
3,55 Milliarden Mark eingeführt wurden. In- 
zwischen ist die Beteiligung junger Menschen 
noch weiter angestiegen. 

Es gibt zahlreiche betriebliche und über- 
betriebliche Einrichtungen zur Förderung des 
Neuererwesens. Solche sind zum Beispiel die 
Betriebskomitees Neue Technik, die Neuererräte, 
Betriebsbüros für die Neuererbewegung (BfN), 
Neuererbrigaden, Neuererzentren, Leitbüros für 
die Neuererbewegung und andere. Ergeben sich 
Streitigkeiten im Zusammenhang mit Neuerer- 
vorschlägen, so kann beim Betriebsleiter oder 
übergeordneten Leiter Beschwerde geführt wer- 
den. Außerdem können bei auftretenden Streitig- 
keiten. insbesondere über die Vergütung, die 
betrieblichen Konfliktkommissionen angerufen 
werden. 


Man lernt nie aus 


Diese Losung gilt nicht nur für Schüler, sondern 
für alle Werktätigen unserer Republik, also auch 
für diejenigen, die bereits im Beruf stehen und 
eine bestimmte Qualifikation erreicht haben. Sie 
ist notwendig, weil wir uns zum Ziel gestellt 
haben, die ständig wachsenden Bedürfnisse der 
Menschen zu befriedigen und unseren so- 
zialistischen Staat zu stärken. Deshalb vollziehen 
sich gegenwärtig in unserer Volkswirtschaft tief- 
greifende Veränderungen. Ihre Struktur wird 
unseren realen Möglichkeiten angepaßt, und die 
sozialistische Rationalisierung als Hauptweg zur 
Effektivierung und Erhöhung der Produktion hat 
hervorragende Bedeutung. Die wissenschaft- 
lichen Erkenntnisse, neue Verfahren usw. müssen 
schnellstens in der Volkswirtschaft wirksam 
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werden. Einen wesentlichen Einfluß auf unsere 
Volkswirtschaft und deren Leistungsfähigkeit hat 
die Zusammenarbeit mit der Sowjetunion und den 
anderen sozialistischen Ländern im Rahmen des 
Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe. Sie 
ermöglicht es, unsere und die Volkswirtschaften 
der anderen Länder im Interesse der Bevölkerung 
und zur Stärkung des sozialistischen Lagers 
kontinuierlich, modern und rationell zu gestalten. 

Die Lösung der vor uns stehenden Aufgaben weiterbildung 
macht die systematische Aus- und Weiterbildung '" !erı! 
der Werktätigen notwendig. Diesem objektiven 
Erfordernis Rechnung tragend, hat die 
Volkskammer darüber beraten und am 16. Sep- 
tember 1970 einen Beschluß über die Grundsätze 
der Aus- und Weiterbildung der Werktätigen 
gefaßt. Schon das Gesetzbuch der Arbeit fordert 
von den Betriebsleitern, die planmäßige Be- 
rufsausbildung sowie die Aus- und Weiterbildung 
der Werktätigen zu sichern. 

Worum geht es? Es geht darum, zu erreichen, 
daß bis 1980 rund 85 Prozent aller Werktätigen 
eine abgeschlossene Berufs-, Fach- oder Hoch- 
schulausbildung besitzen. Die Bereitschaft der 
Werktätigen ist dazu vorhanden. So haben 1973 
alleinin der sozialistischen Industrie 621 000 Werk- 
tätige an Weiterbildungsveranstaltungen teilge- 
nommen, rund 60 000 qualifizierten sich für einen 
Teilberuf, 54000 wurden Facharbeiter, 20.000 er- 
reichten die Meisterqualifikation und rund 58 000 
befanden sich im Fachschul- oder Hochschul- 
studium. 

Von dem vorhandenen Bildungs- und Qua- 
lifikationsstand ausgehend, sollen angelernte 
Arbeiter zu Facharbeitern qualifiziert werden. 
Dazu gehört, daß solche, die noch nicht den 
Zehnklassenabschluß haben, dieses Niveau er- 
reichen. 

Für Facharbeiter herkömmlicher Berufe gilt, 
daß ihnen ermöglicht wird, sich Kenntnisse in den 
neuen beruflichen Grundlagenfächern anzu- 
eignen, zum Beispiel in der Betriebsökonomik. 
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Soweit diese Facharbeiter keinen Zehnklas- 
senabschluß haben, sind Vorkurse in Teilgebieten 
der mathematisch-naturwissenschaftlichen Fä- 
cher durchzuführen. 

Facharbeitern, deren Beruf in einen neuen 
Grundberuf einbezogen ist, soll der Abschluß im 
neuen Grundberuf ermöglicht werden. 

Diese Aufgaben sind nur Beispiele, die zeigen, 
wie die Werktätigen, den betrieblichen und ge- 
sellschaftlichen Erfordernissen entsprechend, 
systematisch von Stufe zu Stufe geführt und 
qualifiziert werden müssen. In gleicher Weise 
sollen sich die besten Facharbeiter auf ein Fach- 
oder Hochschulstudium vorbereiten, die Meister 
sollen sich weiterqualifizieren, und auch für die 
Fach- und Hochschulkader sind Voraussetzungen 
geschaffen worden, ihr Wissen ständig zu ver- 
vollständigen. Das System der Aus- und Weiter- 
bildung beginnt beim Lernen am Arbeitsplatz und 
muß bis zur Weiterbildung der Hochschulkader 
reichen. Dazu können alle Bildungseinrichtungen 
genutzt werden. So können Werktätige den 
Zehnklassenabschluß oder das Abitur an den 
Volkshochschulen nachholen; angelernte Ar- 
beiter haben die Möglichkeit, an den Betriebs- 
schulen den Facharbeiterbrief zu erwerben. Be- 
sonders fähige Facharbeiter können sich auch 
zum Ingenieur, Hochschulingenieur oder Di- 
plomingenieur qualifizieren. 

Weitere Bildungseinrichtungen sind die 
Frauenakademien des DFD, die Kammer der 
Technik, die Urania, Institute für sozialistische 
Wirtschaftsführung, Führungsakademien, Kreis- 
landwirtschaftsschulen und - nicht zu vergessen - 
die Fernsehakademie. 

Gesetzlich geregelt ist auch, daß die Werk- 
tätigen, die sich weiterqualifizieren, von der 
Arbeit freigestellt werden, wenn die Qua- 
lifizierungsmaßnahmen nicht außerhalb der 
Arbeitszeit erfolgen können. Das wird zum Bei- 
spiel dann der Fall sein, wenn die Qualifizierung 
nicht an der eigenen Betriebsschule erfolgtund an 
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anderen Bildungseinrichtungen durchgeführt 
wird, an denen Werktätige aus verschiedenen 
Betrieben teilnehmen. In solchen Fällen kann der 
Werktätige stundenweise unter der Vorausset- 
zung freigestellt werden, daß mit ihm ein Qualifi- 
zierungsvertrag abgeschlossen wurde. Er erhält 
dafür einen Ausgleich in Höhe des Durchschnitts- 
verdienstes. Eine Freistellung von der Arbeit ist 
auch für Qualifizierungsmaßnahmen möglich. die 
in ganztägigen Lehrgängen erfolgen. Auch hierfür 
wird ein Ausgleich gezahlt, bei Lehrgängen bis zu 
14 Tagen in Höhe des Durchschnittsverdienstes, 
bei längeren Lehrgängen in Höhe des Tariflohnes, 
soweit von den Bildungseinrichtungen nicht 
Stipendien gewährt werden. 

Das Ziel aller Aus- und Weiterbildungs- 
maßnahmen ist die Entwicklung allseitig ge- 
bildeter sozialistischer Persönlichkeiten, die sich 
durch gefestigte marxistisch-leninistische Kennt- 
nisse und Überzeugungen auszeichnen. die die 
gesellschaftlichen und volkswirtschaftlichen Zu- 
sammenhänge kennen, die die moderne Tech- 
nik beherrschen und aktiv an der Planung und 
Leitung unseres Staates und seiner Volks- 
wirtschaft teilnehmen. Unser Staat hat alle Vor- 
aussetzungen hierfür geschaffen, und _ ins- 
besondere unsere jüngeren Menschen sollten 
- wie man so sagt - die Gelegenheit beim Schopfe 
nehmen und sich in Abstimmung mit ihren Be- 
trieben entsprechend ihren Neigungen und Fä- 
higkeiten und den betrieblichen und gesellschaft- 
lichen Erfordernissen weiterbilden. 


Gibt es 
in diesem Jahr 
Jahresendprämien? 


Das ist eine Frage, die um die Zeit des Jahres- 
wechsels in vielen Betrieben die Gemüter bewegt 
und die vor Jahresende nicht eindeutig be- 
antwortet werden kann. 
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Neben dem Lohn sind die Prämien ein weiterer 
Bestandteil des Arbeitseinkommens der Werk- 
tätigen, mit denen ein materieller Anreiz zu 
höheren Arbeitsleistungen im Interesse unserer 
Volkswirtschaft gegeben wird. Die Prämien 
werden aus den in den Betrieben zu bildenden 
Prämienfonds gezahlt. Der Prämienfonds hat aber 
keine bestimmte festgelegte Höhe, sondern er ist 
variabel und hängt ab vom erreichten Ge- 
samtergebnis des Betriebes im Planjahr. Je besser 
das Betriebsergebnis ist, um so mehr Mittel 
können dem Prämienfonds zugeführt und um so 
besser könnendie individuellen Arbeitsergebnisse 
der Werktätigen materiell anerkannt werden. 

In den letzten Jahren hat sich in unserer 
Volkswirtschaft die Gewährung von Jahresend- 
prämien immer mehr durchgesetzt, weil sie das 
persönliche materielle Interesse der Werktätigen 
am besten mit den gesellschaftlichen Interes- 
sen an der Erzielung eines hohen betrieblichen 
Nettogewinnes und hohen Zuwachses am 
Nationaleinkommen verbindet. Die Zahlung von 
Jahresendprämien muß in den Betriebskollektiv- 
verträgen vereinbart sein und den Regelungen des 
Gesetzbuches der Arbeit und der Verordnung 
über die Bildung und Verwendung des Prä- 
mienfonds entsprechen. Hat der Betrieb seinen 
staatlichen Plan in den wesentlichen Kennziffern 
erfüllt, ist die Zahlung von Jahresendprämien 
vereinbart, sind die erforderlichen Mittel dem 
Prämienfonds zugeflossen, ist der Werktätige im 
Planjahr im Betrieb ununterbrochen tätiggewesen 
und hat er die ihm gestellten Leistungskriterien 
erfüllt, dann kann der Betrieb Jahresendprämien 
zahlen, und der Werktätige hat einen Anspruch 
darauf. Die Jahresendprämie muß - so ist ge- 
setzlich festgelegt - mindestens ein Drittel eines 
Monatsverdienstes betragen. In Anerkennung 
der Leistungen der Werktätigen im Jahre 1974 
konnte Anfang 1975 in der Industrie durchschnitt- 
lich eine Jahresendprämie in Höhe von 750,- Mark 
pro Werktätigen ausgezahlt werden. 
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Hat das Betriebskollektiv dagegen den Plan 
nicht erfüllt, dann ist der Zufluß zum Prä- 
mienfonds geringer, und der Betrieb ist nicht in 
der Lage, Jahresendprämien auszuzahlen. In 
diesem Falle können nicht alle Werktätigen aus- 
gezeichnet werden, und es erhalten die besten 
Arbeiter und Angestellten Anerkennungsprämien. 
Die Kriterien für solche Anerkennungsprämien 
sind inder Betriebsprämienordnung enthalten. Sie 
können natürlich auch im Falle der Gewährung 
von Jahresendprämien zusätzlich gezahlt werden, 
um besondere Leistungen einzelner Arbeiter 
sofort materiell anzuerkennen. Ein Teil des Prä- 
mienfonds ist für solche Fälle zu planen. Auch bei 
der Prämierung wirkt das Mitbestimmungsrecht 
der betrieblichen Gewerkschaftsleitung. Die 
Prämierung darf deshalb nur mit Zustimmung der 
BGL vorgenommen werden. 

Die Jahresendprämien haben sich in den ver- 
gangenen Jahren bewährt; ihre gerechte Auf- 
teilung stellt hohe Anforderungen an die Betriebs- 
und Gewerkschaftsleitungen und setzt voraus, 
daß die betrieblichen Pläne für jede Abteilung, 
jede Brigade und jeden Arbeiter konkret auf- 
geschlüsselt werden und jeder genau weiß, welche 
Leistungen von ihm und seinen Arbeitskollegen 
erwartet werden und wie der jeweilige Stand der 
Planerfüllung ist. 


Wieviel Urlaub 
kann Ich beanspruchen? 


Ein aus dem Grundrecht auf Arbeit abgeleitetes 
Recht ist das Recht auf einen bezahlten jährlichen 
Erholungsurlaub. Von der Verfassung ausgehend, 
erfolgt die grundsätzliche Regelung des Er- 
holungsurlaubes im Gesetzbuch der Arbeit und in 
der Verordnung über Arbeitszeit und Er- 
holungsurlaub. In Urlaubskatalogen, in den Ur- 
laubsvereinbarungen zwischen den Betriebs- und 
Betriebsgewerkschaftsleitungen und den Ur- 
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laubsplänen der Betriebe wird der Urlaub im 
einzelnen festgelegt. 

Bei der Berechnung des Jahresurlaubes eines 

Werktätigen geht man vom Grundurlaub aus, der 
im Gesetzbuch der Arbeit mit 12 Werktagen 
festgelegt ist, wobei der arbeitsfreie Sonnabend 
als Werktag, also im Falle des Urlaubs als Ur- 
laubstag zu werten ist. Darauf aufbauend, wird die 
Gesamthöhe des Urlaubs errechnet. Nur in die- 
sem Sinne hat der Grundurlaub noch eine Be- 
deutung, weil es auf Grund der großen An- 
strengungen aller Werktätigen möglich wurde, im 
Jahre 1975 den Mindesturlaub auf 18 Werktage 
zu erhöhen. Wenn ein Arbeiter keinen sonstigen 
Zusatzurlaub zu beanspruchen hat, dann erhält er 
nicht nur 12 Tage Grundurlaub, sondern 18 Tage, 
weil das der Mindesturlaub ist. 
Um die Einsatzbereitschaft der Schichtarbeiter, 
zu würdigen, ist deren Mindesturlaub ab 1975 
auf 21 Werktage erhöht worden, soweit sie im 
Drei- und durchgehenden Schichtsystem arbei- 
ten. 

Anders ist das bei Jugendlichen. Sie befinden 
sich noch in der körperlichen Entwicklung und 
brauchen deshalb eine längere Ruhepause im Jahr. 
Der überwiegende Teil der Jugendlichen nimmt 
nach dem Abgang von der Schule ein Lehrver- 
hältnis auf. Für Lehrlinge ist nach dem neuen 
Jugendgesetz der DDR festgelegt, daß sie un- 
abhängig vom Alter einen jährlichen Erholungs- 
urlaub von 24 Werktagen erhalten. 

Reihen sich ausnahmsweise Jugendliche ohne 
Aufnahme eines Lehrverhältnisses direkt in den 
Arbeitsprozeß ein, verbleibt es bei der bisheri- 
gen Regelung. Für sie ist festgelegt, daß bei 
14- bis 16jährigen der Grundurlaub 21 Werktage 
und bei 16- bis l18jährigen 18 Werktage beträgt. 
Ausschlaggebend für die Gewährung des Ur- 
laubes nach dem Alter ist der Beginn des Urlaubs- 
jahres. Der Jugendliche, der z.B. am 31. März 
16 Jahre alt wird, hat für dieses Jahr noch einen 
Anspruch auf 21 Werktage Urlaub. 
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Wenn bestimmte Bedingungen vorliegen, wird 
zum Grundurlaub ein Zusatzurlaub gewährt. 
Einen arbeitsbedingten Zusatzurlaub erhalten 
solche Werktätige, die ihre Arbeitsleistungen 
unter besonderen Belastungen vollbringen. Diese 
Regelung trifft für Werktätige zu, die ständig 
schwere Lasten heben, bei großer Hitze oder 
feuchter Wärme arbeiten müssen; auch Taucher 
und andere Arbeiter, die im Wasser, Schlamm 
oder dergleichen tätig sind, sowie solche, die 
einer großen Staub- oder Rauchentwicklung aus- 
gesetzt sind, haben Anspruch auf einen arbeits- 
bedingten Zusatzurlaub. 

Einen Zusatzurlaub erhalten auch Werktätige, 
die eine besonders verantwortungsvolle Aufgabe 
oder Funktion ausüben, beispielsweise Werk- 
leiter, Staatsfunktionäre oder Hauptmechaniker. 

In bestimmten Zweigen der Volkswirtschaft 
wird ein leistungsabhängiger Zusatzurlaub ge- 
währt, auch ein sogenannter Treueurlaub für 
langjährige Zugehörigkeit in bestimmten Be- 
trieben oder Berufen ist möglich. 

Schließlich gibt es noch Zusatzurlaub für 
Werktätige auf Grund ihres Gesundheits- 
zustandes. Dazu gehören Schwerbeschädigte, 
Tb-Kranke und Rekonvaleszenten sowie Blinde. 

Für vollbeschäftigte berufstätige Mütter mit 
mehreren Kindern ist ab 1.Juli 1972 eine Er- 
höhung des Mindesturlaubs festgelegt worden. Er 
beträgt 


21 Werktage für Mütter mit drei und mehr zum 
eigenen Haushalt gehörenden Kindern bis zu 
16 Jahren, 

24 Werktage, wenn diese Mütter im Mehrschicht- 
system arbeiten, 

18 Werktage für Mütter mit zwei zum eigenen 
Haushalt gehörenden Kindern unter 16 Jahren, 
21 Werktage, wenn diese Mütter im Mehrschicht- 
system arbeiten. 


Der Urlaubsanspruch entsteht mit dem Beginn 
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des Arbeitsrechtsverhältnisses. Nehmen Werk- 
tätige erst im Laufe des Jahres eine Tätigkeit auf, 
erhalten sie einen Anteilurlaub. Wenn zum Bei- 
spiel eine Hausfrau wieder berufstätig wird und 
das Arbeitsrechtsverhältnis am I. Mai beginnt, so 
stehen ihr zwei Drittel des für einen ganzjährig 
Beschäftigten festgelegten Urlaubs zu. Würde 
dieser 18 Tage bekommen, so könnte sie also 
12 Tage beanspruchen. 

Nehmen Jugendliche ohne vorangegangene 
Lehrausbildung erstmalig ein Arbeitsrechtsver- 
hältnis auf und beginnen sie dieses innerhalb von 
zwei Wochen nach Beendigung des Schulbe- 
suches, so wird ihnen der volle Jahresurlaub 
gewährt. So würde der am 30. Juni aus der Schule 
ausscheidende Jugendliche, der am 10.Juli die 
Arbeit aufnimmt, 21 Werktage Urlaub erhalten, 
wenn er noch nicht 16 Jahre alt ist. Hat ein Ju- 
gendlicher jedoch die Monate Juli und August 
genutzt, um sich an der See oder anderswo aus- 
zuruhen und zu erholen, und beginnt sein Ar- 
beitsrechtsverhältnis erstmalig am |. September, 
so hat er wie jeder andere Werktätige Anspruch 
auf anteilmäßigen Jahresurlaub, in diesem Falle 
also auf ein Drittel des ihm entsprechend seinem 
Alter zustehenden Jahresurlaubes. Das sind 
7 Tage, wenner erst im Laufe des Kalender jahres 
16 Jahre geworden ist oder wird, und 6 Tage, wenn 
er zu Beginn des Jahres bereits 16 Jahre alt war. 

Verläßt ein Werktätiger im Laufe des Jahres 
den Betrieb, hat auch er Anspruch auf die Ge- 
währung eines anteiligen Urlaubes. Er braucht 
diesen Urlaub jedoch in dem Betrieb, aus dem er 
ausscheidet, nicht zu nehmen. Handelt es sich um 
einen Betriebswechsel.sokanner den im früheren 
Betrieb erworbenen Urlaubsanspruch auch im 
neuen Betrieb geltend machen. Damit wird bei 
Betriebswechsel auch diesen Werktätigen er- 
möglicht, ihren Erholungsurlaub zusammen- 
hängend zu nehmen, damit er für ihre Erholung 
voll wirksam wird. Bei Betriebswechsel ist es 
daher erforderlich, daß sich der Werktätige in 
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seinem Ausweis für Arbeit und Sozialver- 
sicherung den bereits erworbenen Urlaubs- 
anspruch eintragen läßt und wieviel Tage er noch 
guthat. Der Nachfolgebetrieb ist dann ver- 
pflichtet, ihm diesen Urlaub sowie den ihm im 
neuen Betrieb zustehenden Anteilurlaub zu 
gewähren. 

Selbstverständlich haben auch Teilbeschäf- 
tigte, also solche, die nicht während der vollen 
Arbeitszeit tätig sind, Anspruch auf einen Er- 
holungsurlaub. Für sie gibt es keine gesonderte 
Regelung. Ihr Urlaub wird wie bei einem Voll- 
beschäftigten berechnet und gewährt. Lediglich 
die Urlaubsvergütung unterscheidet sich von der 
eines Vollbeschäftigten, und zwar im gleichen 
Maße wie der Lohn. 

Für die Dauer des Urlaubs erhalten die Werk- 
tätigen eine Urlaubsvergütung. Mit dieser Ver- 
gütung, die kein Lohn ist, weil Lohn nur für 
Arbeitsleistungen gezahlt werden kann, soll der 
Werktätige so gestellt werden, als wenn er ar- 
beitete. Es ist deshalb gesetzlich festgelegt. daß 
das Urlaubsentgelt in Höhe des Durchschnitts- 
verdienstes zu gewähren ist. Zum Durch- 
schnittsverdienst gehören neben dem Tariflohn 
eine Reihe von Zuschlägen und Ausgleichs- 
zahlungen, nicht aber Lohn und Zuschläge für 
Überstunden, auch nicht Leistungsprämien. Um 
eine einheitliche Berechnung zu gewährleisten, 
haben die Leiter der für die Bereiche zuständigen 
zentralen Organe eine Übersicht darüber zu 
schaffen, in der alle zum Durchschnittsverdienst 
gehörenden Lohn- und Ausgleichszahlungen 
veröffentlicht sind. Diese Listen sind für alle 
Betriebe des jeweiligen Bereiches verbindlich. 

Übrigens ist auch geregelt, daß die Werktätigen, 
die es wünschen, das Urlaubsgeld bereits bei 
Antritt des Urlaubs erhalten können. Sie müssen 
das allerdings rechtzeitig vor Urlaubsantritt 
beantragen. 

Wenn nunmehr der Urlaubsanspruch klar ist, 
die Höhe des Urlaubs feststeht, das Urlaubsgeld 
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gewährleistet ist, so fehlt doch noch eines, um den 
Urlaub antreten zu können. Es ist verständlich, 
daß nicht jeder Urlaub nehmen kann, wann er will, 
weil das zu Störungen im Betriebsablauf führen 
und die Planerfüllung gefährden würde. Deshalb 
ist in den Betrieben zu Beginn des Jahres von der 
Leitung im Einvernehmen mit der betrieblichen 
Gewerkschaftsleitung ein Urlaubsplan auf- 
zustellen, der gewährleistet, daß die betrieblichen 
Aufgaben gelöst werden können. Deshalb soll sich 
der Urlaub der Werktätigen über das ganze Jahr 
erstrecken, wobei die Wünsche der Arbeiter und 
Angestellten weitgehend zu berücksichtigen sind. 
Wer seine private Urlaubsplanung macht, sollte 
daran denken und seinen Urlaub auch einmal im 
Frühjahr, Herbst oder Winter planen, um beson- 
ders Mitarbeitern, die auf bestimmte Zeiten ange- 
wiesen sind, zum Beispiel Werktätige mit schul- 
pflichtigen Kindern, die Möglichkeit zu geben, 
ihren Urlaub in den Schulferien zu nehmen. 


Kann ich 
den Betrieb 
wechseln? 


Es gibt viele Gründe, die dazu führen können, daß 
ein Werktätiger vor dieser Frage steht. Um sie 
global zu beantworten: Natürlich kann ein Be- 
schäftigter den Betrieb wechseln und sein Ar- 
beitsrechtsverhältnis beenden. 

Das Recht auf Arbeit und die moralische ge- 
sellschaftliche Pflicht zur Arbeit verwirklicht der 
Werktätige durch den Abschluß eines Arbeits- 
vertrages und die Aufnahme der Arbeit in einem 
Betrieb. Die Gesellschaft ist daran interessiert, 
daß der Werktätige entsprechend seiner Qua- 
lifikation und seinen Fähigkeiten dort arbeitet, wo 
er der Gesellschaft das Bestmögliche zu geben 
vermag und dies mit seinen persönlichen Inter- 
essen übereinstimmt. Deshalb ist es dem Werk- 
tätigen freigestellt, sich den Betrieb zu suchen, in 
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dem diese Übereinstimmung vorhanden ist. Hat 
er diesen Betrieb gefunden, wird er auch viele 
Jahre dort arbeiten, und er hat keine Ver- 
anlassung, den Betrieb zu wechseln. Es kann aber 
Fälle geben, wo durch Wohnungswechsel, durch 
weitere Qualifikation des Werktätigen oder aus 
familiären beziehungsweise gesundheitlichen 
Gründen und anderen ein Betriebswechsel not- 
wendig wird. 

Die Arbeitsverhältnisse sind bei uns ganz 
anders als in der kapitalistischen Gesellschaft. Sie 
sind dadurch gekennzeichnet, daß der Mensch frei 
von Ausbeutung ist und Beziehungen der ka- 
meradschaftlichen Zusammenarbeit und gegen- 
seitigen Hilfe bestehen. Deshalb ist auch nicht die 
Kündigung das Hauptmittel, einen Arbeits- 
platzwechsel anzustreben. Immer mehr hat sich 
der Aufhebungsvertrag als das unseren Ver- 
hältnissen entsprechende günstigste Mittel 
durchgesetzt. Das ist ein Vertrag, in dem der 
Werktätige und der Betrieb in gegenseitiger 
Übereinstimmung und unter Beachtung der ge- 
genseitigen Interessen die Beendigung des 
bestehenden Arbeitsrechtsverhältnisses verein- 
baren. In ihm können die Bedingungen des Aus- 
scheidens aus dem Betrieb vereinbart werden. So 
ist es zum Beispiel richtig, wenn ein Werktätiger, 
der aus familiären Gründen seinen Wohnort und 
damit den Betrieb wechseln muß, dies rechtzeitig 
seinem Betrieb mitteilt und mit ihm den Termin 
des Ausscheidens vereinbart. Dazu bedarf es 
keiner starren Fristen. So kann ein Auf- 
hebungsvertrag mit der Festlegung geschlossen 
werden, daß der Werktätige in drei Tagen oder 
drei Wochen oder auch erst in drei Monaten aus 
dem Betrieb ausscheidet. Es darf also jede be- 
liebige Frist im gegenseitigen Einverständnis 
vereinbart werden. 

Umgekehrt kann natürlich auch der Betrieb 
dem Werktätigen einen Aufhebungsvertrag vor- 
schlagen, wenn betriebliche Belange dies er- 
fordern. Es muß sich aber immer um eine frei- 
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willige Vereinbarung der Beteiligten handeln, ein 
Aufhebungsvertrag läßt sich niemals erzwingen. 

Wenn die gegenseitige Übereinstimmung fehlt, 
kann das Arbeitsrechtsverhältnis vom Werk- 
tätigen einseitig gekündigt werden. Es handelt sich 
hier um eine einseitige Willenserklärung, für die 
bestimmte Fristen festgelegt sind. Die gesetzliche 
Kündigungsfrist beträgt 14 Tage. Das ist die 
Mindestfrist, die nicht unterschritten werden darf. 
Der Arbeitsvertrag kann jedoch auch eine längere 
Kündigungsfrist vorsehen. Diese Möglichkeit ist 
geschaffen worden, um die Interessen beider 
Seiten besser zu berücksichtigen und um den 
Werktätigen und dem Betrieb eine größere Si- 
cherheit zu garantieren. 

Es machte sich auch notwendig, Sonder- 
bestimmungen für einzelne Gruppen von Be- 
schäftigten zu schaffen. So ist es zur Durch- 
setzung des einheitlichen sozialistischen Bil- 
dungssystems und besondersim Interesse unserer 
Kinder wichtig, daß diese mit dem größtmöglichen 
Erfolg in den Schulen unterrichtet und zu Jungen 
Sozialisten erzogen werden. Es würde äußerst 
störend sein, wenn ein Lehrer, ohne darauf 
Rücksicht zu nehmen, kündigen könnte, wann er 
wollte. Deshalb dürfen Lehrer nur zu bestimmten 
Terminen, nämlich am Ende des Schuljahres, 
kündigen. Das ermöglicht den Organen der 
Volksbildung, die Zeit der Sommerferien zu 
nutzen, um für entsprechenden Ersatz zu sorgen 
und dadurch die kontinuierliche Weiterbildung 
unserer Kinder zu sichern. 

Die gesetzlich festgelegte oder individuell 
vereinbarte Kündigungsfrist gilt auch für den 
Betrieb, wenn es sich notwendig machen sollte, 
einem Werktätigen zu kündigen. Eine Kündigung 
durch den Betrieb beeinträchtigt das Recht des 
Werktätigen auf Arbeit. Deshalb gibt es strenge 
gesetzliche Regeln darüber, in welchen Fällen der 
Betrieb eine Kündigung aussprechen darf. Somuß 
immer die Zustimmung der Betriebsgewerk- 
schaftsleitung vorliegen. Hierin kommt, wie in 


69 


vielen anderen Fällen auch, das Mitsprache- und 
Entscheidungsrecht der Gewerkschaften als In- 
teressenvertreter der Werktätigen zum Ausdruck. 
Stimmt die BGL einer beabsichtigten Kündigung 
nicht zu, darf diese nicht ausgesprochen werden. 
Eine Kündigung durch den Betrieb mit Zu- 
stimmung der Gewerkschaftsleitung ist nur in drei 
Fällen möglich: 


- wenn es infolge Änderung der Produktion, der 
Struktur, des Stellen- oder Arbeitskräfteplanes 
notwendig und der Werktätige nicht bereit ist, 
einen Änderungs- oder Aufhebungsvertrag abzu- 
schließen; 

- wenn der Werktätige für die vereinbarte Arbeit 
ungeeignet ist; 

- wenn Mängel beim Abschluß des Arbeitsvertra- 
ges vorliegen, die nicht beseitigt werden können. 


Es ist einleuchtend, daß dem Betrieb eine 
Möglichkeit eingeräumt sein muß, in diesen be- 
sonderen Fällen das Arbeitsrechtsverhältnis auch 
gegen den Willen des Werktätigen zu beenden. 
Um ein Beispiel zu nennen: Der Betriebhatbisher 
fünf Tischler beschäftigt. Infolge einer Änderung 
der Produktion wird zukünftig nur noch ein 
Tischler benötigt. Mit zwei dieser Tischler konnte 
ein Änderungsvertrag abgeschlossen werden, weil 
sie bereit waren, eine andere Arbeitsaufgabe im 
Betrieb zu übernehmen. Mit einem Werktätigen 
kam ein Aufhebungsvertrag zustande; er ging in 
einen Nachbarbetrieb als Tischler. Ein Werk- 
tätiger aber war nicht bereit, eine Arbeit im 
Nachbarbetrieb aufzunehmen, sondern er bestand 
darauf, daß er die verbleibende Tischlerstelle im 
Betrieb erhält. Da dies nicht möglich und der 
Werktätige uneinsichtig war und das Angebot des 
Betriebes, ihm in einem anderen zumutbaren 
Betrieb eine Arbeit zu vermitteln. strikt ablehnte, 
blieb dem Betrieb nichts anderes übrig, als nach 
Beratung mit der BGL und mit deren Zustimmung 
die Kündigung auszusprechen. Solche Fälle sind 
zwar selten, kommen aber hier und da vor. 
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Schließlich gibt es noch - in seltenen Fällen - 
die fristlose Entlassung. Diese kann bei- 
spielsweise dann ausgesprochen werden, wenn 
ein Werktätiger fortlaufend die sozialistische 
Arbeitsdisziplin schwerwiegend verletzt und 
seine Arbeitsaufgabe nicht erfüllt. Zunächst steht 
auch hier die Erziehung des Werktätigen im 
Betrieb im Vordergrund. Hat sich aber die Brigade 
mit ihm auseinandergesetzt, hat die Betriebs- 
leitung versucht, mit disziplinarischen Mitteln auf 
ihn einzuwirken und hat sich auch die Konflikt- 
kommission mit ihm ohne Erfolg beschäftigt, dann 
muß der Betrieb die fristlose Entlassung als 
schärfste Disziplinarmaßnahme aussprechen. 
Damit wird dem Werktätigen nachhaltig deutlich 
gemacht, daß sein gesellschaftswidriges Ver- 
halten nicht gebilligt wird und er nun in einem 
anderen Betrieb beweisen muß, daß er die ent- 
sprechenden Lehren gezogen hat. 

Die Betriebe sind angehalten, durch geeignete 
Maßnahmen der Fluktuation von Werktätigen 
entgegenzutreten, weil sie sich negativ auf die 
Betriebsergebnisse auswirkt. Die wirksamste 
Maßnahme ist die, im Betrieb für solche Arbeits- 
und Lebensbedingungen zu sorgen, daß die 
Werktätigen sich wohl fühlen, daß sie Lust und 
Liebe zur Arbeit haben, daß eine gute soziale 
Betreuung erfolgt usw. In verschiedenen Be- 
reichen kann auch ein Treuezuschlag zum Ver- 
dienst oder ein Treueurlaub gewährt werden. Die 
Praxis zeigt, daß sich die Stammbelegschaften in 
vielen Betrieben ständig festigen und daß die 
Arbeitsstreitfälle wegen Beendigung des Arbeits- 
rechtsverhältnisses immer mehr zurückgehen. 


Die Konfliktkommissionen 
in den Betrieben 


Wegen der Durchsetzung von Rechten und 
Pflichten aus dem Arbeitsrechtsverhältnis ent- 
stehen in den Betrieben manchmal Konflikte. an 
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deren schneller Lösung nicht nur der einzelne, 
sondern auch die Gesellschaft Interesse hat, weil 
sich solche Konflikte negativ auf die Festigung 
sozialistischer Betriebskollektive auswirken, die 
Arbeitsfreude hemmen und letztlich auch die 
Arbeitsergebnisse ungünstig beeinflussen. Diese 
Konflikte können am besten dort gelöst werden, 
wo sie entstehen, nämlich im Betrieb selbst. Das 
sozialistische Bewußtsein der Werktätigen und 
die Weiterentwicklung unserer Demokratie er- 
möglichten es, den Werktätigen unmittelbar auch 
Aufgaben der Rechtsprechung zu übertragen. Seit 
1953 wurden in unseren sozialistischen Betrieben 
Konfliktkommissionen gebildet, die anfänglich 
die Aufgabe hatten, bestimmte Arbeitsrechts- 
konflikte zu lösen. Inzwischen haben sich die 
Konfliktkommissionen so entwickelt, daß ihnen 
weitere Aufgaben übertragen werden konnten. 
1968 verabschiedete die Volkskammer das Gesetz 
über die Gesellschaftlichen Gerichte. Ge- 
sellschaftliche Gerichte sind die Konflikt- 
kommissionen, die in allen Betrieben mit über 
50 Belegschaftsangehörigen zu wählen sind, und 
die Schiedskommissionen in den Städten, Ge- 
meinden und Wohngebieten, die seit 1964 
bestehen und von den Volksvertretungen gewählt 
werden. 

Bleiben wir bei den Konfliktkommissionen, von 
denen es gegenwärtig in unserer Republik über 
22 000 gibt. In ihnen sind mehr als 200000 direkt 
von den Betriebsbelegschaften gewählte Mit- 
glieder tätig. Sie sind gute Arbeiter und genießen 
durch ihre Leistungen und ihr vorbildliches 
Verhalten das Vertrauen ihrer Kollegen. Die 
Konfliktkommissionen beraten und entscheiden 
über alle im Betrieb auftretenden Arbeits- 
rechtskonflikte. So ein Konflikt kann zum Bei- 
spiel dadurch entstehen, daß ein Betrieb einem 
Werktätigen die Jahresendprämie verweigert, weil 
dieser vor der Prämienzahlung aus dem Betrieb 
ausgeschieden ist. Anspruch auf Jahresendprämie 
hat aber der Werktätige - vorausgesetzt, daß alle 
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anderen Bedingungen erfüllt sind -, der im Plan- 
jahr ununterbrochen tätig war; denn er hat mit 
seinen Leistungen im Planjahr an der Erfüllung 
des Betriebsplanes mitgeholfen. Bedingung für 
die Gewährung der Jahresendprämie ist dagegen 
nicht, daß der Werktätige zum Zeitpunkt der 
Auszahlung der Prämien im Betrieb beschäftigt 
sein muß. Wenn der Betrieb mit der Entscheidung 
der Konfliktkommission nicht einverstanden ist, 
so darf er diese nicht einfach ignorieren, sondern 
hat die Möglichkeit, sie beim zuständigen Kreis- 
gericht, Kammer für Arbeitsrechtssachen, an- 
zufechten. Das Kreisgericht kann bei einem 
Arbeitsrechtsstreit nicht unmittelbar in Anspruch 
genommen werden, sondern erst dann, wenn die 
Konfliktkommission des Betriebes über die Sache 
beraten hat. In unserem Falle würde das Kreis- 
gericht die Entscheidung der Konfliktkommission 
in einer Verhandlung, zu der alle am Streitfall 
Beteiligten eingeladen werden, überprüfen und 
den Beschluß der Konfliktkommission bestätigen, 
weil er richtig ist. Wäre der Beschluß fehlerhaft, 
könnte das Gericht diesen aufheben und durch 
eine eigene Entscheidung ersetzen. 

Um ein weiteres Beispiel zu nennen: Ein 
Werktätiger war vom Betriebsleiter mit einem 
Verweis belegt worden, weil er am Tage nach der 
Lohnzahlung nicht zur Arbeit erschien und, als er 
in der Wohnung aufgesucht wurde, es sich her- 
ausstellte, daß er die ganze Nacht gezecht hatte. 
Unentschuldigtes Fehlen ist jedoch ein grober 
Verstoß gegen die Arbeitsdisziplin und die be- 
triebliche Arbeitsordnung. Deshalb auch die 
erzieherische Maßnahme des Betriebsleiters. Der 
Werktätige war mit dieser Disziplinarmaßnahme 
nicht einverstanden und wandte sich an die 
Konfliktkommission des Betriebes. Aus dem 
Erlaß des Staatsrates - Konfliktkommissions- 
ordnung - ergibt sich, daß diese auch für solche 
Fälle zuständig ist. Die Konfliktkommission 
führte deshalb eine öffentliche Beratung durch. 
Der Antragsteller verlangte die Aufhebung der 
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Disziplinarmaßnahme mit der Begründung, daßer 
den Tag nachträglich als Urlaub nehmen wolle und 
er demzufolge keine Fehlschicht verursacht hätte. 
Der zur Beratung geladene Betriebsleiter vertrat 
die Meinung, daß der Arbeiter bereits wegen 
Unpünktlichkeit mehrfach ermahnt werden 
mußte, daß er den umstrittenen Tag nicht als 
Urlaub werten könne und er aus erzieherischen 
Gründen den Verweis für gerechtfertigt halte. In 
der Beratung ergriffen auch die Arbeitskollegen 
des Antragstellers das Wort und brachten ihr 
Mißfallen über dessen Disziplinverletzung zum 
Ausdruck. Die Konfliktkommission bestätigte in 
ihrem Beschluß die Richtigkeit der ausge- 
sprochenen Disziplinarmaßnahme und begrün- 
dete dies unter anderem auch damit, daß der 
Urlaub eine soziale Maßnahme zur Erhaltung der 
Gesundheit und Arbeitskraft der Werktätigen sei 
und in der Regel zusammenhängend zu nehmen 
und zu gewähren ist, weil sonst der angestrebte 
Zweck des Erholungsurlaubes nicht erreicht 
werde. Auf keinen Fall wäre es richtig, solche 
Arbeitspflichtverletzungen, wie sie zur Beratung 
standen, nachträglich durch Urlaubsgewährung 
zu sanktionieren. Die Beratung vor der Konflikt- 
kommission hatte ihren erzieherischen Zweck 
erfüllt, der Werktätige sah sein falsches Verhalten 
ein und erkannte den Beschluß der Konflikt- 
kommission und damit die Disziplinarmaßnahme 
als richtig an. 

Die Konfliktkommissionen beraten und ent- 
scheiden aber nicht nur in Arbeitsrechtsfällen. 
Ihre seit 1953 gesammelten Erfahrungen sind so 
groß. daß ihnen nach und nach immer mehr 
Aufgaben übertragen worden sind. Sie beraten 
und entscheiden auch über Verletzung der Straf- 
gesetze, über begangene Verfehlungen, über 
Ordnungswidrigkeiten, über Verletzung der 
Schulpflicht und über einfache zivilrechtliche 
Streitigkeiten. 

Bei Strafrechtsverletzungen ist es nun nicht so, 
daß die Konfliktkommissionen Funktionen der 
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Kriminalpolizei übernehmen. Ihre Aufgabe 
besteht nicht darin, strafbare Handlungen zu 
erforschen und aufzuklären, sondern darin, zu 
beraten, wie auf den Kollegen, der mit dem Straf- 
gesetz in Konflikt gekommen ist, am besten 
erzieherisch eingewirkt werden kann, damit er 
sein falsches Verhalten einsieht und sich künftig 
so verantwortungsbewußt verhält, wie wir es von 
jedem Bürger erwarten. Deshalb ist festgelegt, 
daß die Konfliktkommissionen dann über Straf- 
sachen beraten und entscheiden können, wenn 
diese von einem staatlichen Untersuchungsorgan 
- in der Regel ist das die Kriminalpolizei - auf- 
geklärt und der Konfliktkommission vom Unter- 
suchungsorgan, Staatsanwalt oder vom Gericht 
zur Beratung übergeben werden. Dies geschieht 
in Form einer Übergabeentscheidung, die den 
festgestellten Sachverhalt, die Beweismittel, eine 
Einschätzung der Handlung mit Angabe des 
verletzten Strafgesetzes, eine Einschätzung des 
Täters, Hinweise auf die Ursachen und Be- 
dingungen der Handlung und die Gründe dafür 
enthält, warum die Sache der Konfliktkommission 
übertragen wird. Diese Übergabeentscheidung 
ist eine gute Grundlage für die Beratung des 
gesellschaftlichen Gerichts, die öffentlich im 
Betrieb stattfindet. Das Ergebnis der Beratung 
wird in einem Beschluß zusammengefaßt, der die 
festgelegten Erziehungsmaßnahmen enthält. 
Solche können bei Strafsachen sein: 

Der Rechtsbrecher wird verpflichtet, sich beim 
Geschädigten zu entschuldigen; den angerichteten 
Schaden durch eigene Arbeit oder, wenn das nicht 
möglich ist, durch Schadensersatzleistung in Geld 
wiedergutzumachen; eine Geldbuße in Höhe von 
5,- bis 50,- Mark oder bei Eigentumsvergehen bis 
zum dreifachen Wert des Schadens, höchstens 
jedoch 150,- Mark, zu zahlen; dem Rechtsbrecher 
wird eine Rüge ausgesprochen. 

Die Konfliktkommission kann auch die Bürg- 
schaft eines Kollektivs, zum Beispiel der Brigade 
oder einzelner Personen, die auf die Erziehung 
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des Täters gerichtet ist. zur Kenntnis nehmen und 
bestätigen. Die Mehrzahl der Strafsachen, die den 
Konfliktkommissionen zur Beratung übertragen 
werden, sind Vergehen gegen das sozialistische 
oder persönliche Eigentum, Körperverletzungen 
und Verletzungen des Arbeits- und Gesundheits- 
schutzes. 

Die Konflikt- und Schiedskommissionen sind 
als Gesellschaftliche Gerichte fest im System der 
sozialistischen Rechtspflege verankert. Sie sind 
ein weiteres Beispiel dafür, wie sich unsere so- 
zialistische Demokratie entwickelt und wie das 
Mitbestimmungsrecht der Bürger in öffentlichen 
Angelegenheiten ausgebaut wird. Welcher bür- 
gerliche Staat kann es sich leisten, in solch einem 
Umfang die Bürger mitregieren und die 
Rechtsprechung unmittelbar vom Volke durch 
Gesellschaftliche Gerichte ausüben zu lassen? 
Das ist nur in einem sozialistischen Staat möglich; 
denn nur in ihm bilden Staat und Gesellschaft eine 
Einheit, sind die Interessen des Staates die der 
Gesellschaft und umgekehrt. Es lohnt sich, dar- 
über einmal nachzudenken. 


Schneller, 
höher, 
weiter! 


„Besser gesund und schlank als fett und krank!“ 
Das ist wohl für junge Menschen noch kein 
Problem. Aber wie können wir auch im Alter 
nach diesem Sprichwort leben? Unter anderem 
durch Sport - wobei es mehr auf Regelmäßigkeit 
als auf kurzzeitige Spitzenleistungen ankommt. 
Massensporttage, Sportfeste in den Schulen und 
Wohngebieten, auch mehr als bisher von den 
Großbetrieben veranstaltet, Fernsport- und 
Familiensportwettkämpfe und andere bewährte 
oder neu zu entwickelnde Betätigungsmöglich- 
keiten sollen erreichen, daß wir uns beweglich, 
jung und gesund erhalten. Dabei gilt die Devise: 
Niemand ist zu jung für den Sport! Sport können 
alle treiben. Dazu bedarf es auch keiner festen 
Organisationsform. Natürlich sind der DTSB und 
seine Sportverbände die wichtigsten Träger aller 
Trainings- und Wettkampfformen des Sports. 
Deshalb sind auch über 2 Millionen Bürger Mit- 
glied im DTSB, 1980 sollen es sogar, einschließlich 
der GST und der Sportgruppen der Betriebe und 
Wohngebiete, 6,3 Millionen sein. Aber die kör- 
perliche Betätigung, das gesunde und kulturvolle 
Leben gehen auch alle Nichtorganisierten an. 
Sport und Touristik sollten zu Lebensge- 
wohnheiten der Werktätigen werden, das ist das 
Anliegen der Gesellschaft. 

Die materiellen Voraussetzungen dafür sind 
geschaffen. So ist zum Beispiel besonders ge- 
regelt, daß ehrenamtliche Funktionäre für Sport- 
veranstaltungen, Tagungen und Konferenzen 
freizustellen sind. Sportlicher Wettstreit ist durch 
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die Teilnahmeberechtigung und Freistellung für 
Sportler gewährleistet. Schon im Gesetzbuch der 
Arbeit ist geregelt, daß die Betriebe die Kosten für 
die Unterhaltung der betrieblichen Sportein- 
richtungen zu tragen haben, ebenso wie die 
Gehälter der in diesen Einrichtungen Be- 
schäftigten. Was wir nun aus dieser Unterstützung 
und Förderung der Sportbewegung machen, liegt 
an uns selbst! 


„Erholung 
tut Leib und Seele 
wohl!“ 


In diesem Jahr soll es einmal nicht mit Jugend- 
tourist an die Masurische Seenplatte oder mit 
dem FDGB nach Friedrichroda gehen. Rechtzeitig 
die Freundin begeistert und einen Zeltschein 
beantragt, ist die Fahrt an die Ostsee geplant. 
„Wozu Zeltschein?‘ fragt Frank. ‚Geht es nicht 
auch ohne?“ Es geht, aber nicht überall und schon 
gar nicht wild! Im Grenzgebiet zum Beispiel - und 
dazu gehört ja die Ostsee - gibt es einige Be- 
schränkungen. Das Zelten ist hier nur auf den 
festgelegten Plätzen und mit Zeltschein erlaubt. 
Innerhalb eines 500-Meter-Streifens entlang der 
Küste oder auch entlang der Staatsgrenze zur 
BRD (im sogenannten Schutzstreifen) ist das 
Zelten überhaupt verboten. Ansonsten sind beim 
Zelten immer die Rechte der Besitzer und Eigen- 
tümer der Grundstücke zu beachten, auf denen 
man seine Leinenvilla errichten will. Diese Per- 
sonen müssen ihre Erlaubnis dazu geben. 

Wozu soll man sich aber erst diese Umstände 
machen? Auf eingerichteten Zeltplätzen ist alles 
viel einfacher und bequemer. Natürlich wird dafür 
ein Zeltschein benötigt. Wer nur so auf Verdacht 
fährt, kann eine peinliche Überraschung erleben, 
er muß eventuell wieder umkehren. Der Zelt- 
schein macht aber nicht arm. Die Preise für 
Zeltplätze sind nach dem gebotenen Komfort 
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unterschiedlich gestaffelt. Sie werden vom Rat 
des Bezirkes festgelegt. So sind zum Beispiel 
durchschnittlich in der Kategorie III pro Person 
und Tag bis zu 0,30 Mark, in der Kategorie I da- 
gegen bis zu 1,- Mark zu zahlen. Für Schüler, 
Studenten und Lehrlinge gibt es Ermäßigungen. 
Das Abstellen eines Motorrades kostet bis zu 
0,50 Mark pro Tag. Auf diesen Zeltplätzen sind 
sanitäre Anlagen vorhanden, Einkaufsmöglich- 
keiten ‚eventuellauchSelbstbedienungsgaststätten 
und Sportanlagen. 

Ein Campingfreund braucht auch keine Angst 
zu haben, daß ihm Reisegepäck oder die Zelt- 
ausrüstung abhanden kommen und er dann den 
Schaden zu tragen hat. Man kann diese Gegen- 
stände gegen Beschädigung oder Diebstahl ver- 
sichern. Seit Mitte 1971 ist es möglich, direkt auf 
den Campingplätzen der DDR Zeltplatzversiche- 
rungen abzuschließen, beispielsweise bei der 
Anmeldung. Bei mitgeführten Sachen im Werte 
von 3000,- Mark beträgt der Beitrag bei einer 
Campingdauer bis zu 4 Wochen 4,50 Mark. 

Allgemein wird allerdings vom Zeltler er- 
wartet, daß er Vorkehrungen für eine ordnungs- 
gemäße Sicherung seines Eigentums trifft, zum 
Beispiel beim Verlassen des Zeltplatzes sein 
Zelt zuknüpft oder verschließt. Davon wird unter 
Uniständen bei einem Schaden durch Diebstahl 
die Höhe der Wiedergutmachungssumme ab- 
hängig sein. Für Schmuck und andere Wert- 
gegenstände wird allerdings kein Versicherungs- 
schutz gewährt. Diese Sachen sollte man beim 
Zeltplatzwart sicherstellen. 

Es spielt in jedem Falle übrigens keine Rolle, 
ob die versicherten Sachen Eigentum des Zeltlers 
sind oder ob er sie sich nur ausgeliehen hat. Gegen 
die Gefahr von Personenschäden ist auch eine 
kurzzeitige Unfallversicherung möglich. 

Aber lohnt es sich denn überhaupt, ein Zelt zu 
kaufen, wenn man es doch nur ein einziges Mal 
im Jahr benutzen will? Sobald man nur allein oder 
allenfalls zu zweit fährt, ist der Zelttransportrecht 
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beschwerlich, es sei denn, man besitzt ein eigenes 
Fahrzeug. Auch mit dem Schicken ist das so eine 
Sache. Unvorhergesehene Zwischenfälle können 
eintreten, durch die das Zelt nicht rechtzeitig den 
Ferienort erreicht, und dann ist guter Rat teuer. 
Diese Sorgen könnt ihr euch sparen. Auf vielen 
Zeltplätzen unserer Republik gibt es einen Zelt- 
verleih. Das Zelt steht schon, die Leihgebühr ist 
für jeden erschwinglich und der Komfort doch 
sehr erheblich. Von der Pritsche über den 
Propankocher bis zur Zeltleuchte gibt es alles. 
Die Zeltplätze werden auch immer besser ein- 
gerichtet. So heißt es im Beschluß des Staatsrates 
der DDR ‚Jugend und Sozialismus‘ vom 
31.März 1967: „Die Gestaltung des Lebens auf 
den Campingplätzen und in den touristischen 
Unterkünften ist den neuen Erfordernissen an- 
zupassen.... die wirtschaftsleitenden Organe und 
die örtlichen Räte [müssen] sowohl das kulturelle 
Leben wie auch die materiellen Bedingungen ... 
stetig verbessern.“ 


Fahre sicher - 
versichere dich! 


Den Zeltschein in der Tasche, geht es nun per 
Motorrad los, und am Straßenrand stehen die, die 
ganz billig reisen wollen, die ‚Anhalter‘. Frank 
fährt diesmal allein, weil die Freundin abgesagt 
hat. Doch gibt es nicht genug Schöne am Weg- 
rand? 

Was geschieht aber nun, wenn am Straßenrand 
auch die Unfallhexe lauert? Wer bezahlt den 
eigenen Schaden und den des anderen? Den 
kleinsten Schaden hat meist der, der es nicht so 
eilig hatte. der geruhsam fährt. Durch Ex- 
perimente ist bewiesen. daß derjenige fast zum 
gleichen Zeitpunkt, aber bedeutend sicherer ans 
Ziel kommt, der mit durchschnittlich 60 km/h 
fährt, als einer, der mit 80km/h über die 
Landstraße rast. Dafür werden die Nerven des 
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Fahrers mit der geringeren Geschwindigkeit bei 
weiter weniger strapaziert; er beginnt also schon 
auf der Fahrt zum Ferienziel mit der Erholung. 
Übrigens, warum muß es eigentlich immer ein 
motorisiertes Gefährt sein, warum denn nicht zur 
Abwechslung ein Fahrrad? Wer einmal eine Fahrt 
über 300 oder gar 500 Kilometer ganz gemächlich 
und deshalb natürlich über mehrere Tage in einer 
Gruppe von drei bis sechs Freunden unter- 
nommen hat, wird immer wieder gern an die 
gemeinsamen Erlebnisse zurückdenken. 

Nun aber zurück zu unserer ‚„Unfallhexe‘‘. Sie 
lacht sich eins, wenn das Motorrad zu flott in die 
Kurve gezogen und auf die Gegenfahrbahn ge- 
drückt wurde. Kommt es mit einem anderen 
Fahrzeug zum Zusammenstoß, dann hat der 
Urlauber noch Glück, wenn er nicht ins Kran- 
kenhaus muß. Unangenehm ist aber auch, wenn 
das Motorrad defekt ist und die Reise unter- 
brochen werden muß. Das kann unter Umständen 
die ganzen Ferienersparnisse kosten. Gehen wir 
in unserem angenommenen Beispiel einmal näher 
auf die sich daraus ergebenden Probleme ein; 
nehmen wir an, dem auf der falschen Fahrbahn 
befindlichen Motorrad kommt gerade ein Last- 
kraftwagen entgegen. Der Fahrer will einen 
Zusammenstoß vermeiden, bremst scharf, kommt 
dadurch ins Schleudern und fährt gegen einen 
Baum. Es entsteht erheblicher Sachschaden. Den 
Unfall hat Frank verursacht. Wenn sein Ver- 
schulden durch die Verkehrspolizei festgestellt 
wird, hat er für den Schaden aufzukommen. Aber 
besitzt er denn überhaupt so viel Geld? Nun, er 
muß gar nichts bezahlen, wenn er sich nicht rück- 
sichtslos verhalten hat, zum Beispiel nicht mit 
wesentlich überhöhter Geschwindigkeit oder 
unter alkoholischer Beeinflussung fuhr. Bei der 
Regulierung aller mit dem Schadensersatz zu- 
sammenhängenden Fragen erfährt er nämlich 
gleich, wie es sich mit den verschiedenen Ver- 
sicherungsarten verhält. Jeder Kraftfahrer weiß 
ja und merkt es jährlich nach dem Motto „Mein 


6 Justitia 8l 


Kraftfahrzeug, meine Sparbüchse‘, daß es eine 
Haftpflichtversicherung gibt. Mancher hat sicher 
schon wehmütig dem Geld nachgesehen, das er 
dafür bezahlen mußte. Bei diesem Unfall nun 
stellt sich heraus, daß die Versicherung doch eine 
gute Sache ist. Sie bezahlt nämlich den Schaden 
des anderen Beteiligten und verlangt von Frank in 
der Regel nicht einmal etwas zurück. Eine 
exakte Feststellung der ganzen Angelegenheit 
war in diesem Falle durch die Verkehrspolizei 
vorgenommen worden. Das ist aber auch nicht 
immer erforderlich. Zu diesem Zwecke merkt 
man sich am besten: Bei geschätzten Sachschäden 
bis zu 300,- Mark und auch bei kleineren Per- 
sonenschäden ist der Austausch der Personalien 
zwischen den Beteiligten und die Meldung an die 
Versicherung eine ausreichende Maßnahme. Das 
ist aber auch auf jeden Fall erforderlich, weil 
irgendwelche eventuell später noch auftretenden 
Folgen oder Streitfragen vorher nie genau ab- 
zusehen sind. Die Verkehrspolizei muß jeden- 
falls erst bei größeren Schäden herbeigerufen 
werden, aber natürlich auch dann, wenn eine 
Person erheblich verletzt wurde. Darunter ver- 
steht man zum Beispiel Brüche, umfangreiche 
Haut- oder Muskelschädigungen und solche Ver- 
letzungen, die eine mehrtägige Arbeitsunfähig- 
keit nach sich ziehen können. 

Teuer wird für den Schadensverursacher die 
Sache allerdings dann, wenn der Verkehrsunfall 
schuldhaft unter alkoholischer Beeinflussung 
verursacht wurde. Wenn keine erhebliche Be- 
einträchtigung der Fahrtüchtigkeit vorliegt (unter 
1 Promille), dann ist eine Rückzahlung der ge- 
leisteten Entschädigungsbeträge bis zu 25 Prozent 
an die Staatliche Versicherung der DDR er- 
forderlich, bei einem Schaden bis 300,- Mark die 
gesamte Summe (diese Verpflichtung trifft auch 
den, der nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis 
besitzt oder der mit den Versicherungsbeiträgen 
der Haftpflichtversicherung im Rückstand ist). 
Bei einer erheblichen alkoholischen Beein- 
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trächtigung ist der gesamte Schadensersatz- 
beitrag, den die Staatliche Versicherung vor- 
geleistet hat, an diese zu zahlen (dasselbe hat ein 
unbefugter Benutzer eines Kraftfahrzeugs zu tun, 
wenn dadurch an einem anderen Fahrzeug ein 
Schaden verursacht wurde). Eine erhebliche 
alkoholische Beeinträchtigung kann schon bei 
etwa 6 Glas Pilsner Bier vorhanden sein. 

Wenn wir unser angenommenes Beispiel etwas 
erweitern und auch von einem Schaden am 
Motorrad von Frank ausgehen, dann müßte er ihn 
selbst bezahlen, weil es nicht die Aufgabe des 
Haftpflichtgesetzes ist, auch dem Verursacher 
eines Schadens den alten Zustand an seinem 
Fahrzeug wiederherzustellen. Und trotzdem hat 
Frank für die Reparatur des von ihm gefahrenen 
Motorrades keine einzige Mark ausgeben müssen, 
weil er kaskoversichert war. Vor Fahrtantritt 
hatte er sich nämlich den Rat eines älteren Ar- 
beitskollegen eingeholt und danach gehandelt. 
Deshalb trifft es seine Finanzen nicht so hart. Die 
Kaskoversicherung kostet zwar etwas mehr, sie 
bietet dafür aber auch die Entschädigung für das 
eigene Fahrzeug und ersetzt nicht nur den Zeit- 
wert, sondern die Wiederherstellungskosten. 

Die Kaskoversicherung ist so ausgestaltet, daß 
man sein eigenes oder das benutzte Fahrzeug auch 
für einen bestimmten Zeitraum (Wochen oder 
Tage) und demnach für bestimmte Situationen 
besonders gegen Schäden absichern kann, zum 
Beispiel bei einer vermuteten erhöhten Ge- 
fährdung oder Belastung durch eine Aus- 
landsreise oder bei einer Ferienfahrt. Es gibt eine 
Kaskovoll- und -teilversicherung; außerdem ist 
noch eine kombinierte Versicherung für Kraft- 
räder geschaffen worden. 

Bei der Kaskovollversicherung von Kraft- 
rädern ist es immer erforderlich, sich mit 
50,- Mark bis 300,- Mark selbst an der Wieder- 
gutmachung des Schadens zu beteiligen. Erst bei 
Schäden über diesen Wert hinaus übernimmt dann 
die Staatliche Versicherung die weitere Scha- 
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densersatz-Regulierung. Bei anderen als Unfall- 
schäden ist nicht einmal eine Selbstbeteiligung 
erforderlich. Dafür betragen die Beiträge zum 
Beispiel bei Krafträdern von 101 cm? bis 200cm? 
bei 100,- Mark Selbstbeteiligung 80,- Mark, 
über 200 cm? 100,- Mark. 

Während bei der Kaskovollversicherung das 
Fahrzeug auch gegen Unfallschäden versichert 
ist, übernimmt die Kaskoteilversicherung nur den 
Schutz gegen Brand, Diebstahl oder Schäden aus 
unbefugtem Gebrauch oder gegen alle Elementar- 
ereignisse, wie zum Beispiel Sturmschäden. Hier 
sind die Beiträge entsprechend niedriger: so 
bei Krafträdern von 10lcm? bis 200cm? 
20,- Mark, darüber 30,- Mark jährlich. In Berlin 
sind die Beiträge etwas höher. 

Die kombinierte Kaskoversicherung geht davon 
aus, daß Krafträder in den Wintermonaten ent- 
weder im „Stall‘‘ stehen oder wenig benutzt 
werden. Deshalb werden die Bedingungen der 
Teilversicherung je nach Vertragsabschluß fiir 
drei bis fünf Monate wirksam. Dafür brauchen bei 
einer Selbstbeteiligung von 100,- Mark bei Kraft- 
rädern von lOlcm? bis 200cm?” nur 60,- Mark 
bezahlt zu werden (wenn die Teilversicherung für 
vier Monate gilt), bei solchen über 200 cm? sind es 
77,- Mark. 

Wie schon erwähnt, gibt es zwischen der 
Haftpflicht- und der Kaskoversicherung auch 
Unterschiede in bezug auf den Ersatz des ent- 
standenen Sachschadens, also die Wieder- 
herstellung des früheren Zustandes eines Kraft- 
fahrzeuges. Bei der Haftpflichtversicherung wird 
festgestellt oder errechnet, was das Fahrzeug oder 
der Fahrzeugteill zum Zeitpunkt des Scha- 
denseintrittes noch wert war. Die Abnutzung 
(Abschreibung) wird also vom Anschaffungspreis 
abgezogen und dadurch der sogenannte Zeitwert 
festgestellt, der dann ersetzt wird. Die Kasko- 
versicherung dagegen interessiert dieser Zeit- 
wert, außer bei Totalschaden oder Verlust, nicht. 
Hier kommt es darauf an, was zur Reparatur, zum 
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Wiederaufbau oder zur Neuanschaffung eines 
Fahrzeuges oder Fahrzeugteiles für Kosten nötig 
oder schon entstanden sind. Diese Summe zahlt 
dann die Versicherung. Es spielt dabei auch keine 
Rolle, ob es sich um einen selbstverschuldeten 
Unfall handelt oder ob man nur der Geschädigte 
bei einem Verkehrsunfall war. Der bei einer 
Kaskoversicherung ausgezahlte Betrag kann dem- 
nach durchaus höher sein, als der Zeitwert einer 
Sache betragen würde, die Kaskoversicherung ist 
deshalb immer günstig. Sie gewährt auch Ersatz 
für das mitgeführte Reisegepäck bis 3000,- M. 
Dazu zählt auch die Kleidung des Kraftfahrers, 
und das kann bei einem Totalschaden schon recht 
bedeutungsvoll sein. 


Vorsicht 
ist besser 
als Nachsicht! 


Bei Personenschäden gelten etwa die gleichen 
Regelungen wie bei Sachschäden. Außerdem muß 
aber erwähnt werden, daß bei erheblichen Ver- 
letzungen anderer Menschen in der Regel ein 
Strafverfahren zu erwarten ist, natürlich nur dann, 
wenn der Unfall schuldhaft herbeigeführt wurde. 
Ebenso ist es beim Fahren unter erheblichem 
Alkoholeinfluß. Für den Kraftfahrer stellt schon 
der Genuß eines Bieres kurz vor Fahrtantritt eine 
Ordnungswidrigkeit dar, die sechsfache Menge 
hat dann die Qualität einer Straftat. Dabei muß 
nicht einmal ein Unfall verursacht worden sein. 
Jeder Teilnehmer am Straßenverkehr sollte die 
bestehenden Pflichten ständig zum Maßstab für 
das eigene Verhalten machen. Vor allem für 
Kraftfahrer gilt es, vorsichtig und rücksichtsvoll 
zu fahren, ständig die Übersicht zu wahren und 
aufmerksam zu sein. Pflichten sind immer Min- 
destanforderungen, sie einzuhalten ist eine 
Grundvoraussetzung für das Verhindern von 
Schäden. Über diese Pflichten hinaus noch vor- 
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sichtiger zu sein, bedeutet deshalb immer, sich 
noch stärker dafür einzusetzen, daß nicht erst 
Gefahren entstehen. Gerade das wollen wir aber 
doch alle! 

Einer, der bei unserem erdachten Unfall am 
besten weggekommen ist, war der „Anhalter“, 
denn Frank hatte einen anderen jungen Burschen, 
der ihn um Mitfahrt bat, aufsteigen lassen. Dem 
Sozius war jedoch nichts passiert. Es hätte aber 
auch anders kommen können. Übrigens muß es ja 
nicht nur auf der Fahrt in den Urlaub einen Unfall 
geben. Wer am Wochenende eine längere Fahrt 
unternimmt, könnte ganze Autobusse mit „An- 
haltern‘ füllen. Wer kommt nun eigentlich für 
einen Schaden des Mitreisenden, aus Gefälligkeit 
mitgenommenen Nichtzahlenden auf? Ist es rich- 
tig, wenn jemand sagt, daß er generell nicht anhält 
und nicht einmal zum Betriebsausflug mit eigenem 
Personenkraftwagen jemand mitnimmt, weil er 
sonst bei einem eventuellen Schaden alles allein 
bezahlen müßte? Diese Meinung entspricht nicht 
der rechtlichen Regelung! 

Die Kraftfahrhaftpflichtversicherung kommt 
mit einer Ausnahme auch für Schäden der Mit- 
reisenden auf. Diese Ausnahme betrifft die An- 
gehörigen l.Grades des Fahrzeugführers oder 
-halters (Eltern. Kinder, wenn bei letzteren keine 
spätere Erwerbsminderung oder ähnliches auf- 
tritt) und auch die Ehefrau. Für sie tritt die 
Haftpflichtversicherung nicht ein, aber das wäre 
auch nicht mehr der Fall eines „Anhalters‘“. 

Übrigens gibt es für Mitfahrende in Kraft- 
fahrzeugen seit Mitte 1972 die Möglichkeit, sich 
gegen Unfall versichern zu lassen. Junge Men- 
schen ab 18Jahre können diese Unfallver- 
sicherung direkt bei der Staatlichen Versicherung 
oder auch bei ihrer Hoch- oder Fachschule ab- 
schließen und erhalten als Nachweis dafür eine 
Karte. Der Beitrag von 6.- Mark für ein Ver- 
sicherungsjahr ist verhältnismäßig niedrig, da bei 
einem Unfall, wenn ein dauernder Körperschaden 
vorliegt, bis zu 15000,- Mark gezahlt werden und 
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bei einem Todesfall 3000.- Mark. Alle ‚.Anhalter“ 
sollten aber beachten, daß sie sich an der richtigen 
Stelle postieren, damit es dem Kraftfahrzeug- 
führer auch möglich ist, für den nachfolgenden 
Verkehr gefahrlos zu halten. Anhalten auf der 
Autobahn ist grundsätzlich untersagt. 

Der Kraftfahrzeugführer haftet ansonsten nicht 
nur dann, wenn er einen Verkehrsunfall schuld- 
haft verursacht hat. Nehmen wir ein Beispiel: 
Wegen einer durch jahrelangen Gebrauch des 
Kraftfahrzeugs hervorgerufenen Materialermü- 
dung löst sich plötzlich ein Rad, und die Fahrt 
endet an einem Baum. Soweit dabei Personen 
oder Sachwerte geschädigt werden, die. sich 
außerhalb des Unfallfahrzeuges befinden, über- 
nimmt auch hier die Kraftfahrhaftpflichtversiche- 
rung die Regulierung der Schadensersatzan- 
sprüche. 

Man kann also feststellen: Die Haftpflicht- 
versicherung übernimmt Versicherungsschutz 
vorwiegend für Fremde, die durch den Unfall 
benachteiligt wurden, ohne ihn schuldhaft 
herbeigeführt zu haben. Sie schützt sie vor 
Nachteilen, die ihnen sonst unter Umständen 
durch eine Zahlungsunfähigkeit des Verant- 
wortlichen entstehen würden. 

Nächste Angehörige des Kraftfahrers brauchen 
deshalb nicht leer auszugehen. Es gibt zwei 
Versicherungsarten, die Lebens- (Unfall-) und die 
Unfall-Krankentagegeld-Versicherung, mitdenen 
größere Schäden wiedergutgemacht werden 
können. Mit der Unfall-Krankentagegeld- 
Versicherung soll beim Wegfall des Lohn- 
ausgleiches eine weitere matcrielle Sicherstellung 
erfolgen. Außerdem werden aber auch erhebliche 
Zahlungen bei dauernder Erwerbsminderung oder 
bei einem Todesfall durch Unfall vorgenommen. 
Der Versicherungsbeitrag ist vom Verdienst 
abhängig. Bei einem Nettoverdienst von 
515, Mark sind beispielsweise monatlich 
7,50Mark zu zahlen. Dafür erhält der Versicherte, 
wenn keine freiwillige Zusatzrentenversicherung 
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vorliegt,nach dem Auslaufen des Lohnausgleiches 
5,- Mark Tagegeld. Bei einer dauernden Er- 
werbsminderung zahlt die Versicherung 
20000,- Mark und bei einem Todesfall 
5000,- Mark an die Hinterbliebenen. 

Ähnliche Vorteile gewährt die Lebens- 
versicherung. Die Beiträge und die Versiche- 
rungssumme richten sich bei dieser Ver- 
sicherungsart dagegen nach dem Alter des Ver- 
sicherungsnehmers zum Zeitpunkt des Ab- 
schlusses der Versicherung. Es ist nun nicht etwa 
so, daß man ein Leben lang zahlen müßte und von 
dem Geld nichts mehr zu sehen bekommt. Das soll 
wieder ein Beispiel verdeutlichen: Schließt ein 
20jähriger diese Versicherungaboder wird sie von 
einem anderen für ihn abgeschlossen. so bekommt 
er bei einem monatlichen Beitrag von 10,-Mark 
nach zehnjähriger Laufdauer 1100,-Mark plus 
15 Prozent Zusatzleistung in bar auf die Hand. 
Das ist also wie bei der Sparkasse. Der Familie 
oder anderen Hinterbliebenen des Versiche- 
rungsnehmers wird bei einem Todesfall die ge- 
samte Summe sofort ausgezahlt, unabhängig von 
der Zeitdauer der bisherigen Zahlungen. Bei 
einem Tod durch Unfall wird sogar die doppelte 
Versicherungssumme fällig. 

Außerdem gibt es seit dem I1.Januar 1971 eine 
Insassen-Unfallversicherung. Sie gewährt un- 
abhängig vom Verschulden oder einem 
bestehenden Verwandtschaftsverhältnis des 
Fahrers zu den Insassen Versicherungsschutz für 
dauernde Körperschäden oder den Tod. Ab- 
geschlossen werden kann sie für alle Arten von 
Kraftfahrzeugen. Dabei kommt es nicht auf den 
Fahrzeugtyp an, sondern nur auf die Anzahl der 
Plätze, bei Krädern kann auch nur der Platz des 
Fahrers allein versichert werden. Die Ver- 
sicherungsbeiträge richten sich nach der vom 
Versicherungsnehmer festgelegten Versiche- 
rungssumme und betragen zum Beispiel bei einer 
Versicherung von 5000,- Mark für den Todesfall 
und 10000,- Mark bei Körperschäden für zwei 
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Plätze eines Motorrades 70,- Mark jährlich. 
Damit sollen im Schadensfalle die wirtschaft- 
lichen Folgen einer ganzen oder teilweisen Er- 
werbsminderung abgeschwächt werden. 

Unabhängig von einem Unfall werden durch die 
freiwillige Zusatzrentenversicherung bei jeder 
Arbeitsunfähigkeit höhere Leistungen gewährt, 
sie schafft auch finanzielle Sicherheit bei Invali- 
dität und im Alter. 

Ihr kann jeder Jugendliche mit der erstmaligen 
Aufnahme eines Arbeitsrechtsverhältnisses bei- 
treten. Wenn das Arbeitseinkommen monatlich 
600,- Mark nicht übersteigt, erfolgt keine Bei- 
tragszahlung. Erstüber 600,- Mark werdenmonat- 
lich 10 Prozent dcs diese Summe überschreiten- 
den Betrages fällig; der Betrieb zahlt einen glei- 
chen Betrag. Dafür erhält dann zum Beispiel ein 
Jugendlicher ohne Familie bei Arbeitsunfähigkeit 
nach Ablauf des Lohnausgleiches von der So- 
zialversicherung Leistungen in Höhe von 70 Pro- 
zent des Nettodurchschnittsverdienstes. 


„Ungeladene Gäste 
gehören nicht zum Feste!“ 


Unser Beispiel mit dem Unfall war nur kon- 
struiert. Bei Frank, unserem Urlauber, dessen 
Aufenthalt an der Ostsee wir weiterverfolgen 
wollen. ging in Wirklichkeit alles gut. Er ist mit 
seinem Zeltplatz sehr zufrieden. Frank ist 
22 Jahre alt, sein Bruder, den ein Freund der 
Familie anläßlich einer Dienstfahrt mitbrachte, 
aber erst 15. An einem Abend ihres Aufenthaltes 
in Warnemünde wollen sie gemeinsam eine 
öffentliche Tanzveranstaltung besuchen. Zuvor 
bittet aber noch eine Stammtischrunde alter 
Herren, für sie einige Tabakwaren zu holen. 
Franks Bruder ist hilfsbereit, er will das gern 
erledigen, doch Frank weiß Bescheid und geht 
vorsichtshalber mit. Tatsächlich lehnt es auch der 
Verkäufer im Kiosk ab, an einen 1Sjährigen 
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Zigaretten zu verkaufen. In der ‚Verordnung zum 
Schutze der Kinder und Jugendlichen“ heißt es 
nämlich: ‚An Kinder und Jugendliche unter 
16 Jahren dürfen keine alkoholischen Getränke 
und Tabakwaren verabreicht, verkauft oder in 
sonstiger Weise abgegeben werden.‘ Auch an 
Jugendliche von 16 bis 18 Jahren ist die Abgabe 
alkoholischer Getränke nicht unbeschränkt 
möglich. Sie dürfen nur Getränke bis zu 20 Pro- 
zent Alkoholgehalt und nur in geringen Mengen 
erhalten. 

Beim Besuch der Tanzveranstaltung kann 
Franks Bruder nochmals sehen, daß in Warne- 
münde sehr gut auf die Einhaltung der Gesetze 
geachtet wird. Der Einlaßdienst macht nämlich in 
allen Zweifelsfällen von seiner Befugnis Ge- 
brauch, die Personalausweise zu verlangen und 
einzusehen. Frank jedoch kann seinen Bruder 
zum Tanzabend mitnehmen. Sie jedenfalls waren 
keine ‚„ungeladenen Gäste‘. Nur Kinder werden 
nach 19 Uhr aus Gaststätten mit Tanzver- 
anstaltungen verwiesen. Jugendliche und noch 
dazu in Begleitung Erwachsener dürfen sich darin 
bis 22 Uhr aufhalten. Allerdings ist auch für 
Jugendliche von 16 bis 18 Jahren in Gaststätten die 
Zeit zur Heimkehr 22 Uhr beziehungsweise bei 
Tanzveranstaltungen 24 Uhr. 

Da hilft auch kein Versuch, im FDJ-Klub eine 
Party zu veranstalten und den interessierten 
Jugendlichen gegen einen kleinen Unkostenbei- 
trag die Verlängerung der sonst üblichen Sperr- 
zeiten gestatten zu wollen. Jeder Veranstalter ist 
zur Einhaltung dieser Bestimmungen verpflichtet. 
Außerdem wäre eine solche Veranstaltung so- 
wieso mindestens drei Tage vorher bei der zu- 
ständigen Stelle der Deutschen Volkspolizei 
anzumelden gewesen, so daß jederzeit eine 
Kontrolle möglich ist. Die entsprechenden Vor- 
schriften sind übrigens in jedem Restaurant oder 
Klub gut sichtbar auszuhängen. 

Frank und sein Bruder verbrachten ihre Ur- 
laubstage allerdings nicht nur mit Müßiggang, 


90 


Alkoholverbot 
für Jugendliche 


Besuch von Tanz- 
veranstaltungen 


Necktbeden 


Angelerlaubnis 


sondern sie betätigten sich auch sportlich. Beiden 
Urlauberwettkämpfen holten sie sich sogar im 
Tischtennis und beim Volleyball je einen Preis. 
Sie schlossen auch neue Freundschaften. Dabei 
erfuhren sie wieder etwas Neues von den 
Badevorschriften an der Ostsee. Ihre Freunde 
hatten nämlich gleich am zweiten Tage des Auf- 
enthaltes Besuch vom Abschnittsbevollmäch- 
tigten der Deutschen Volkspolizei bekommen. Die 
Sache konnte aber schnell aufgeklärt werden. Die 
beiden waren an einem trüben Tag ausgefahren. 
Am Nachmittag kam jedoch die Sonne heraus, 
und sie wollten baden gehen. Nun lagen allerdings 
ihre Badehosen noch im Zelt, aber was tut das 
schon am Östseestrand, wenn man ein Fahrzeug 
bei sich hat. So suchten sie sich einen abgelegenen 
Platz hinter einer hohen Düne, und schon ging's 
nackt ins Wasser. Dastrugihnen eine Anzeigeein, 
weil sie „ohne Badebekleidung‘‘ an einem nicht 
„dafür ausdrücklich gekennzeichneten Ort“ 
gebadet hatten. Sie waren natürlich ‚geständig 
und reuig‘“‘, doch sie wunderten sich sehr, weil 
ihnen niemand aufgefallen war und sie in Gegen- 
wart anderer auch nicht so gebadet hätten. 

Das konnte dann der Abschnittsbevoll- 
mächtigte gemeinsam mit ihnen durch eine Orts- 
besichtigung klären. Es ergab sich, daß man 
Badende an jener Stelle des Strandes nur sehen 
konnte, wenn man dazu auf eine hinter der Düne 
befindliche Bank stieg, oder vom Strande selbst. 
In diesem Falle war ein staatliches Einschreiten 
nicht erforderlich, denn die Bestimmung besagt, 
daß Nacktbaden dort erlaubt ist, wo man ‚unter 
den gegebenen Umständen‘ von unbeteiligten 
Personen nicht gesehen werden kann. Aber auf 
jeden Fall waren Frank und sein Bruder damit 
auch wieder um eine Lehre reicher. 

Weil sie nun nicht wieder etwas falsch machen 
wollten, baten sie den Abschnittsbevollmäch- 
tigten, ihnen doch einen Angelschein für 14 Tage 
auszuschreiben, da sie Angelgerät mitgebracht 
hatten und in der Ostsee ihr Glück versuchen 
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wollten. Nun gibt es Angelkarten tatsächlich für 
ein Jahr oder auch beschränkt für einige Wochen 
oder gar Tage. Sie sind aber über den Deutschen 
Anglerverband erhältlich und kosten zum Beispiel 
für Schüler, Lehrlinge und Studenten nur die 
Hälfte der sonst üblichen Gebühren. Der Ab- 
schnittsbevollmächtigte belehrte unsere Urlauber 
jedoch, daß sie an der Ostsee gar keinen Er- 
laubnisschein benötigen. Dafür ist das Angeln 
aber auch nur innerhalb der Hoheitsgrenze er- 
laubt. 


Des Faulen Werktag 
ist immer morgen, 
sein Ruhetag heute 


Dazu wollten aber Frank und sein Bruder nicht 
gerechnet werden. Ihnen hatte es an der Ostsee 
sehr gut gefallen. Auf der Fahrt nach Hause faßten 
sie den Entschluß, in Zukunft mehr Sport zu 
treiben, und weil das Wasser es ihnen angetan hat, 
wollen sie es mit einem Boot versuchen. Ein im 
Schuppen stehendes altes Paddelboot wollen sie 
wieder in Ordnung bringen, vielleicht auch einen 
Motor besorgen und dann auf der Saaletalsperre 
„in See‘ stechen. 

Nun geht das allerdings nicht so einfach. Bei der 
sportlichen Betätigung mit einem Boot sind aller- 
hand Regelungen und Vorschriften zu beachten, 
so gibt es zum Beispiel einen wesentlichen Unter- 
schied zwischen Sportbooten und Booten für 
andere Zwecke. Bei Sportbooten mit mehr als 
sechs Quadratmeter Segelfläche oder mit Motor 
ist eine technische Zulassung und für ihre Füh- 
rung ein Befähigungsnachweis erforderlich. Die- 
sen Ausweiserteilen nach einer Prüfung der Allge- 
meine Deutsche Motorsportverband,der Deutsche 
Turn- und Sportbund, der Deutsche Anglerver- 
band oder die Gesellschaft für Sport und Tech- 
nik. Franks Bruder könnte ihn aber nur für Boote 
unter zehn Quadratmeter Segelfläche oder unter 
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3,5PS Motorleistung erhalten, erst ab 16 Jahre 
gibt es größere Rechte. Frank muß, bevor es 
losgehen kann, sich auch noch besondere Kennt- 
nisse über die Verkehrsregeln auf dem Wasser 
aneignen. So muß er bestimmte Zeichen oder sol- 
che Regeln kennen wie das Verbot, sich mit 
Booten in Fahrt befindlichen anderen Fahrzeu- 
gen zu stark zu nähern oder in ihrem Sogwas- 
ser zu fahren. Frank hat sein Boot auch besonders 
zu kennzeichnen und erfährt gleich am Anfang, 
daß er damit in der Saaletalsperre gar nichts 
unternehmen kann. Es gibt nämlich einige Ge- 
wässer, zu denen unter anderem auch die 
Saaletalsperre gehört, die für Wasserfahrzeuge 
aller Art gesperrt sind. Ja, so streng sind aus 
hygienischen Gründen die Sitten, da im Interesse 
einer einwandfreien Trinkwasseraufbereitung 
und des Seuchenschutzes rechtzeitig Maßnahmen 
getroffen werden müssen. 

Im nächsten Jahr wird Frank auf Wunsch seines 
Betriebes bei den an den Müritzsee fahrenden 
Lehrlingen in den Sommerferien als Betreuer 
dabeisein. Frank ist sehr gewissenhaft. Er läßt 
nicht einfach alles an sich herankommen, sondern 
erkundigt sich beizeiten, was er dabei alles zu 
beachten hat, welche Rechte und Pflichten er 
berücksichtigen muß. Das sollten allerdings auch 
Lehrlinge und andere junge Menschen wissen, die 
sich organisiert in größeren Gruppen in einem 
Ferienlager aufhalten. 

Es beginnt schon mit der Anlage des Be- 
triebsferien- oder Zeltlagers. Die hygienischen 
Anordnungen verlangen zum Beispiel, daß Zelt- 
lager auf trockenem Boden und in einer ge- 
schützten und staubfreien Lage errichtet werden 
müssen. Auf öffentlichen Zeltplätzen für Er- 
wachsene dürfen sich keine Kinderferienlager 
befinden. Die Lager müssen eine gute Zu- 
fahrtstraße haben und an eine einwandfreie 
Wasserversorgung und Abwasseranlage an- 
geschlossen sein. Die Waschanlagen sind getrennt 
für Mädchen und Jungen einzurichten und mit 
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einem Sichtschutz zu versehen, nicht mehr als 
zehn Benutzer dürfen auf eine Zapfstelle kom- 
men. Obwohl der See gleich nebenan liegt und sich 
sicher alle jeden Tag im Wasser tummeln, ist für 
ein einwandfreies Betriebsferienlager doch Vor- 
aussetzung, daß mindestens einmal wöchentlich 
die Benutzung einer Dusche gesichert ist. Selbst- 
verständlich ist für eine ausreichende Küche zu 
sorgen sowie für eine bestimmte Anzahl von 
Betten für eventuelle Kranke. Bei mehr als 
500 Teilnehmern ist, unabhängig davon, daß 
sowieso alle Teilnehmer am Lager vorher ärztlich 
untersucht werden, ein Arzt erforderlich, der 
entweder mit im Lager lebt oder ständig er- 
reichbar ist. Die Einhaltung dieser Vorschriften. 
wobei nur die wesentlichsten genannt wurden, 
wird auch durch die Kreis-Hygieneinspektion 
überprüft. Deshalb sind auch alle Betriebsferien- 
oder Zeltlager vorher bei der staatlichen Leitung 
des Gesundheitswesens des zuständigen Kreises 
anzumelden. Wer zum Küchenhilfsdienst ein- 
geteilt ist, sollte auch darauf achten, daß alle 
Speisen am Ausgabetag zuzubereiten sind; ein 
sogenanntes Vorkochen ist verboten. Einzelne 
Gerichte dürfen gar nicht hergestellt und ver- 
abreicht werden, wie beispielsweise Kartoffel- 
und Fleischsalat, Pilzgerichte und Sülze. 


Das Wandern 
ist nicht nur 
des Müllers Lust! 


Frank hat vor, mit den ihm anvertrauten Jugend- 
lichen auch öfter baden, Boot fahren oder wan- 
dern zu gehen. Deshalb muß er wissen, daß sie 
beim Verlassen des Lagers einen Gesundheits- 
helfer mit einer Sanitätstasche mitnehmen müs- 
sen. Wenn er erlaubt, daß seine Schützlinge auf 
gemieteten Ruderbooten fahren, dann muß er 
zumindest das Ein- und Aussteigen mit über- 
wachen und darauf achten, daß nicht unterwegs 
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von einem Boot zum anderen umgestiegen wird; 
das ist nur bei Rettungsmaßnahmen erlaubt. 
Ganz besondere Aufmerksamkeit ist wegen der 
damit verbundenen Gefahren dem Badebetrieb 
zu schenken. Deshalb dürfen niemals mehr als 
20 badende Kinder oder Jugendliche durch eine 
Person beaufsichtigt werden. Bei den 9. bis 
12.Klassen kann das auch ein Mitglied der 
FDJ-Leitung oder eine von ihr besonders be- 
auftragte Person sein. Alle Kinder und Jugend- 
lichen unter 18Jahren müssen eine schriftliche 
Badeerlaubnis der Erziehungsberechtigten vor- 
legen. In Schwimmbädern und ständig über- 
wachten Badestellen ist die Gruppe beim 
Schwimmeister an- und abzumelden. Sobald man 
außerhalb von Schwimmbädern baden will, ist das 
nur an den durch entsprechende Schilder ge- 
kennzeichneten Abschnitten gestattet. Das gilt für 
alle Gewässer und Schwimmbäder, sowohl für 
Ferien- und Sportlager. für Lehrlingsheime, 
Schulen (außerhalb des obligatorischen Unter- 
richtes) sowie für FDJ-Gruppen. Eines Tages 
kommt Frank bei einer mehrstündigen Wan- 
derung mit der Gruppe auch an einem herrlich 
gelegenen Waldsee vorbei, für den ein rühriger 
Rat der Gemeinde ausdrücklich das ,‚Baden auf 
eigene Gefahr!“ erlaubt hat. Da alle erhitzt sind 
und sich gern im kühlen Wasser erfrischen 
möchten, bestürmen sie Frank, er möge sie doch 
hineinspringen lassen. Doch Frank läßt sich nicht 
so schnell erweichen. Sobald nämlich die 
Badebereiche nicht im Aufsichtsgebiet des 
Wasserrettungsdienstes liegen, hat er dafür zu 
sorgen, daß ein einsatzbereiter Rettungs- 
schwimmer anwesend ist. wobei auf ihn höchstens 
40 Personen entfallen dürfen. Da ein Rettungs- 
schwimmer mitgewandert ist, könnte es eigentlich 
losgehen, doch Frank vergewissert sich erst noch 
einmal, ob auch alle Schwimmer sind, weil er sonst 
den Badebereich für Nichtschwimmer besonders 
kennzeichnen müßte, und er sieht auch nach, ob 
in unmittelbarer Nähe der Badestelle Rettungs- 
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gerät bereitliegt. Dann sorgt er noch dafür, daß 
sich alle erst langsam beruhigen und abkühlen, 
bevor es ins Wasser geht. Das Baden ist außerdem 
untersagt: am Anreiselag, innerhalb einer Stunde 
nach der Hauptmahlzeit, bei Gewitter, ab Wind- 
stärke 4 und bei geringer Sicht sowie nachEEintritt 
der Dämmerung. Höllisch aufpassen muß Frank 
aber erst recht, wenn sich seine Gruppe im Wasser 
tummelt. Die Ausgelassenheit darf nicht über- 
handnehmen und zu Unfällen führen. Er achtet 
darauf, daß niemand mutwillig getaucht wird. Sind 
Sprungbretter da, so dürfen sie nur unter Aufsicht 
benutzt werden. Nach dem Baden sorgt Frank 
dafür, daß die nasse Badebekleidung abgelegt 
wird, damit es nicht zu Erkältungskrankheiten 
kommt. Die am Körper befindlichen nassen 
Badesachen führen nämlich rasch zu einer Un- 
terkühlung der Haut, da die Wärmezirkulation und 
der Austausch mit der Außentemperatur be- 
hindert sind - eine Nierenentzündung ist dann 
schnell da. 


Erfassung und 
Musterung 


Andreas 
trägt Uniform 


Jährlich werden männliche Bürger der DDR zum 
Ehrendienst in der NVA für unsere sozialistische 
Heimat einberufen. Es ist nicht unbedingt er- 
forderlich, den Abschied vom Zivilleben mit viel 
Alkohol zu begießen. Schaden kann es dagegen 
nicht, wenn sich der Wehrpflichtige auf seine 
Armeezeit intensiv und bewußt vorbereitet. Das 
betrifft sowohl die entsprechende Vorbereitung 
auf die geforderten Leistungen im Rahmen der 
vormilitärischen Ausbildung als auch die Klärung 
der persönlichen Angelegenheiten oder aller damit 
zusammenhängenden Fragen. Ist denn für die 
Klärung persönlicher Fragen auch genügend Zeit? 

Gewiß! Die Erfassung der Wehrpflichtigen 
geschieht durch die Volkspolizei-Kreisämter. Für 
die Musterung gibt es einen rechtzeitigen Aufruf 
der entsprechenden Jahrgänge. Sie wird einen 
Monat vorher bekanntgegeben und durch eine 
besondere Kommission vorgenommen. Es erfolgt 
auch eine ärztliche Untersuchung. bei der fest- 
gestellt wird, für welche Waffengattung der 
Wehrpflichtige entsprechend der Diensttauglich- 
keit und seinen Fähigkeiten und Interessen ge- 
eignet ist. Wünsche werden selbstverständlich 
berücksichtigt, soweit das im Rahmen der Ge- 
samtbelange möglich ist. Bei der Musterung ist 
genügend Zeit, die letzten Fragen zu klären. Dabei 
kann man allerdings davon ausgehen, daß jeder 
junge Mensch weiß, warum es bei uns eine Armee 
gibt, wie sie entstanden ist und weshalb das nicht 
nur eine Sache des Staates, sondern auch seine 
eigene ist. Viele haben sich mit ihren Eltern 
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darüber unterhalten und manche Hinweise auch 
durch ihre Lehrer bekommen. 

Unser Staat betrachtet als Hauptaufgabe seiner 
nationalen Politik den Kampf um die Erhaltung 
des Friedens. Die Landesverteidigung ist ein 
fester Bestandteil dieser Politik. Man darf aber 
den Frieden nicht nur wollen, sondern muß ihn 
auch bewahren und schützen und ihn notfalls auch 
erzwingen können. Dazu bedarf es aber einer 
modernen sozialistischen Armee, die im Sinne der 
revolutionären Traditionen der deutschen Ar- 
beiterklasse und des sozialistischen Inter- 
nationalismus denkt und handelt. Diese Armee 
benötigt auch im Waffenhandwerk geübte junge 
Menschen, und deshalb ist der ‚Dienst zum 
Schutze des WVaterlandes und der Errun- 
genschaften der Werktätigen ... eine ehrenvolle 
Pflicht der Bürger der Deutschen Demokratischen 
Republik“. 


Ist die Wehrpflicht 
eine Privatangelegenhelt? 


Das ist natürlich nicht der Fall. Mit dem 1962 von 
der Volkskammer beschlossenen ‚Gesetz über 
die allgemeine Wehrpflicht‘‘ sind für alle Bürger, 
die aufgerufen werden, folgende Pflichten be- 
gründet: 


Sie haben sich zur Erfassung zu melden, 

sie haben zur Musterung und Diensttauglichkeits- 
untersuchung zu erscheinen, 

sie haben bei Bedarf ihren Wehrdienstabzuleisten, 
sie haben auch Veränderungen zu ihrer Person 
mitzuteilen. 


Um darauf gleich an dieser Stelle einzugehen: 
Gerade bei der Mitteilungspflicht kommen die 
meisten Unterlassungen vor. Wer denkt auch 
gleich bei einem Umzug daran, wenn er zum 
Beispiel schon vor acht Jahren seinen Grund- 
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wehrdienst geleistet hat? Erfaßte Wehrpflichtige 
müssen aber die Änderung ihres Wohnsitzes dem 
Wehrkreiskommando unverzüglich persönlich 
mitteilen. Andere Änderungen zu den per- 
sönlichen Verhältnissen, wie die des Fa- 
milienstandes, des Berufes, der Arbeitsstelle und 
ähnliche, sind umgehend schriftlich mitzuteilen. 
Das ist im Interesse einer ständigen Einsatz- 
möglichkeit aller Wehrpflichtigen unbedingt er- 
forderlich;, die gleichen Anforderungen gelten 
übrigens auch für Reservisten. 

Woher weiß Andreas aber nun überhaupt,ober 
Wehrpflichtiger ist? Das ist gesetzlich geregelt. 
Unter Wehrpflichtigen versteht man männliche 
Bürger der Deutschen Demokratischen Republik 
vom 18. bis zum vollendeten 50. Lebensjahr. Die 
Zeit des Grundwehrdienstes beträgt 18 Monate. 

Im aktiven Wehrdienst der NVA unterscheidet 
man weiter nach Dienstverhältnissen: 


- in Wehrpflichtige, die den Grundwehrdienst 
leisten, 

- in Soldaten auf Zeit, 

- in Berufssoldaten. 


Im Unterschied zu den Wehrpflichtigen, die den 
Grundwehrdienst leisten, werden als Soldaten auf 
Zeit solche Soldaten, Unteroffiziersschüler oder 
Unteroffiziere verstanden, die sich freiwillig für 
eine Gesamtdienstzeit von weniger als zehn 
Jahren verpflichtet haben und durch Befehl 
bestätigt wurden. Die Berufssoldaten sind: 


— die Soldaten, U nteroffiziersschüler oder Unter- 
offiziere, die sich freiwillig für eine mindestens 
zehnjährige Gesamtdienstzeit verpflichtet ha- 
ben und durch Befehl bestätigt wurden; 

- die Offiziersschüler; 

- die Offiziere und Generale im aktiven Wehr- 
dienst. 


Für die Offiziere und Generale ist keine zeitlich 
begrenzte aktive Dienstzeit festgelegt. Sie leisten 
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freiwillig aktiven Wehrdienst entsprechend den 
Bestimmungen des Erlasses des Staatsrates der 
Deutschen Demokratischen Republik über den 
aktiven Wehrdienst in der Nationalen Volksarmee 
- Dienstlaufbahnordnung. 

Da wir nun wissen, wer als Wehrpflichtiger 
anzusehen ist, muß auch die Frage beantwortet 
werden, ob es richtig ist, alle mit der Dienstzeit in 
der Nationalen Volksarmee zusammenhängenden 
Probleme an sich herankommen zu lassen oder, 
besser, sich auf diesen Lebensabschnitt vor- 
zubereiten. Eindeutig ist das so zu beantworten, 
daß die Kenntnis über die Tätigkeit in der Na- 
tionalen Volksarmee, die gegebenen Ent- 
wicklungsmöglichkeiten und andere Fragen für 
jeden jungen Bürger unseres Staates gut ist. Der 
Dienst in der Nationalen Volksarmee bringt sicher 
manches große Erlebnis, an jeden werden aber 
auch hohe Anforderungen gestellt. Es ist 
bestimmt nicht immer leicht, vom ersten Tage an 
Disziplin zu wahren und andere Menschen um 
sich zu haben, die einem vor Tagen noch fremd 
waren, deren Kamerad man jetzt aber ist und auf 
die man sich in schwierigen Situationen verlassen 
muß. Es mag manchem am Anfang auch schwer- 
fallen, Ordnung zu halten, sich die Socken selbst 
zu waschen oder das Bett selbst zu machen. Es 
ist auch manche Einschränkung notwendig. So ist 
es eben für einen Soldaten, der seinen Grund- 
wehrdienst leistet, nicht möglich, den Urlaub im 
Ausland zu verbringen. Bei einem Verheirateten 
kann es auch in der Familie zu zeitweiligen 
Schwierigkeiten kommen. Das Ehe- und Fa- 
milienleben besteht ja gerade in der Lösung der 
Alltagsfragen im gemeinsamen Mit- und Für- 
einander. Jetzt auf einmal ist aber der Partner nur 
brieflich oder alle zwölf Wochen persönlich zu 
erreichen. Das bringt manche Probleme mit sich. 
Selbstverständlich wird jedem auch klar sein, daß 
der besondere Charakter des Kampfes der im- 
perialistischen Staaten gegen unsere Republik und 
das gesamte sozialistische Lager während der 
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Vorbereitung auf 
den Grundwehr- 
dienst 


Armeezeit manche politische Entscheidung not- 
wendig macht. 

Der Dienst in der Nationalen Volksarmee er- 
fordert auch körperliche und technische Fähig- 
keiten und Fertigkeiten. 

Denen kann man durch eine entsprechende 
Vorbereitung innerhalb der vormilitärischen 
Ausbildung gerecht werden. Bei der Gesellschaft 
für Sport und Technik ist es möglich, in der 
Gelände- und Schießausbildung Erfahrungen zu 
sammeln und im Sport Geschicklichkeit, Aus- 
dauer und Leistungskraft zu erwerben. Dafür ist 

Abzeichen für das ‚Abzeichen für vormilitärische Kenntnisse“ 
vorminäreh® der Stufen I und II geschaffen worden, das jeder 
Wehrpflichtige erringen sollte. 

Die Einberufung von Andreas zum Grund- 
wehrdienst ist nun aber noch immer nicht erfolgt, 
obwohl er bereits vor einiger Zeit gemustert 
wurde. Sie ist abhängig von den Bedürfnissen der 
einzelnen Truppenteile der Nationalen Volks- 
armee und wird deshalb zu verschiedenen Zeit- 
punkten vorgenommen. Sie läßt sich deshalb bei 
der Musterung noch nicht genau voraussagen. 

Finanzielle Nachteile entstehen den Wehr- 
pflichtigen übrigens aus Musterung, Unter- 
suchungen und notwendigen Rücksprachen nicht. 
Sie sind dafür von ihren Betrieben freizustellen 
und erhalten ihren Durchschnittsverdienst. Die 
mit der Musterung verbundenen Fahrtkosten 
über I,- Mark werden vom Wehrkreiskommando 
rückerstattet. Der Einberufungsbefehl berechtigt 
dann zur Freifahrt vom Wohnort bis zum Stand- 
ort des Truppenteiles. 


Der Unteroffizier 
als Berufssoldat 


Detlef trägt am Ärmel seiner Uniformjacke einen 
doppelten Winkel aus silberner Litze. Daran ist zu 
erkennen, daß er den militärischen Beruf gewählt 
hat. Er ist Unteroffizier der Nationalen 
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Volksarmee. Er weiß aus seiner Erfahrung, daß 
auf kaum einem anderen Gebiet wie im Militär- 
wesen die neuesten technischen und naturwis- 
senschaftlichen Erkenntnisse so schnell und 
perfekt zur Anwendung kommen. Die moderne 
Armee braucht deshalb eine wachsende Zahl gut 
ausgebildeter Spezialisten, die auch klassenbe- 
wußt Kollektive führen können. Nehmen wir nur 
einmal Detlefs Dienststellung als Gruppenführer 
bei den motorisierten Schützeneinheiten. Von ihm 
werden Kenntnisse verlangt über moderne Hand- 
feuerwaffen, Mittel zur Panzerabwehr und über 
geländegängige schwimmfähige Schützenpan- 
zerwagen, die mit optischen Zielgeräten und 
moderner Infrarottechnik ausgerüstet sind. Er 
muß aber auch zur Nachrichtenübermittlung die 
Regeln des Sprechfunkdienstes beherrschen und 
mit Sprengmitteln umgehen können. Gleichzeitig 
ist der Unteroffizier aber nicht nur Kämpfer, 
sondern er hat auch eine Führungsfunktion aus- 
zuüben. Detlef hat also auch pädagogisch- 
psychologische Grundkenntnisse zu beherrschen. 
Das alles kann aber nicht in 18 Monaten erlernt 
und in derselben Zeit mit Nutzeffekt für die 
Gesellschaft wiedergegeben werden. Deshalb ist 
es notwendig, längerdienende Berufssoldaten zu 
haben, wobei neben dem einwandfreien Ge- 
sundheitszustand der Abschluß der allgemein- 
bildenden polytechnischen Oberschule und eine 
Berufsausbildung Voraussetzung für die Auf- 
nahme an einer Unteroffiziersschule sind. Es ist 
selbstverständlich, daß ein Bewerber für die 
Unteroffiziersschule schon über vormilitärische 
Kenntnisse verfügt. 

Dienstbezüge erhält Detlef entsprechend der 
Besoldungsordnung der NVA. Nach fünf Dienst- 
jahren bekommt er eine Dienstalterzulage von 
fünf Prozent seiner Bruttodienstbezüge. Offiziere 
erhalten monatlich ein Wohnungsgeld von 
30,- Mark, und sofern Berufssoldaten nicht an 
der Gemeinschaftsverpflegung teilnehmen, steht 
ihnen täglich ein Verpflegungsgeld von 4,- Mark 
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Auebildung zum 
Unteroffizier 


Dieneibezüge 


Berufliche 
Qualifikation 


zu. Die Ausbildung an der technischen Uhnter- 
offiziersschule ist übrigens identisch mit dem 
Erwerb einer Berufsbezeichnung im zivilen 
Bereich. So sind der Panzerwart oder der Schirr- 
meister dem Meister der sozialistischen Industrie 
für Kraftfahrzeugtechnik gleichgestellt. Der 
Geschütz- oder Optikmeister ist auch als Meister 
der sozialistischen Industrie für Maschinen-, 
Aggregate- und Gerätebau anzusehen. Jungen,die 
nicht zu den motorisierten Schützen wollen, aber 
im operativen Dienst bleiben möchten, können 
zum Beispiel auch bei den Panzern, im Che- 
mischen Dienst, bei der Artillerie oder im Kraft- 
fahrzeugwesen tätig sein. 


Oftliziersschüler Bernd 


Bernd steht im zweiten Ausbildungsjahr als 
Offiziersschiller an der Offiziershochschule der 
Luftstreitkräfte/Luftverteidigung „Franz Meh- 
ring‘‘ in Kamenz bei Dresden. Weitere Hoch- 
schulen sind für die Landstreitkräfte in Löbau, für 
die Volksmarine in Stralsund und für die 
Grenztruppen in Plauen. Voraussetzung für den 
Beginn einer Offiziersausbildung sind: 


- das Wissen um die Ziele und Aufgaben der 
Nationalen Volksarmee, 

- eine gute politische und militärpolitische All- 
gemeinbildung, 

- die Bereitschaft zur Übernahme persönlicher 
"Verantwortung und zum aktiven Dienst ent- 
sprechend der Dienstlaufbahnordnung, 

- Treue und Ergebenheit gegenüber unserer so- 
zialistischen Gesellschaftsordnung und 

- eine aktive Teilnahme am gesellschaftlichen 
Leben sowie vorbildliche Erfüllung aller bisher 
auferlegten Pflichten. 


Außerdem sind das Abitur oder der erfolgreiche 
Besuch der i0klassigen allgemeinbildenden poly- 
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technischen Oberschule mit Berufsabschluß und 
der Erwerb der Hochschulreife an einer 
Offiziersschule notwendig. 

Außer der gesundheitlichen Eignung und dem 
Abschluß der vormilitärischen Grundausbildung 
in der Gesellschaft für Sport und Technik ist auch 
das Alter von 18 bis 23 Jahren vorgesehen (zur 
Ausbildung als Flugzeugführer 18 Jahre). Von 
Bernd als zukünftigem Offizier des Fliegeringe- 
nieurdienstes für Bewaffnung wird noch ge- 
wünscht, daß er im Besitz der Fahrerlaubnis, 
Klasse V, und des Schwimmabzeichens ist. Seine 
Bewerbung wurde vor allem deshalb bevorzugt 
behandelt. weil er einen Berufsabschluß als 
Mechaniker besitzt. 

Bernd hat eine dreijährige Ausbildung zu ab- 
solvieren und erhält jetzt monatlich 300,- Mark an 
Dienstbezügen (im dritten Lehrjahr 400,- Mark). 
Er muß viel lernen und wird zum Beispiel in den 
Fächern Bauelemente, Elektrotechnik, Tak- 
tikausbildung. Schieß- und Schutzausbildung, 
Triebwerks- und Flugzeugkunde oder Inbetrieb- 
nahme und Wartung von Flugzeugen unter- 
richtet; denn als ständiger Kader der NVA soll 
ihm der Offiziersberuf eine Lebensaufgabe sein. 
Nach bestandener Offiziersprüfung wird er zum 
Leutnant ernannt und erhält eine zivile Berufsbe- 
zeichnung wie Ingenieurökonom usw. zuerkannt. 

Die Höhe der Dienstbezüge richtet sich nach 
dem Dienstgrad und der eingenommenen Dienst- 
stellung. Sie ist mit der Vergütung von Hoch- 
schulabsolventen, die nach dem Studium in un- 
serer sozialistischen Industrie eingesetzt werden. 
vergleichbar. 


Armeezeit 
und Studium 


Ein anderer Wehrpflichtiger ist auch schon 
gemustert. Er ist verheiratet und hat ein Kind. Er 
glaubt, seine Familie werde zu stark finanziell 
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Voraussstzungen 
für die Ofliziers- 
ausbildung 


Zurücketellung 
vom Grundwehr- 
dienst 


Urlauberegelung 


belastet, wenn er zur Armee einberufen wird. 
Sollte die Einberufung auf Grund der Familien- 
verhältnisse eine erhebliche Härte darstellen, 
dann kann auf Antrag des Wehrpflichtigen eine 
Zurückstellung vom Wehrdienst erfolgen. Das ist 
zum Beispiel bei Schwangerschaft der Ehefrau 
denkbar, wenn schon Kleinkinder in der Familie 
sind und deren anderweitige Unterbringung nicht 
möglich ist. Der Antrag ist in diesen Fällen beim 
Rat des Kreises zur Stellungnahme und Weiter- 
leitung an die Musterungskommission ein- 
zureichen. Eine Einberufung zur Ableistung des 
Wehrdienstes erfolgt natürlich nicht, sofern bei 
der Diensttauglichkeitsuntersuchung cine zeit- 
liche oder dauernde Dienstuntauglichkeit fest- 
gestellt wurde. 

Oft wird auch gefragt, ob die Wehrpflicht nur 
in den Reihen der Nationalen Volksarmee ab- 
geleistet werden kann. Neben dem aktiven 
Wehrdienst in der Nationalen Volksarmee kann 
Wehrersatzdienst auch in den dafür bestimmten 
Wehrersatzorganen abgeleistet werden, zum 
Beispiel im Ministerium für Staatssicherheit oder 
in den Volkspolizeibereitschaften. Dieser Wehr- 
ersatzdienst gilt als aktiver Wehrdienst. 

Ein Armeeangehöriger braucht keine Be- 
fürchtungen zu haben, daß er zu lange von seiner 
Familie getrennt bleiben muß. Es ist auch für 
Wehrpflichtige, die ihren Grundwehrdienst lei- 
sten, möglich, ihre Familienangehörigen oder die 
Freundin zu besuchen. Ihnen steht ein Er- 
holungsurlaub von 18 Tagen zu. Darüber hinaus 
bekommen Wehrpflichtige im Grundwehrdienst 
auf der Grundlage der Urlaubsordnung der NVA 
verlängerten Kurzurlaub und können bei be- 
sonderen Leistungen auch Sonderurlauberhalten. 
Es wird einmal in der Woche Ausgang bis 24 Uhr 
gewährt. In der Nationalen Volksarmee sind 
übrigens folgende Urlaubsarten festgelegt: 


- Erholungsurlaub, 
- verlängerter Kurzurlaub, 
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- Kurzurlaub, 

- Sonderurlaub als Belobigung und 

- Sonderurlaub zu besonderen Anlässen oder bei 
außergewöhnlichen Ereignissen. 


Soldaten auf Zeit erhalten, gestaffelt nach dem 
Dienstalter im aktiven Wehrdienst, einen Er- 
holungsurlaub ab 24 Kalendertage (erstes Dienst- 
jahr) bis 32 Kalendertage (ab sechstes Dienst- 
jahr). 

Berufssoldaten/Unteroffiziere haben ab erstes 
Dienstjahr Anspruch auf 24 Tage (Kalendertage) 
Erholungsurlaub. 

Dieser Erholungsurlaub steigert sich ebenfalls 
entsprechend dem Dienstalter im aktiven Wehr- 
dienst. Ab 16. Dienstjahr kann somit ein Berufs- 
soldat/Unteroffizier einen Erholungsurlaub von 
46 Kalendertagen erhalten. 

Für Berufssoldaten/Offiziere gilt die gleiche 
Regelung über die Gewährung von Erholungs- 
urlaub wie für Berufssoldaten/Unteroffiziere, nur 
mit dem Unterschied, daß Offiziere ab erstes 
Dienstjahr bereits 36 Kalendertage Erholungs- 
urlaub bekommen. 

Angehörige der NVA im aktiven Wehrdienst, 
die nichtim festgelegten Standortbereich wohnen, 
erhalten darüber hinaus im Urlaubsjahr freie 
Urlaubsfahrten vom Dienst- beziehungsweise 
Wohnort bis zum Urlaubsort im Gebiet der DDR. 
Diese freien Urlaubsfahrten sind ebenfalls unter- 
schiedlich nach den entsprechenden Dienst- 
verhältnissen festgelegt. 

Ein Offiziersschüler ist auch mit dem Ausgang 
innerhalb der Woche gut daran. Er bekommt im 
2.Lehrjahr entsprechend den dienstlichen Er- 
fordernissen Ausgang: 


- an Wochentagen nach Dienst bis 2 Uhr; 

- an Sonnabenden, Tagen vor Feiertagen und vor 
dienstfreien Tagen nach Dienst bis zum Wek- 
ken; 

- an Sonn- und Feiertagen nach Dienst bis 2 Uhr. 
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Auegeng 


Wehrscld 


Unterheit für die 
Familie 


Ab 3.Lehrjahr erhalten die Offiziersschüler 
täglich nach Dienst bis zum Dienst Ausgang. 


Wie steht es 
bei der Armee 
mit der Kasse? 


Das kommt ganz auf die Einteilung an! Wehr- 
pflichtige im Grundwehrdienst erhalten einen 
Wehrsold, der zum Beispiel beim Dienstgrad 
Soldat monatlich 120,-Mark beträgt, beim Ge- 
freiten mindestens 150,- Mark. 

Davon werden keine Lohnsteuer oder Sozial- 
versicherungsabzüge erhoben. Zusätzlich können 
noch Erschwernis- oder Leistungszuschläge 
gezahlt werden. 

Besondere Sorge gilt der Unterstützung der 
unterhaltsberechtigten Familienangehörigen. Zu 
ihnen zählen vorwiegend Ehefrauen und Kinder 
bis zur wirtschaftlichen Selbständigkeit be- 
ziehungsweise bis zum Abschluß der all- 
gemeinbildenden polytechnischen Oberschule. So 
erhält zum Beispiel die erwerbsunfähige Ehefrau 
monatlich 250,- Mark. Der invaliden Ehefrau ist 
dabei diejenige gleichgestellt, zu deren Haushalt 
ein Kind unter drei Jahren oder zwei unter acht 
Jahren gehören. Die erwerbsfähige Frau bekommt 
monatlich 100,- Mark. 

Sollte sie jedoch mehr als 300,- Mark ver- 
dienen, werden allerdings die Unterhaltsbeträge 
des 300,- Mark übersteigenden Nettoeinkom- 
mens um 50 Prozent gekürzt. Auch eine Miet- 
beihilfe kann gezahlt werden. Wenn die er- 
werbsfähige Ehefrau ihr Kind tagsüber nicht 
unterbringen kann und deshalb nicht in der Lage 
ist, eine Arbeit aufzunehmen, werden zusätzlich 
100,- Mark und Mietbeihilfe gewährt. Für jedes 
eheliche Kind werden 45,- Mark gezahlt. Ein 
Armeeangehöriger, dessen Ehefrau berufstätig ist 
und ein Kind zu versorgen hat, kann demnach 
unbesorgt sein. Der Ehefrau stehen monatlich 
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zusätzlich 195,- Mark zur Verfügung. Das er- 
rechnet sich so: 


- Unterstützung für die erwerbs- 
fähige und berufstätige Ehefrau 
mit einem Kind, das im Kinder- 


garten untergebracht ist 100.- Mark 

— Unterhaltsbetrag für das Kind 45,- Mark 
— Mietbeihilfe, da ein geringer 

Verdienst vorliegt 50.- Mark 

195,- Mark 


Der Unterhaltsbetrag für außerehelich ge- 
borene Kinder. für die ein Wehrpflichtiger auf- 
zukommen hat, wird wie der für eheliche fest- 
gesetzt. Eine darüber hinaus bestehende For- 
derung erlischt während dieser Zeit. Wenn der 
Wehrpflichtige also aus einem Schuldtitel (das 
könnte ein Anerkenntnis der Vaterschaft oder 
dasUrteil cines Gerichtes sein) eine höhere Summe 
zu zahlen hätte, so ist der Mehrbetrag nicht etwa 
nach Ableistung des Grundwehrdienstes nachzu- 
zahlen. 

Diese Regelungen gelten auch für den Wehr- 
ersatzdienst. 

Es ist außerdem möglich, auf Antrag an den 
örtlichen Rat, Zahlungsverpflichtungen des 
Armeeangehörigen im Grundwehrdienst und 
seiner Familienmitglieder an Kreditinstitute (zum 
Beispiel Sparkassen), Handelseinrichtungen oder 
Betriebe (etwa aus der Kasse der gegenseitigen 
Hilfe) zu stunden. 


Bleibt die Arbeitsstelle 
erhalten? 


Andreas hat als Optiker in einem Werk für 
Kameras einen sehr interessanten Beruf. Wird es 
nach seiner Entlassung aus dem Grundwehrdienst 
möglich sein, ihn auf demselben oder einem 
ähnlichen Arbeitsplatz zu beschäftigen‘ Bei der 
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Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst dienteine 

Reihe von Bestimmungen der guten und auch auf 

materielle Sicherstellung bedachten Eingliede- 

rung in den Arbeitsprozeß. Es ist ausdrücklich 

festgelegt, daß dabei kein beruflicher oder ma- 
terieller Nachteil eintreten darf. 

Verbindung Die Verbundenheit der Wehrpflichtigen 

Betrieb-Armee _ Grundwehrpflichtigen und Soldaten auf Zeit - 

mit ihren ehemaligen und damit auch wieder zu- 

künftigen Arbeitskollegen drückt sich zum Bei- 

spiel schon darin aus. daß diese mit den Wehr- 

pflichtigen und deren Familienangehörigen 

Verbindung halten. Das Arbeitsrechtsverhältnis 

ruht während der Zeit des Grundwehrdienstes. 

Dem Wehrpflichtigen darf während dieser Zeit 

nicht gekündigt werden. Ein Aufhebungsvertrag 

ist nur abzuschließen, wenn dies ausdrücklich von 

ihm beantragt wird. Nach Rückkehr darf dem 

Entlassenen im Betrieb kein beruflicher oder 
materieller Nachteil entstehen. 

Zu den im zivilen Sektor weiterzählenden 
Berufsbezeichnungen nach einer Ausbildung an 
einer Armeefach- oder -hochschule wurden schon 
Ausführungen gemacht. Außerdem sind noch 
folgende Regelungen für den Übergang vom 
Armeedienst zum zivilen Berufsleben vor- 
gesehen: 

Eine Qualifizierung als Berufskraftfahrer kann 
verkürzt erworben werden, wenn 


- vor der Einberufung zum Grundwehrdienst die 
Fahrerlaubnis bereits vorhanden war oder 

- die Fahrerlaubnis während der Dienstzeit als 
Soldat auf Zeit erworben wurde. 


Anrechnungder Die Dauer desaktiven Wehrdienstes ist generell 
RN enllerieie) auf die Betriebszugehörigkeit anzurechnen. 
keit Sobald nach dem Grundwehrdienst im selben 
Kalenderjahr ein Studium aufgenommen wird, ist 

die Dienstzeit bei der Nationalen Volksarmee 

auch auf das erste Arbeitsrechtsverhältnis nach 


dem Studium anzurechnen. Soldaten auf Zeit 
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müssen übrigens ' bevorzugt zum Studium 
zugelassen werden. Diesen Studenten wird ein 
Zusatzstipendium gewährt. Bei Unteroffizieren, 
die mindestens 5 Jahre aktiven Wehrdienst ge- 
leistet haben, beträgt das Stipendium zum Bei- 
spiel 400,-Mark. 


Alle sind für den Schutz 
der Republik 
verantwortlich 


Die Aufgaben des Schutzes der sozialistischen 
Errungenschaften, des friedlichen Lebens und der 
schöpferischen Arbeit aller Bürger unserer Re- 
publik kann nicht allein die Armee verwirklichen. 
Die schon bestehenden örtlichen Luftschutzmaß- 
nahmen entsprachen aber nicht mehr den hö- 
heren Anforderungen einer modernen soziali- 
stischen Zivilverteidigung. Deshalb wurde am 
16. September 1970 durch die Volkskammer das 
Zivilverteidigungsgesetz erlassen, das folgende 
Aufgaben vorsieht: 


- den Schutz der Bevölkerung, der Volkswirt- 
schaft, der lebenswichtigen Einrichtungen und 
der kulturellen Werte vor den Folgen militäri- 
scher Aggressionshandlungen zu organisieren, 

— die Bevölkerung auf die Durchführung von Ret- 
tungs- und Instandsetzungsarbeiten und zur 
Beseitigung der Schäden aus Aggressions- 
handlungen vorzubereiten sowie 

- den Katastrophenschutz zu gewährleisten. 


Mit diesen Maßnahmen soll gleichzeitig der 
Brand-, Katastrophen-, Arbeits- und Gesund- 
heitsschutz in den Betrieben erhöht werden. 

Leiter der Zivilverteidigung sind die Vor- 
sitzenden der örtlichen Räte, die allen Staats- und 
Wirtschaftsorganen (bei bestimmten Aufgaben 
nach vorheriger Abstimmung mit den über- 
geordneten Leitern), den Betrieben, Genos- 
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Zivllverteldigung 


senschaften und Bürgern Weisungen und Auf- 
lagen erteilen können. In den Staatsorganen, 
Betrieben, Institutionen und Genossenschaften 
sind die Leiter für die Organisierung der Zivil- 
verteidigung verantwortlich. An der Vorbereitung 
und Durchführung der Maßnahmen der Zivil- 
verteidigung mitzuwirken ist „eine patriotische 
Aufgabu der Bürger und der gesellschaftlichen 
Organisationen“. 


Drum prüfe, 
wer sich 
ewig bindet... 


Diesen Ratschlag gab schon einer unserer größten 
Dichter, Friedrich Schiller, in seinem Gedicht von 
der Glocke. Er ist nach wie vor für alle, die eine 
Ehe eingehen und eine Familie gründen wollen, 
aktuell. Auch unser Familiengesetzbuch enthält 
diesen Rat, indem es darlegt., daß die Partner vor 
der Eheschließung ernsthaft prüfen sollen,ob von 
ihren Charaktereigenschaften, Auffassungen und 
Interessen sowie von ihren gesamten Lebens- 
umständen her die Voraussetzungen gegeben 
sind, einen Bund fürs Leben zu schließen und eine 
Familie zu gründen. 

So gern wir darüber lachen, wie in Lustspielen 
das Sichkennenlernen, die Verlobung oder der 
Weg zum Standesamt mit all den spaßigen Ver- 
wicklungen, die es dabei gibt. dargestellt werden, 
so müssen sich die jungen Menschen im heirats- 
fähigen Alter, wenn sie den Partner zu suchen 
beginnen, klar darüber sein, daß das leben ganze 
und wohlüberlegte Entscheidungen von ihnen 
fordert. Heiraten und sich scheiden lassen am 
laufenden Band sind eben nur Erfindungen von 
Filmautoren, in der Praxis dagegen sieht das ganz 
anders aus, und zumindest das Sichscheidenlas- 
sen ist keine lustige Angelegenheit. Es ist wichtig, 
daß wir den Rat Schillers und des Fa- 
miliengesetzbuches unbedingt befolgen sollten 
und immer daran denken müssen, daß die Ehe 
keine „zeitweilige Einrichtung“, sondern cin 
Bund zweier Menschen für ein ganzes langes 
Leben ist. Sie soll zur Gründung einer Familie 
führen, das heißt, aus ihr sollen Kinder her- 
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Vor der 
Eheschließung 


Verlobung 


vorgehen. Die Entscheidung über die Wahl des 
Lebensgefährten gehört mit zu den wichtigsten, 
die ein Mensch in seinem Leben zu treffen hat. 


Geschenkt 
ist geschenkt! 


Gesetzliche Regelungen über die Verlobung wird 
man vergeblich im Familiengesetzbuch oder an 
anderer Stelle suchen. Das Verlöbnis und die 
Verlobungszeit sollen die Partner nützen, um zu 
prüfen, ob ihre Charaktereigenschaften, Auf- 
fassungen und Interessen die Grundlage für eine 
feste und dauerhafte Ehe sein können. Lediglich 
in diesem Zusammenhang wird die Verlobung in 
den Grundsätzen des Familiengesetzbuches über 
die Ehe genannt. 

Die Verlobung ist also kein „Rechtsinstitut‘“, 
wie die Juristen sagen, und demzufolge auch kein 
gesetzliches Erfordernis für eine nachfolgende 
Eheschließung. Der Staat überläßt es den zu- 
künftigen Ehepartnern selbst, ob sie eine Ver- 
lobung eingehen wollen oder nicht. Damit ist auch 
klar, daß sich aus der Verlobung keine ge- 
setzlichen Rechte und Pflichten ableiten lassen. 
Wenn einmal eine Verlobung ‚in die Brüche“ 
geht, kann keiner der beiden Partner daraus 
irgendwelche Schadensersatz- oder sonstige 
Forderungen geltend machen. Das trifft auch auf 
in der Verlobungszeit gemachte Geschenke zu. 
Wenn ein Mann seiner Verlobten zu Weihnachten 
einen Pelzmantel geschenkt hat, so kann er nicht 
später, weil die Verlobung auseinandergegangen 
ist, diesen Pelzmantel zurückfordern oder eine 
nachträgliche Bezahlung verlangen. ‚Geschenkt 
ist geschenkt‘, sagt der Volksmund sehr zu- 
treffend dazu. ‚Ja, aber...‘‘, werden manche, 
meist ältere Bürger einwenden. Es ist richtig, die 
bürgerliche Gesellschaft hat auch solche Fragen, 
die Eigentum oder das Vermögen der Verlobten 
betreffen, gesetzlich geregelt. Im Bürgerlichen 
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Gesetzbuch aus dem Jahre 1896, aus dem auch 
heute noch eine Anzahl Abschnitte geltendes 
Recht sind, gab es dazu Regeln. Das ging sogar so 
weit, daß die „Unschuld“ eines Mädchens in Geld 
umgerechnet wurde und eine Verlobte, die ihrem 
Verlobten den Geschlechtsverkehr gestattet 
hatte, eine „billige Entschädigung“ in Geld ver- 
langen und ihren Verlobten verklagen konnte, 
wenn dieser die Verlobung löste. Selbst- 
verständlich ist diese Bestimmung in der DDR 
außer Kraft gesetzt worden. 

An diesem Beispiel wird deutlich, wieweit sich 
unsere Gesellschaftsordnung schon von der bür- 
gerlichen, in der alles zu Geld gemacht wurde, 
entfernt und weiterentwickelt hat und wie sich 
unsere Moral- und juristischen Anschauungen 
von den bürgerlichen unterscheiden. 


Ein gemeinsames Zimmer 
tür Verlobte? 


Besonders in der Urlaubszeit stellen junge 
Menschen oft die Frage: ‚Kann ich mit meinem 
Verlobten verreisen?‘ Natürlich kann man das,es 
ist nichts dagegen einzuwenden. Vieles spricht 
dafür, weil sich die Verlobten auf einer Reise 
besser kennenlernen und prüfen können, ob sie 
zusammen passen. Sie sind bei einer gemeinsamen 
Urlaubsreise vielleicht erstmalig für einen län- 
geren Zeitraum beisammen, aufeinander an- 
gewiesen und auch füreinander verantwortlich. 
Eine gemeinsame Urlaubsreise führt aber 
zwangsläufig zu einer weiteren Frage: ‚Ein 
gemeinsames Zimmer für Verlobte?‘ Diese Frage 
kann nicht unter Hinweis auf eine gesetzliche 
Bestimmung, die das erlaubt oder verbietet, ein- 
deutig mit Ja oder Nein beantwortet werden, weil 
es solch eine Bestimmung nicht gibt. Sie ist auch 
nicht in erster Linie eine juristische Frage. Sie ist 
vielmehr eine Frage der Lebensauffassung, der 
Verhaltensweisen und der Moralnormen der Ge- 
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sellschaft, die sich ständig weiterentwickeln. Zu- 
erst sollten sich die Verlobten selbst damit aus- 
einandersetzen. Sie sind oft noch sehr jung, die 
entscheidende Frage, ob sie den Bund fürs Leben 
schließen werden, ist noch nicht endgültig be- 
antwortet. Die Verlobten tragen jeder für sich 
und für den anderen Partner eine hohe Verant- 
wortung, und aus diesem Verantwortungs- 
bewußtsein heraus sollten sie auch die gestellte 
Frage beantworten. Die Verlobung ist eben noch 
keine Ehe, und für Außenstehende, wie den 
Hotel- oder Heimleiter, ist es schwer, über die 
Ernsthaftigkeit einer solchen Verlobung, die ja 
nicht nachgewiesen werden kann, und über den 
Stand der moralischen und sittlichen Reife der 
Verlobten zu befinden. Wenn aber Verlobte zum 
Eheschließung Beispiel in einen Urlaubsort fahren, um dort zu 
am Urlaubsort Leiraten, oder wenn sie das Aufgebot bereits 
bestellt haben, dann wird es wohl keinen geben, 
der diesem jungen Paar ein gemeinsames Zimmer 
verweigern würde. Wer außerhalb seines Hei- 
matortes heiraten will, dem sei der gute Rat 
gegeben, sich rechtzeitig bei seinem zuständigen 
Standesamt zu erkundigen, ob das zum beab- 
sichtigten Zeitpunkt möglich ist und welche 
Unterlagen dazu beschafft werden müssen. 
Kommen wir auf unsere Frage zurück: Esistnicht 
verboten, daß Verlobte oder anderweitig sich 
nahestehende Personen zweierlei Geschlechts, 
soweit sie über 18 Jahre alt sind, ein gemein- 
sames Zimmer bewohnen. Dabei versteht sich 
von selbst, daß die Hotels, Ferienheime und 
Zeltplätze keine Stätten sind, in denen man ‚‚auf 
Probe‘ oder ‚auf Zeit‘ eine Ehe führen kann. 


Jetzt 
wird aber geheiratet! 


Unsere sozialistische Gesellschaft und das 
Familiengesetzbuch, in dem, wie in allen unseren 
Gesetzen, der Wille der Werktätigen zum Aus- 
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druck kommt, gehen davon aus, daß mit der 
Eheschließung Mann und Frau eine für das Leben 
geschlossene Gemeinschaft begründen, die auf 
gegenseitiger Liebe, Achtung und Treue, auf 
Verständnis und Vertrauen und uneigenniitziger 
Hilfe füreinander beruht. 

Vieles muß überlegt werden, bevor ein junges 
Paar den Weg zum Standesamt geht und sich zur 
Eheschließung anmeldet. Sind alle Anfor- 
derungen erfüllt, um eine Ehe einzugehen und eine 
Familie zu gründen, sind wir genug vorbereitet, 
wissen wir alles über die Ehe, was man wissen 
muß? 

In der DDR ist das Volljährigkeitsalter auf 
18 Jahre herabgesetzt worden. Mit 18 Jahren ist 
jeder Bürger wahlberechtigt, von 18 Jahren an 
leistet der junge Mann seinen Ehrendienst in der 
Nationalen Volksarmee, und mit 18 Jahren kön- 
nen junge Menschen auch heiraten. Diese Re- 
gelung wurde durch Gesetz der Volkskammer 
vom 17. Mai 1950 getroffen, sie gilt für den jungen 
Mann gleichermaßen wie für die junge Frau. 
Unser Staat sieht keine Veranlassung, das Ehe- 
mündigkeitsalter unterschiedlich zu belassen, wie 
das in anderen Ländern noch der Fall ist. Wir 
haben grundsätzlich andere Auffassungen von der 
Stellung von Mann und Frau im gesellschaftlichen 
Leben, im Beruf, in der Ehe und Familie. Sie wird 
vor allem von der Gleichberechtigung der Ge- 
schlechter geprägt. Demzufolge gibt es auch keine 
Vorrangstellung des Mannes in der Ehe, und eine 
angebliche „Beschützerrolle‘‘ braucht der Mann 
nicht zu spielen. Warum also sollte das Ehe- 
mündigkeitsalter des Mannes höher als das der 
jungen Frau liegen? 

Gleichermaßen gibt es aber auch keinen Grund 
zuzulassen, daß Mädchen schon mit 16 oder 
17 Jahren heiraten. Auch die Tatsache, daß ein 
Mädchen bereits mit 17 Jahren Mutterfreuden 
entgegensieht, sollte nicht zu einer vorzeitigen 
Heirat führen. Weder der Mutter noch dem 
Kind darf eine ‚„uneheliche‘‘ Geburt zum Nach- 
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teil gereichen; es ist weder ein Makel für die 
Mutter, ein Kind zu haben, ohne verheiratet 
zu sein, noch ein Makel für ein Kind, außerhalb 
einer Ehe zur Welt zu kommen. Unsere Gesetz- 
gebung ist nach diesen Moralauffassungen der 
sozialistischen Gesellschaft gestaltet, und alle 
die Mütter oder Kinder diskriminierenden Ge- 
setze aus der bürgerlichen Zeit sind beseitigt 
worden. 

Übrigens: Die Statistiker haben festgestellt,daß 
nur etwa ein Prozent aller Männer, die eine Ehe 
eingehen, erst 18 oder 19 Jahre alt sind, während 
das bevorzugte Alter bei Männern bei 23 Jahren 
liegt. Bei Frauen ist das etwas anders; rund 
10 Prozent der Frauen, die eine Ehe eingehen, 
sind 18 bis 19 Jahre alt, und das häufigste Alter bei 
Eheschließungen beträgt bei ihnen etwa 21 Jahre. 
Das statistische Ergebnis zeugt von der Vernunft 
und Einsicht der jungen Menschen, die sich in 
ihrer Mehrheit nicht zu einer vorzeitigen Ehe- 
schließung verleiten lassen, sondern sehr ver- 
antwortungsbewußt diese bedeutsame Ent- 
scheidung erst dann treffen, wenn neben dem 
erforderlichen Ehealter auch weitere Vor- 
aussetzungen für die Ehe vorhanden sind. 

Entsprechend dem Prinzip der Gleichbe- 
rechtigung von Mann und Frau, das auch in der 
Ehe voll wirksam ist, beinhaltet das Fa- 
miliengesetzbuch eine von der früheren Regelung 
abweichende Festlegung hinsichtlich des Fa- 
miliennamens. Das Bürgerliche Gesetzbuch ging 
davon aus, daß mit der Eheschließung die Frau 
den Familiennamen des Mannes erhält. Obwohl 
diese Regelung nicht mehr besteht, ist es auch 
heute noch weitverbreitet, daß die Frau den 
Namen des Mannes annimmt. Das muß aber nicht 
so sein. Die jetzige Regelung verlangt, daß die 
Ehegatten einen gemeinsamen Familiennamen 
führen, entweder den Namen des Mannes oder 
den der Frau. Daraus ergibt sich, daß auch die 
Kinder den gemeinsamen Familiennamen er- 
halten. Die künftigen Eheleute müssen nicht nur 
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heiraten wollen, sie müssen auch Klarheit darüber 
schaffen, welchen Familiennamen sie tragen 
möchten, bevor sie zum Standesamt gehen. Es ist 
durchaus möglich, daß sich die Partner darüber 
einigen, daß sie vom Zeitpunkt der Eheschließung 
an den Familiennamen der Frau führen wollen. 
Wenn sie diese Entscheidung dem Standesamt 
bekanntgeben, müssen sie sich dessen bewußt 
sein, daß diese Erklärung nicht mehr geändert 
werden kann. Das Recht, diesen gewählten 
Namen zu tragen, ist ein selbständiges Per- 
sönlichkeitsrecht des Erwerbers und besteht 
unabhängig vom weiteren Bestand der Ehe. Bei 
einer etwaigen Scheidung können Mann und Frau 
jedoch durch Abgabe einer besonderen Erklärung 
vor dem Standesamt wieder den Mädchen- oder 
Jungennamen oder, falls eine mehrfache Ehe- 
schließung vorlag, einen der früher getragenen 
Namen annehmen. 

Das Familiengesetzbuch geht bei der Namens- 
regelung von der traditionellen Einheitlichkeit des 
Namens der Familie aus und berücksichtigt das 
Gleichberechtigungsprinzip, indem es den Part- 
nern überlassen bleibt, ihren zukünftigen Fa- 
miliennamen zu wählen. Der einheitliche Fa- 
milienname der Ehegatten und Kinder bringt die 
Zusammengehörigkeit der Familienmitglieder als 
kleinste Zelle der sozialistischen Gesellschaft 
sinnfällig zum Ausdruck. 


Heiraten 
noch während der 
Berufsausbildung? 


Es ist eine weitverbreitete und sicherlich richtige 
Auffassung, daß junge Leute erst eine Ehe ein- 
gehen und eine Familie gründen sollten, wenn sie 
auch wirtschaftlich dazu in der Lage sind. Das 
wird in der Regel dann der Fall sein, wenn sie die 
Berufsausbildung abgeschlossen haben und einen 
Beruf ausüben. Dies bedeutet aber nicht, daß sie 
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„etwas beiseite gelegt‘ haben müssen oder die 
künftige Ehefrau (warum eigentlich die Frau?) 
eine vollständige „Ausstattung“ besitzen muß. 
Das sind alte Zöpfe, die in die heutige Zeit nicht 
mehr passen. Auch im Beruf und in der Be- 
rufsausbildung sind Mann und Frau gleich- 
berechtigt; allein die Leistung ist entscheidend 
und nicht das Geschlecht. Beide haben ent- 
sprechende Entwicklungs- und Verdienst- 
möglichkeiten, die so gestaltet sind, daß nicht 
jahrelang gespart werden muß, um die ökonomi- 
sche Grundlage für eine Ehe zu haben. 

Eine Eheschließung noch während der Be- 
rufsausbildung sollte aus mehreren Gründen 
überlegt werden. Die Ausbildung fordert vollen 
Einsatz und Konzentration des jungen Menschen. 
Andererseits ist die Gestaltung der persönlichen 
Beziehungen der jungen Menschen auch keine 
Sache, die so ‚nebenbei‘ mit erledigt werden 
kann. Es ist gar nicht so selten, daß manche mit 
beiden Problemen gleichzeitig nicht fertig werden. 
Das führt zu einer Überbeanspruchung, und es 
gibt dann Schwierigkeiten in der Ausbildung oder 
Enttäuschungen und Irrtümer bei der Gestaltung 
der Beziehungen zum anderen Geschlecht. 

In unserer Zeit, die von der siegreichen so- 
zialistischen Revolution geprägt ist, werden klas- 
senbewußte hochqualifiziertte Facharbeiter, 
Techniker und Wissenschaftler gebraucht. Ihre 
Ausbildung ist aber nicht mit 18 Jahren, sondern 
vielleicht erst mit 25 Jahren abgeschlossen, soweit 
man in der heutigen Zeitüberhaupt noch voneiner 
abgeschlossenen Berufsausbildung sprechen 
kann. 

Sollen die jungen Leute, die meinen, den rich- 
tigen Partner fürs L.eben gefunden zu haben, nun 
warten, bis sie das Studium oder die sonstige 
Ausbildung beendet haben und vielleicht schon 
25 Jahre oder älter sind? 

Das Leben ist vielgestaltig, und man kann keine 
für alle Fälle zutreffende Regel aufstellen. In 
erster Linie müssen die jungen Menschen selbst 
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entscheiden, und da lassen sie sich von den Älte- 
ren kaum dreinreden, ob sie heiraten wollen und 
können, auch wenn einer der Partner oder gar 
beide noch studieren oder anderweitig in der 
Berufsausbildung stehen. Die Frage darf keines- 
falls so gestellt werden: Ehe oder Studium? Es ist 
bestimmt keine richtige Lösung, wenn zum Bei- 
spiel einer der Partner sein Studium abbricht, um 
- so meint er vielleicht - bessere Voraussetzungen 
für eine glückliche Ehe zu schaffen. 

Die Entscheidung eines jungen Paares könnte 
nach ausgiebiger Beratung aber so ausfallen, sich 
voll und ganz auf die Berufsausbildung oder das 
Studium zu konzentrieren, sich dabei gegenseitig 
zu unterstützen und zu helfen und erst nach 
Abschluß der Ausbildung die Ehe zu schließen. 
Nicht unwichtig ist ja schließlich auch, daß dann 
die finanziellen Verhältnisse der zukünftigen 
Eheleute besser sind und es ermöglichen, die 
vielen Wünsche, die ein eigener Hausstand mit 
sich bringt, schneller und besser zu erfüllen. 

Andererseits gibt es auch glückliche „Stu- 
dentenehen‘‘, und der Anteil solcher Ehen, die 
„schiefgegangen‘“ sind, ist nicht höher als bei 
anderen Ehen auch. Die Lebensdevise dieser 
jungen Menschen muß dann heißen: „Gemeinsam 
leben - gemeinsam studieren.“ Ist eine solche Ehe 
auf Liebe, Achtung und Vertrauen gegründet, ist 
die gegenseitige Unterstützung da und die 
Einsicht, daß es mit der Einrichtung einer kom- 
pletten Wohnung etwas langsamer gehen wird und 
Kinder nicht unbedingt die „erste Anschaffung“ 
sein müssen, dann steht auch einer glücklichen 
„Studentenehe“ nichts im Wege. 


Wenn das Geld 
nicht reicht... 


Unsere Gesellschaft hat ein großes Interesse an 
der Gründung und Entwicklung junger, gesunder 
Ehen. Deshalb hat unsere Regierung eine Reihe 
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Maßnahmen zur materiellen Unterstützung junger 
Ehen bei der Schaffung und Einrichtung einer 
eigenen Wohnung beschlossen. Die Verordnung 
über die Gewährung von Krediten zu ver- 
günstigten Bedingungen an junge Eheleute vom 
10. Mai 1972 gibt darüber Auskunft. Sie gilt für 
Arbeiter, Angestellte, Angehörige bewaffneter 
Organe, Studenten, Genossenschaftsbauern, für 
Mitglieder gärtnerischer Produktionsgenossen- 
schaften und Produktionsgenossenschaften werk- 
tätiger Fischer. Voraussetzung ist, daß diese nicht 
älter als 26 Jahre sind und erstmalig eine Ehe ein- 
gehen. 

Solchen jungen Eheleuten können Kredite bis 
zur Höhe von 5000,- Mark für die Entrichtung des 
Genossenschaftsanteiles bei Eintritt in eine so- 
zialistische Wohnungsbaugenossenschaft ge- 
währt werden. Für diesen Kredit brauchen keine 
Zinsen gezahlt zu werden. Die Rückzahlung er- 
folgt in monatlichen Raten innerhalb von acht 
Jahren, wobei der Beginn der Rückzahlung in- 
dividuell vereinbart wird und entsprechend der 
finanziellen Lage der Eheleute erst drei Jahre 
nach der Kreditaufnahme zu beginnen braucht. 

Eine andere Möglichkeit besteht in der Ge- 
währung eines Kredits für junge Eheleute, die ein 
Eigenheim bauen, ein Fertighaus kaufen oder ein 
Eigenheim erweitern wollen. Neben den groß- 
zügigen Maßnahmen für den Bau von Eigen- 
heimen, die nach der Verordnung vom 21.No- 
vember 1971 gewährt werden, können solche 
Eheleute einen weiteren zinslosen Kredit in Höhe 
von 5000,- Mark erhalten, mit dessen Rück- 
zahlung innerhalb von drei Jahren zubeginnen ist. 

Eine dritte Möglichkeit ergibt sich für junge 
Eheleute dadurch, daß sie sich entsprechenden 
Wohnraum schaffen, indem sie eine zugewiesene 
Wohnung in kommunalen, betrieblichen oder 
genossenschaftlichen Wohngebäuden in eigener 
Initiative ausbauen und modernisieren, wobei 
die dafür benötigten finanziellen Mittel den 
Rechtsträgern dieser Grundstücke in Form eines 
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zweckgebundenen Kredits zur Verfügung gestellt 
werden. Das ist eine feine Sache, weil die Eheleute 
selbst mit der Finanzierung und Rückzahlung 
nichts zu tun haben, sondern dies Angelegenheit 
der Rechtsträger (Vermieter) ist. 

Schließlich ist es noch möglich, daß junge 
Eheleute unabhängig von diesen Krediten zur 
Wohnraumbeschaffung einen Kredit in gleicher 
Höhe und unter gleichen Bedingungen für die 
Finanzierung der Wohnungseinrichtung in An- 
spruch nehmen können. Damit können Möbel, 
hauswirtschaftliche Gegenstände, Rundfunk- und 
Fernsehgeräte usw. gekauft werden. 

Wir sehen also, es sind äußerst großzügige 
Maßnahmen unseres Staates. die den Start in die 
Ehe im starken Maße erleichtern. Aber das ist 
noch nicht alles. Neben den an anderer Stelle 
dargelegten großzügigen Maßnahmen und der 
Unterstützung bei der Geburt eines Kindes ist 
noch folgendes festgelegt: 

Haben Eheleute einen oder mehrere solcher 
Kredite aufgenommen und werden innerhalb der 
Tilgungsfristen - also bis zu acht Jahren - Kinder 
geboren, so erfolgt ein Krediterlaß bei der Geburt 
des ersten Kindes in Höhe von 1000,- Mark, bei 
der Geburt des zweiten Kindes in Höhe von 
1500,- Mark und bei der Geburt des dritten Kindes 
in Höhe von 2500,- Mark. 


Wenn 
der Auserwählte 
ein Ausländer ist... 


Die DDR ist ein gastfreundliches Land, und sie 
verfügt über hohe Ausbildungskapazitäten und 
viele Studieneinrichtungen. So ist zum Beispiel 
die Technische Universität Dresden eine der 
größten technischen Studieneinrichtungen Euro- 
pas, an der ständig etwa 19000 Studenten im 
Direkt- oder Fernstudium studieren. An den 
Hochschulen und Universitäten bilden sich neben 


122 


Möbelkredit 


Krediterlaß 


Helrat mit 
Ausländern 


Genehmigung 
durch DDR-Organe 


unseren Studenten oft auch junge Menschen 
anderer Nationalität und Staatsbürgerschaft. Sie 
kommen aus vielen Ländern, aus sozialistischen, 
aus jungen Nationalstaaten, die den anti- 
imperialistischen Weg beschreiten, und aus kapi- 
talistischen Staaten. An der Technischen Uni- 
versität Dresden sind es etwa 650 Studenten aus 
mehr als 50 Ländern. Da uns Rassen- und Na- 
tionalitätenhaß fremd sind und wir für die 
Gleichberechtigung aller Rassen und Nationen 
eintreten und diese Politik auch verwirklichen, 
kommt es auch zu Freundschaften und engeren 
Bindungen zwischen jungen Bürgern unserer 
Republik und denen anderer Staaten. Das führt in 
manchen Fällen auch zu der Frage: Sollund kann 
ich einen Ausländer heiraten? 

Generell ist eine Eheschließung zwischen 
DDR-Bürgern und Bürgern mit anderer Staats- 
angehörigkeit möglich. Da es jedoch keine inter- 
nationale Gesetzgebung zur Eheschließung gibt, 
müssen immer die Gesetze des anderen Landes, 
dessen Staatsangehörigkeit der andere Partner 
besitzt, beachtet werden. Jeder Staat muß mög- 
lichst vermeiden, daß Ehen entstehen, die in 
einem Lande gültig, im anderen aber ungültig sind. 
Aus diesem Grunde werden oft zwischen den 
Staaten entsprechende Verträge abgeschlossen. 
So hat die DDR unter anderem Rechtshilfever- 
träge mit den Volksrepubliken Bulgarien, Polen, 
Ungarn. Rumänien, mit der CSSR und mit der 
UdSSR abgeschlossen, in denen auch Fragen der 
Eheschließung vertraglich geregelt sind. Es ist 
also von Fall zu Fall zu prüfen, welche Gesetze 
zur Eheschließung in dem anderen Land gelten 
und welche Vereinbarungen der Staaten dazu 
vorliegen. Deshalb ist im Einführungsgesetz zum 
Familiengesetzbuch der DDR festgelegt, daß eine 
Eheschließung zwischen einem DDR-Bürger und 
dem Bürger eines anderen Staates der Ge- 
nehmigung der zuständigen Organe der DDR 
bedarf. Die Anträge hierfür sind beim zuständigen 
Rat des Kreises, Abteilung Inneres, einzureichen. 
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Diese Bestimmung gilt für Eheschließungen in- 
nerhalb und außerhalb unserer Republik. 


Junge Leute glauben oft, daß die Liebe Berge 
versetzen könne. Dieser Glaube - nicht wörtlich 
genommen - und diese Einstellung sind gut. Aber 
es gibt auch Dinge, an denen eine Liebe und Ehe 
zerbrechen kann. Daran sollten insbesondere 
diejenigen denken, die einen Partner, der An- 
gehöriger eines anderen Staates ist, kennengelernt 
haben. Es genügt nicht, daß sie sich darüber einig 
sind, daß die Liebe schön ist, sie müssen sich auch 
über viele weit schwierigere Probleme einig 
werden. Nehmen wir die Frage, wo sie, wenn sie 
heiraten, ihren gemeinsamen Wohnsitz begründen 
wollen. Bleiben sie in der DDR, oder besteht der 
Partner darauf, in sein Heimatland zu über- 
siedeln? Das ist ein weitaus ernsteres Problem als 
das der Wohnsitzverlegung innerhalb der DDR, 
vor der auch viele junge Menschen stehen. Be- 
sonders schwierig ist es für unsere jungen Frauen. 
Sie sind es gewohnt, gleiche Rechte und Pflichten 
zu haben wie der Mann. Sie stehen gleich- 
berechtigt im gesellschaftlichen, beruflichen und 
persönlichen Leben neben dem Mann. Für uns ist 
das selbstverständlich. Aber das ist noch nicht in 
allen Ländern so. Andere Länder, andere Sitten 
und Lebensgewohnheiten, so wird oft gesagt. 
Aber was steckt dahinter? Diese Fragen sollten 
solche Partner sehr aufmerksam untersuchen und 
beantworten. Die Stellung der Frau. die sonstigen 
Lebensgewohnheiten, die Klimaverhältnisse, der 
Lebensstandard, die Wohnverhältnisse und vieles 
mehr können sich ineinem anderenLand sehr von 
den unsrigen unterscheiden. Wie schwer würde es 
einer die Gleichberechtigung gewohnten jungen 
DDR-Bürgerin fallen, in einem Lande zu leben, 
wo der Ehemann eine gerichtliche Entscheidung 
herbeiführen kann, mit der der Frau verboten 
wird, beruflich tätig zu sein. Was sagt sie dazu, daß 
das Geld, welches sie verdient oder auch erbt, dem 
Manne gehört und sie nur mit seiner Genehmigung 
Jurüber verfügen darf? Weiß sie auch, daß sie 
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Stellung der Frau 
im Auslend 


Uneelbetändig- 
keit der Frauen 


möglicherweise nur eine solche berufliche Tätig- 
keit ausüben kann wie Hausangestellte, Köchin 
oder Kindermädchen, weil Frauen oft eine qua- 
lifiziertere Tätigkeit verwehrt wird? Weiß sie 
auch, daß es noch viele Länder gibt, in denen eine 
Ehescheidung unmöglich ist? Niemand sollte 
glauben, daß solche Verhältnisse nur in Ländern 
bestehen, die I0 000 km und mehr von uns entfernt 
sind. Um ein Beispiel zu nennen: Erst im 
Februar 1971 sind in der Schweiz die Männer (!) 
zur Wahlurne gegangen und haben darüber ent- 
schieden, ob die Frauen das Wahlrecht erhalten 
sollen oder nicht! Das Ergebnis war für die Frauen 
günstig. Zwei Drittel der Männer entschieden sich 
für das Wahlrecht der Frauen, während es vor 
wenigen Jahren noch im umgekehrten Verhältnis 
abgelehnt wurde. So konnten dann die Frauen in 
der so ‚freien‘ Schweiz 197] zum erstenmal zur 
Wahlurne gehen! 

All das will bedacht sein, ehe sich ein junger 
Mensch entscheidet, seine Heimat, seine so- 
zialistische DDR zu verlassen, um in einem frem- 
den Lande, möglicherweise in einer überlebten 
Gesellschaftsordnung sein Leben fortzusetzen. 


Wer entscheidet 
in der Ehe 
und Familie? 


Die Vorherrschaft des Mannes in der Ehe und 
Familie, wie sienochim Bürgerlichen Gesetzbuch 
zum Ausdruck kommt, ist generell beseitigt 
worden, weil sie den Moralauffassungen der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft wider- 
spricht. Die jungen Menschen von heute mutet es 
wie ein schlechtes Märchen an, wenn man sie an 
folgende Bestimmungen des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches erinnert: 

„Dem Manne steht die Entscheidung in allen das 
gemeinschaftliche eheliche Leben betreffenden 
Angelegenheiten zu, er bestimmt insbesondere 
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Wohnort und Wohnung‘, „Die Frau erhält den 
Familiennamen des Mannes“, „Die Frau ist ver- 
pflichtet, das gemeinschaftliche Hauswesen zu 
leiten ..., zu Arbeiten im Hauswesen und im 
Geschäft des Mannesist die Frau verpflichtet ...“ 

Bestimmungen solcher Art gab es noch eine 
ganze Reihe mehr. Auf einen Nenner gebracht, 
bedeutet das, daß die Frau in der bürgerlichen 
Gesellschaft mit der Eheschließung ihre Selb- 
ständigkeit und in vielen Fällen ihre Per- 
sönlichkeit aufgeben muß und zum Dienst- 
mädchen des Mannes degradiert wird. 

Welche junge Frau von heute ließe sich das 
gefallen? Wir sehen also wieder, wie sich unsere 
Auffassungen auch von der Ehe, die im Fa- 
miliengesetzbuch zum Ausdruck kommen, 
grundlegend gewandelt haben. Klar und eindeutig 
heißt es da: 

„Die Ehegatten sind gleichberechtigt. Sie leben 
zusammen und führen einen gemeinsamen Haus- 
halt. Alle Angelegenheiten des gemeinsamen 
Lebens und der Entwicklung des einzelnen wer- 
den von ihnen im beiderseitigen Einverständnis 
geregelt. Die eheliche Gemeinschaft erfährt ihre 
volle Entfaltung und findet ihre Erfüllung durch 
die Geburt und die Erziehung der Kinder. Die 
Eltern üben das Erziehungsrecht gemeinsam 
aus.“ 

Die Rechte und Pflichten der Ehegatten werden 
weiter konkretisiert: 

„Beide Ehegatten tragen ihren Anteil bei der 
Erziehung und Pflege der Kinder und der Führung 
des Haushaltes. Die Beziehungen der Ehegatten 
zueinander sind so zu gestalten, daß die Frau ihre 
berufliche und gesellschaftliche Tätigkeit mit der 
Mutterschaft vereinbaren kann. Ergreift der bis- 
her nicht berufstätige Ehegatte einen Beruf, oder 
entschließt sich ein Ehegatte, sich weiterzubilden 
oder gesellschaftliche Arbeit zu leisten, unter- 
stützt der andere in kameradschaftlicher Rück- 
sichtnahme und Hilfe das Vorhaben seines Ehe- 
gatten.‘“ 
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Gleichberechtil- 
gung der 
Ehegatten 


Gemeinsame 
Entscheidungen 
In der Ehe 


Damit wird deutlich: Keiner hat mehr Rechteals 
der andere; keiner kann eigenmächtig bestimmen; 
keiner muß seine Persönlichkeit, seinen Beruf, 
seine Funktionen, seine Entwicklung aufgeben. 
Alles wird gemeinsam beraten und entschieden, 
alles soll so in Gemeinsamkeit geregelt werden, 
wie es der Ehe, der Familie, den Kindern am 
dienlichsten ist. Zugegeben, das hört sich ganz gut 
an, in der Praxis ist es aber nicht immer so ein- 
fach. zu einer einheitlichen Auffassung und 
Entscheidung zu kommen. Was zum Beispiel 
wird, wenn einem Ehegatten eine Arbeitsstelle 
mit entsprechenden Entwicklungsmöglichkeiten 
außerhalb des bisherigen Wohnortes angeboten 
wird? Soll er sie annehmen, soll die Familie den 
Wohnort wechseln? Eine derartige Entscheidung 
ist nicht leicht, eine passende Wohnung ist nicht 
so schnell zu finden, der andere Partner muß seine 
ihm liebgewordene Arbeitsstelle aufgeben, die 
Kinder müssen umgeschult oder ein neuer Kin- 
dergartenplatz muß gesucht werden und anderes. 
In einem solchen Falle müssen die Ehegatten 
verantwortungsbewußt beraten und eine Ent- 
scheidung treffen, die im Interesse des einzelnen, 
der Familie und der Gesellschaft liegt. Ist die Ehe 
auf Liebe und Achtung vor dem Partner auf- 
gebaut, sind das erforderliche Einfühlungs- 
vermögen sowie Verständnis für die gesell- 
schaftlichen Interessen vorhanden, werden die 
Ehepartner auch in komplizierten Situationen 
sich richtig entscheiden, zumal sie ja nicht auf 
einer einsamen Insel, sondern inmitten unserer 
sozialistischen Gesellschaft leben und diese ihnen 
mit Rat und Tat zur Seite steht. 


Ein Kind 
wird geboren 


Die Geburt eines Kindes in der noch kinderlosen 
jungen Ehe ist ein großes Ereignis, das nicht nur 
Bedeutung für die Eltern hat. An diesem Ereignis 
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nimmt auch die Gesellschaft Anteil, sie tut aller- 
hand für Mutter und Kind. 

Das Interesse der Gesellschaft an der Geburt 
von Kindern setzt bereits bei der Feststellung der 
Schwangerschaft ein. Davon zeugen eine Anzahl 
gesetzlicher Bestimmungen. So ist eine um- 
fassende kostenlose medizinische Betreuung und 
Mütter- und Schwangerenberatung gewährleistet. 
Jede werdende Mutter handelt richtig, wenn sie 
diese Einrichtungen auch in Anspruch nimmt und 
sich nicht nur bis zur Entbindung, sondern auch 
noch nach der Geburt des Kindes betreuen und 
beraten läßt. 

Im Gesetzbuch der Arbeit sind einige Fest- 
legungen zum Schutz der Schwangeren und stil- 
lenden Mütter enthalten. So dürfen sie nicht mit 
Arbeiten beschäftigt werden, die das Leben oder 
die Gesundheit der Frau oder des Kindes ge- 
fährden könnten. Es ist also unumgänglich, daß 
die Mutter, wenn sie schwanger ist, dies auch dem 
Betrieb mitteilt, damit er entsprechende Maß- 
nahmen, die diesen besonderen Zustand berück- 
sichtigen, treffen kann. Solche sind: 


- Beschäftigung mit einer leichteren Arbeit auf 
der Grundlage eines ärztlichen Gutachtens. 

- Keine Überstunden und Nachtarbeit. Diese Be- 
stimmung gilt nicht nur für die Zeitder Schwan- 
gerschaft. Wenn die ausreichende Betreuung 
des Kindes im Alter bis zu 6 Jahren durch Fa- 
milienangehörige und Kinderkrippe oder Kin- 
dergarten über die normale Arbeitszeit der Frau 
hinaus nicht gewährleistet ist, kann die Frau 
Überstunden oder Nachtarbeit ablehnen. 

- Gewährung von Schwangerschafts- und 

Wochenurlaub. 
(Dieser Urlaub ist ab 1.Juli 1972 von 14 auf 
18 Wochen erhöht worden. Er beträgt 6 Wo- 
chen vor und I2 Wochen nach der Entbin- 
dung.) 

- Genehmigung des Jahresurlaubs unmittelbar 
im Anschluß an den Wochenurlaub. Zusam- 
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Schwenger- 
schefie- und 
Wochenurlaub 


Freistellung 
der Mütter 


Rechte während 
der Freistellung 


men mit dem Wochenurlaub ist es somit mög- 
lich, daß die Frau nach der Niederkunft im 
Durchschnitt 15 Wochen (12 Wochen Wochen- 
urlaub und mindestens 18 Tage Jahresurlaub) 
von der Arbeit befreit wird. 

- Gewährung von Stillpausen bis zu 6 Monaten 
nach der Entbindung. 

- Kündigungsschutz für Schwangere und Mütter 
bis zum Ablauf des 6. Monats nach der Nie- 
derkunft. 


Schließlich wird die Tatsache berücksichtigt, 
daß es gegenwärtig noch nicht möglich ist, für 
jedes Kind einen Krippenplatz zur Verfügung zu 
stellen. Unser Staat macht die größten An- 
strengungen zum Bau und zur Einrichtung von 
Kinderkrippen und Kindergärten und nimmt 
hierbei sogar eine führende Position in der Welt 
ein. Trotzdem kann der Bedarf an Plätzen nicht 
immer befriedigt werden. Deshalb ist im Ge- 
setzbuch der Arbeit festgelegt: „Müttern ist auf 
Verlangen im Anschluß an den Wochenurlaub 
unbezahlte Freizeit, längstens bis zum Ende des 
ersten Lebensjahres des Kindes, zu gewähren. 
Die Betriebszugehörigkeit wird dadurch nicht 
unterbrochen.‘ Demzufolge ist in cinem solchen 
Falle das Arbeitsrechtsverhältnis weder von der 
Frau noch vom Betrieb durch Kündigung oder 
Aufhebungsvertrag zu beenden. Es ruhen le- 
diglich einige Rechte und Pflichten. Wichtige 
Rechte bleiben aber erhalten. So unterbricht die 
Freistellung nicht die Betriebszugehörigkeit. 

Bei der Berechnung der Berufsjahre sind die 
Beschäftigungsjahre vor der Freistellung mit 
anzurechnen. Das ist für die Gewährung des 
Treueurlaubes, der Treueprämie oder bei jährlich 
steigender beruflicher Entlohnung wichtig. Da 
durch die Freistellung das Arbeitsrechtsverhältnis 
nicht beendet wird, bleibt auch der Anspruch auf 
die gleiche im Arbeitsvertrag vereinbarte Ar- 
beitsaufgabe und auf die gleiche Vergütung 
bestehen. Letztlich ist auch das Recht der Frau 


9 Justitia 129 


auf soziale Betreuung und Teilnahme am kul- 
turellen Leben während der Freistellung durch 
den Betrieb zu sichern. 

Diese Festlegungen erleichtern es der Frau, ihr 
Recht auf Arbeit zu verwirklichen; sie kann nach 
Ablauf dieses Jahres in ihrem Betrieb und in der 
Regel auch an ihrem bisherigen Arbeitsplatz die 
Arbeit unter Aufrechterhaltung bereits er- 
worbener Rechte wiederaufnehmen. 

Die Lebensgewohnheiten und die Einstellung 
unserer Menschen zur Arbeit und zur Gesellschaft 
haben sich so entwickelt, daß nach der Geburt des 
Kindes in relativ kurzer Zeit die Frau ihrer Be- 
rufstätigkeit wieder nachgehen kann und daß 
beide Ehepartner durch gemeinsame Arbeits- 
einkünfte wieder ihren Lebensunterhalt und den 
der Kinder - wozu sie gesetzlichverpflichtet sind - 
voll bestreiten können. 


Beeinträchtigen Schwangerschatt, 
Mutterschaft und Kinder 
den Lebensstandard? 


Weitere gesetzliche Bestimmungen sorgen dafür, 
daß die schwangere Frau und junge Mutter auch 
für die Zeit, in der sie auf Grund ihres Ge- 
sundheitszustandes sowie im Interesse der Ge- 
sundheit ihres Kindes nicht voll im Berufsleben 
eingesetzt werden kann, finanziell sichergestellt 
ist. Dazu gehören: 


— Zahlung eines Ausgleiches zum bisherigen Ar- 
beitsverdienst, wenn die Frau einen Schonar- 
beitsplatz beanspruchen muß und dort ihren 
bisherigen Arbeitsverdienst nicht erreichen 
kann; 

-— Zahlung von Schwangerschafts- und Wochen- 
geld in Höhe des bisherigen Nettodurchschnitts- 
verdienstes durch die Sozialversicherung. Diese 
Leistungen werden für den gesamten Zeitraum 
des Schwangerschafts- und Wochenurlaubs 


130 


Malerlelle 
Unterstützung 


Geburtenbelhllfe 


gewährt. Dies geht also weit über die Regelung 
zur Zahlung des Lohnausgleiches und Kran- 
kengeldes bei Krankheit hinaus; 

— Zahlung eines Ausgleiches in Höhe des Durch- 
schnittsverdienstes für Stillpausen, die täg- 
lich für zweimal 45 Minuten in Anspruch ge- 
nommen werden können. 

— Zahlung einer Unterstützung durch die Sozial- 
versicherung an alleinstehende Mütter, denen 
kein Kinderkrippenplatz zur Verfügung ge- 
stellt werden kann und die deshalb ihre Berufs- 
tätigkeit nicht ausüben können. Diese Unter- 
stützung wird bis zur Unterbringung des Kin- 
des in Höhe des Krankengeldes gezahlt. Sie 
beträgt für vollbeschäftigte alleinstehende Müt- 
ter mit einem Kind monatlich mindestens 
250,-Mark, mit zwei Kindern mindestens 
300,-Mark, mit drei und mehr Kindern min- 
destens 350,- Mark. Bei Teilbeschäftigung wer- 
den diese Beträge anteilig gezahlt. 


Außerdem wird eine Reihe weiterer materieller 
Leistungen, die nicht in Verbindung mit dem 
Arbeitsrechtsverhältnis stehen, den Frauen und 
Familien mit Kindern gewährt, wie zum Beispiel 
die Geburtenbeihilfe. 

Aus staatlichen Mitteln erhalten die Eltern bei 
der ;Geburt eines Kindes eine einmalige Beihilfe. 
Sie beträgt bei der Geburt jedes Kindes 
1000.- Mark. 

Dieses Geld soll für die notwendigen An- 
schaffungen, die die Geburt eines neuen Erden- 
bürgers mit sich bringt, verwendet werden. 
Unser Staat setzt voraus, daß diese Beihilfe 
zweckentsprechend genutzt wird, und fordert 
über seine Verwendung keine Rechnungslegung. 
Übrigens zahlt auch der FDGB an seine Mitglieder 
ein einmaliges Geburtengeld in Höhe von 
30,- Mark je Kind. 

Eine weitere großzügige Regelung unseres 
Staates ist die Gewährung von staatlichen Kinder- 
zuschlägen für alle Kinder und von staatlichem 
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Kindergeld für Familien mit drei und mehr Kin- 
dern. Es handelt sich um eine monatlich zu 
gewährende Beihilfe in einer von der Zahl der 
Kinder abhängigen Höhe. Voraussetzung ist, daß 
die Kinder die Schule besuchen oder wirtschaft- 
lich noch nicht selbständig sind. Der staatliche 
Kinderzuschlag wird für das erste und zweite 
Kind in Höhe von je 20,- Mark monatlich bis zum 
15.Lebensjahr beziehungsweise Schulabgang 
gewährt. Für Familien mit drei Kindern und mehr 
wird ein staatliches Kindergeld, in welchem der 
Kinderzuschlag von 20,- Mark monatlich mit 
eingerechnet ist, gezahlt. Es beträgt: 


für das dritte Kind 50,- Mark 
für das vierte Kind 60,- Mark 
für jedes weitere Kind 70.- Mark 


So erhält nach diesen Bestimmungen eine 
Familie mit fünf im Haushalt lebenden, wirt- 
schaftlich noch nicht selbständigen Kindern für 
das erste und zweite Kind je 20,- Mark, für das 
dritte Kind 50,- Mark, für das vierte Kind 
60,- Mark und für das fünfte Kind 70,- Mark. Die 
Familie erhält demzufolge neben ihrem Arbeits- 
einkommen einen Betrag von monatlich 
220,- Mark als Kinderzuschlag beziehungsweise 
Kindergeld von unserem Staat. Das ist eine 
weitere großzügige und wirksame Maßnahme, um 
die wirtschaftliche und soziale Lage der Familien 
mit Kindern zu verbessern. Letztlich und der 
Vollständigkeit halber sei noch erwähnt, daß die 
Geburt von Kindern auch Auswirkungen auf die 
Steuerabrechnung hat und Werktätige mit Kin- 
dern entsprechend niedrigere Steuern zahlen. 

Wenn nun ein Ehepaar vor der Frage steht: 
„Schaffen wir uns ein Kind beziehungsweise ein 
weiteres Kind an oder nicht? Können wir uns das 
leisten?‘ dann ist diese Frage von der materiellen 
Seite her immer mit cinem eindeutigen Ja zu 
beantworten. Also: Keine Angst vor Kindern, der 
Lebensstandard sinkt deswegen nicht, und der 
eventuell in Aussicht genommene ‚.Trabant‘ 
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braucht deswegen nicht auf den Sankt- 
Nimmerleins-Tag verschoben zu werden! 

Das sind sachliche und nüchterne Fest- 
stellungen. Die Voraussetzungen für eine solche 
vorbildliche soziale Gesetzgebung durch unseren 
sozialistischen Staat werden von uns allen, von 
den Werktätigen der DDR, geschaffen. Sie voll- 
bringen täglich hohe Produktionsleistungen, weil 
sie wissen, daß das, was dem Staate nützt, auch 
dem einzelnen nützt und den Werktätigen in 
vielfältiger Form zugute kommt. 


Ein Kind 
und zwei Väter? 


Die Vielgestaltigkeitdes Lebens bringt esmitsich, 
daß nicht immer feststeht, wer der Vater eines 
Kindes ist. Liebe, die Meinung, den Partner fürs 
Leben gefunden zu haben, Angst, den Freund 
zu verlieren, sexuelles Bedürfnis, Neugier und 
anderes führen oft dazu, daß junge Menschen 
intime Beziehungen eingehen, die nicht immer 
ohne Folgen bleiben, und sich völlig außerplan- 
mäßig und unerwünscht ein junger Erdenbürger 
anmeldet. 

Es gibt auch Fälle, wo sich die Ehepartner 
ihrer Verantwortung nicht voll bewußt sind und 
es mit der ehelichen Treue nicht genau nehmen. 
So bestehen manchmal Zweifel, und es taucht die 
Frage auf: ‚„‚Wer ist denn nun eigentlich der Vater 
des Kindes?“ 

Es liegen gesicherte medizinische Erkenntnisse 
vor,dieesermöglichen, vom Zeitpunkt der Geburt 
eines Kindes zurückgerechnet, den Zeitraum zu 
bestimmen, in dem mit großer Wahrscheinlichkeit 
das Kind gezeugt wurde. Dieser Zeitraum wird 
„gesetzliche Empfängniszeit‘‘ genannt. Er ist vom 
Gesetz genau festgelegt und umfaßt die Zeit vom 
181. bis zum 302. Tag vor der Geburt des Kindes. 
Jeder in dieser Zeit geführte Geschlechtsverkehr 
kann demzufolge zur Zeugung eines Kindes 
geführt haben. Davon ausgehend legt das Gesetz 
fest, daß jeder Mann als Vater eines Kindes 
festgestellt werden kann, der in diesem Zeitraum 
mit der Kindesmutter geschlechtlich verkehrt hat. 
Das gilt nur in solchen Fällen nicht, bei denen 
Umstände vorliegen, die nicht zur Empfängnis 
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Vaterschafte- 
anerkennung 


geführt haben können, oder wenn die Vaterschaft 
eines anderen Mannes wahrscheinlicher ist. 

Gleichermaßen muß jede Frau, die solche 
Beziehungen eingeht, damit rechnen, daß sie 
schwanger wird. Das zeigt, welche Verantwortung 
Mann und Frau tragen und daß eine ‚‚flüchtige 
Bekanntschaft‘ keine Grundlage für die Auf- 
nahme geschlechtlicher Beziehungen sein sollte. 
Beide Partner sollten immer an die möglichen 
Folgen denken, bevor sie in intime Beziehungen 
treten, und sorgfältig prüfen, ob sie diese ver- 
antworten können. Eine junge Frau muß sich 
stets im klaren darüber sein, daß eine Schwanger- 
schaft und die Geburt eines Kindes entscheidend 
ihren gesamten Lebensweg beeinflussen können 
und sie deshalb eine besonders hohe Verantwor- 
tung hat. Unverantwortlich ist es, wenn eine junge 
Frau gleichzeitig oder in nur kurzen Zeitabstän- 
den mit mehreren Männern geschlechtliche Be- 
ziehungen eingeht. Bleiben diese nicht ohne: 
Folgen, kann sie oft selbst nicht mit Sicherheit 
sagen, wer der Vater des Kindes ist, und es wird 
ein Verfahren zur Feststellung der Vaterschaft 
notwendig. 

In der Deutschen Demokratischen Republik 
werden jährlich etwa 270000 Kinder geboren. 
Rund 10 Prozent davon sind Kinder, deren Eltern 
nicht miteinander verheiratet sind. Erfreulich ist 
es, feststellen zu können, daß nur in wenigen 
dieser Fälle ein gerichtliches Verfahren zur 
Feststellung der Vaterschäft notwendig ist. 
Überwiegend besteht von vornherein Klarheit 
darüber, wer der Vater des Kindes ist. Die Va- 
terschaftsfeststellung erfolgt in der Regel durch 
Anerkennung. Dies kann geschehen durch eine 
Erklärung des Kindesvaters vor dem zuständigen 
Organ der Jugendhilfe (Referat Jugendhilfe bei 
den örtlichen Räten) oder vor dem Staatlichen 
Notariat. Der Anerkennung muß die Kindes- 
mutter zustimmen. Die Erklärungen werden dann 
durch diese Organe beurkundet. Gleichzeitig wird 
auch festgelegt, welche Unterhaltsverpflichtun- 
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gen sich ergeben; sie sind ebenfalls zu beurkun- 
den. Auch das geschieht in der überwiegenden 
Mehrzahl der Fälle, wobei als Grundlage für 
die Höhe der monatlichen Unterhaltszahlung die 
auf Seite 147 erwähnten Richtsätze dienen. 

Es ist also richtig und zeugt von moralischer 
Reife und vom Verantwortungsbewußtsein des 
Mannes und der Kindesmutter, wenn beide nach 
der Geburt des Kindes den Weg zum Organ der 
Jugendhilfe gehen, sich der Mann zur Vaterschaft 
bekennt, die Kindesmutter ihre Zustimmung gibt 
und gleichzeitig die Unterhaltsfrage geklärt wird. 
Dieses moralisch saubere Verhalten schafft 
günstige Voraussetzungen für die weiteren Be- 
ziehungen zwischen Kindesvater und Kindes- 
mutter und zu dem Kinde selbst. 


Leugnen 
hilft nicht 


Das gerichtliche Verfahren zur Feststellung der 
Vaterschaft wird durch eine Klage der Kindes- 
mutter gegen den von ihr zu benennenden Part- 
ner und wahrscheinlichen Vater eingeleitet. Die 
daraufhin folgende Beweisaufnahme hat das 
Ziel, den tatsächlichen Sachverhalt, die Wahr- 
heit, zu erforschen, damit im Endergebnis der 
Vater des Kindes zweifelsfrei festgestellt werden 
kann. 

In einem solchen Verfahren wird zu- 
nächst immer geprüft, ob der Verklagte in der 
genannten gesetzlichen Empfängniszeit Ge- 
schlechtsverkehr mit der Kindesmutter hatte, 
wobei natürlich auch die näheren Umstände und 
insbesondere der möglichst genaue Zeitpunkt des 
Verkehrs festgestellt werden muß. Ist dies ge- 
schehen, erfolgt in der Regel ein Vergleich mit 
der beizuziehenden Bescheinigung über die 
Reifemerkmale des Kindes beziehungsweise dem 
Tragezeitgutachten. Dieser Vergleich läßt schon 
weitgehende Erkenntnisse zu. Stellt sich zum 
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Featstellung der 
Veterscheft Im 
gerichtlichen 
Verfahren 


Blutgruppen- 
gutachten 


Beispiel heraus, daß es sich um ein voll aus- 
getragenes Kind handelt und daß der Verklagte zu 
dem aus dem Gutachten errechneten Zeitpunkt 
Verkehr mit der Kindesmutter hatte, kann er der 
Vater des Kindes sein. Ergibt die weitere Prüfung, 
daß nur der Verklagte als Vater des Kindes in 
Frage kommt oder daß die Vaterschaft eines 
anderen Mannes nicht wahrscheinlicher ist, so 
wird der Verklagte im Urteil des Gerichts als 
Vater des Kindes festgestellt. 

Liegen aber Beweise dafür vor, daß neben dem 
Verklagten ein anderer Mann in der gesetzlichen 
Empfängniszeit Verkehr mit der Kindesmutter 
hatte, wird dieser in das Verfahren als Zeuge und 
später eventuell als Verklagter einbezogen. In 
diesen Fällen wird meist ein Blutgruppengutach- 
ten von allen Beteiligten angefordert. Ein solches 
wissenschaftliches Gutachten kann zu einem 
sicheren Ausschluß des einen oder anderen 
Mannes als Erzeuger des Kindes führen. Das 
Blutgruppengutachten hat einen hohen Be- 
weiswert, weil es frei von subjektiven Deutungen 
ist. Der Forschung ist es gelungen, weitere Fak- 
toren zu entdecken, die das Gutachten noch si- 
cherer und aussagekräftiger machen. 

Nur in Ausnahmefällen ist es notwendig und 
möglich, ein erbbiologisches Gutachten bei- 
zuziehen. Da dieses lediglich einen Ähnlich- 
keitsvergleich darstellt, kann es nur im Zusam- 
menhang mit anderen Feststellungen und Gut- 
achten gewertet werden. 


Wenn der Vater 
kein Vater ist... 


Das Familiengesetzbuch geht zunächst davon aus, 
daß alle während einer Ehe geborenen Kinder 
vom Ehemann der Kindesmutter abstammen. 
Diesbezüglich bedarf es bei der Geburt eines 
Kindes keiner besonderen Erklärung der Kindes- 
eltern, und der Ehemann wird mit der Ge- 
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burtsanzeige in die Geburtsurkunde oder in das 
Familienbuch als Vater des Kindeseingetragen. 

Nun gibt es Ausnahmefälle, in denen ein Kind 
zwar in einer bestehenden Ehe geboren wird, 
jedoch nicht vom Ehemann abstammt. Das 
Familiengesetzbuch muß auch diesen Aus- 
nahmefällen Rechnung tragen, indem es gestattet, 
die gesetzlich vermutete Vaterschaft des Ehe- 
mannes anzufechten. Die Anfechtung ist nur in 
einem gerichtlichen Verfahren möglich. In diesem 
ist also im Gegensatz zum Verfahren über die 
Vaterschaftsfeststellung nachzuweisen, daß der 
Ehemann nicht der Vater des Kindes ist. An 
ein solches Verfahren werden besonders hohe 
Anforderungen gestellt, weil es nicht genügen 
kann zu vermuten, daß der Ehemann nicht der 
Kindesvater ist, oder festzustellen, daß die Vater- 
schaft eines anderen Mannes wahrscheinlicher 
ist. 

Das Gericht muß vielmehr zu dem Schluß 
kommen, daß der Ehemann keinesfalls der Vater 
des Kindes sein kann. Eine Klage wird zum 
Beispiel Erfolg haben, wenn ein Kind geboren 
wurde und sich der Ehemann seit bereits einem 
Jahr vor der Geburt des Kindes im Ausland 
befand, in dieser Zeit das Territorium der DDR 
überhaupt nicht betreten und die Kindesmutter 
ihren Ehemann in dieser Zeit auch nicht im 
Ausland besucht hat. Dieser Sachverhalt läßt sich 
relativ leicht feststellen und beweisen, und das 
Gericht kann letztlich die klare und durch nichts 
zu erschütternde Feststellung ıireffen, daß der 
Ehemann nicht der Vater des Kindes ist. 

In dem vorstehenden klaren Beispiel muß es 
nicht unbedingt zur Anfechtung der Vaterschaft 
durch den Ehemann kommen. Die Gestaltung der 
internen Ehe- und Familienbeziehungen ist in 
erster Linie Angelegenheit der Ehepartner selbst. 
Sind sie sich darüber einig, daß sie trotz der 
ehelicihen Untreue eines Partners die Ehe fort- 
setzen wollen und das Kind, dessen Vater nicht 
der Ehemann ist, als das ihre ansehen,gemeinsam 
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Anfechtung der 
Vaterachet 


Friet für die 
Anfechtung der 
Vsterechaft 


erziehen und ihm Heim und Familie geben wollen, 
dann besteht keinerlei Veranlassung, von außen, 
etwa „von Amts wegen“, in diese Familien- 
beziehungen einzugreifen. 

Demzufolge haben das Klagerecht in solchen 
Fällen nur der Ehemann, die Mutter des Kindes 
und in besonderen Ausnahmefällen auch der 
Staatsanwalt. Niemand sonst hat das Recht, die 
Ehelichkeit eines Kindes anzuzweifeln oder 
anzufechten. Da mit solch einer Klage die fa- 
milienrechtliche Stellung des Kindes angegriffen 
wird, sind neben den hohen Anforderungen auch 
Fristen gesetzt, in denen die Vaterschaft an- 
gefochten werden kann. Diese Frist beträgt ein 
Jahr. Sie beginnt frühestens mit der Geburt des 
Kindes, sonst mit dem Zeitpunkt, zu dem der- 
jenige, der anfechten will und darf, Kenntnis von 
Tatsachen erlangt hat, die dafür sprechen, daß der 
Ehemann nicht der Vater des Kindes ist. Diese 
gleiche Frist gilt auch in den Fällen, wo eine vor 
den Organen der Jugendhilfe anerkannte Va- 
terschaft angefochten werden soll. 

Wenn sich, wie im gewählten Beispiel, die 
Eheleute darüber einig sind, die Ehe fortzusetzen 
und das Kind als ihr gemeinsames Kind zu be- 
trachten, obwohl sie beide wissen, daß der Ehe- 
mann nicht der Kindesvater ist, dann kann nicht 
einer der Ehegatten fünf Jahre später die Va- 
terschaft anfechten, weil die Ehe nun doch aus- 
einandergegangen ist oder er sich damit vielleicht 
von seinen Unterhaltsverpflichtungen befreien 
möchte. Eine solche Klage ist nicht mehr zulässig, 
sie entspricht in der Regel auch nicht den Inter- 
essen des Kindes. 

Wird durch eine Anfechtungsklage ermittelt, 
daß der Ehemann der Kindesmutter nicht der 
Vater des Kindes ist, so besteht für ihn keine 
Unterhaltspflicht gegenüber dem Kinde mehr. 
Jetzt ist es in einem weiteren Verfahren möglich 
- wie schon geschildert -, den wirklichen Kindes- 
vater feststellen zu lassen, der damit auch unter- 
haltspflichtig wird. 


139 


Besteht ein Recht 
auf Unterhalt? 


In vielfältiger Weise sorgt unser Arbeiter- 
und-Bauern-Staat für das Wohl unserer Kinder. 
Durch soziale Einrichtungen, Schulgeldfreiheit, 
Stipendien, Unterhaltsbeihilfen, staatliches Kin- 
dergeld und andere materielle Vergünstigungen ist 
ihnen die Möglichkeit gegeben, sich zu gebildeten 
sozialistischen Staatsbürgern zu entwickeln. 
Natürlich sind in erster Linie die Eltern ver- 
pflichtet, nach bester Möglichkeit für den Unter- 
halt und die Erziehung ihrer Kinder zu sorgen. Im 
$3 des Familiengesetzbuches der DDR heißt es 
darüber: 

„Es ist die vornehmste Aufgabe der Eltern. ihre 
Kinder zu gesunden und lebensfrohen, tüchtigen 
und allseitig gebildeten Menschen, zu aktiven 
Erbauern des Sozialismus zu erziehen.“ 

Die Leistung von Unterhalt ist diesem Grund- 
satz entsprechend nur ein Teil der großen und 
schönen Aufgabe, die die Eltern gegenüber ihren 
Kindern haben. 

Das gleiche Gesetz geht davon aus, daß die 
Aufwendungen zur Befriedigung der materiellen 
und kulturellen Bedürfnisse einer Familie, also 
der Ehegatten, der minderjährigen und der im 
Haushalt lebenden volljährigen Kinder von den 
Ehegatten und Kindern entsprechend ihren 
Kräften, ihrem Einkommen und ihren sonstigen 
Mitteln durch Geld-. Sach- und Arbeitsleistungen 
gemeinsam erbracht werden. Hieraus ist zu ent- 
nehmen, daß jedes Familienmitglied verpflichtet 
ist, individuell nach seinem Alter, seinen Fähig- 
keiten und entsprechend seiner wirtschaftlichen 
Stellung seinen Beitrag zu den Aufwendungen der 
Familie zu leisten. Wenn die Kinder in der Regel 
auch kein Geld beisteuern können, so istes richtig, 
wenn sie im Interesse ihrer Familie und der 
eigenen Entwicklung entsprechend ihrem Alter 
Pflichten im Haushalt übernehmen. Die Wohnung 
oder bestimmte Zimmer sauberhalten, tägliche 
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Pflichten im 
Familienhaushalt 


Unterhalts- 
anspruch 


Sorgerecht 


Einkäufe besorgen, Schuhe putzen und der- 
gleichen sind Aufgaben. mit denen Kinder an 
Pflichten gewöhnt und an die Arbeit herangeführt 
werden können. 

Der Unterhaltsanspruch des Kindes besteht 
von seiner Geburt an bis zur Erreichung der vollen 
wirtschaftlichen Selbständigkeit. Früher war der 
Unterhaltsanspruch nur bis zu einem bestimmten 
Lebensalter üblich. Die jetzige Regelung geht 
davon aus, daß die Eltern so lange unter- 
haltspflichtig sind, bis das Kind - gegebenenfalls 
auch über das Volljährigkeitsalter hinaus — wirt- 
schaftlich selbständig ist. Das ist in der Regel mit 
dem Abschluß der Berufsausbildung der Fall. 
Natürlich hat auch der Jugendliche, der in der 
Berufsausbildung steht oder studiert, Einkünfte. 
Diese gehören ebenfalls zum gemeinsamen Ein- 
kommen der Familie und sind für die Befriedigung 
der Bedürfnisse der Familie oder einzelner 
Familienmitglieder zu nutzen. Es ist also Sache 
des „Familienrates‘‘, darüber zu befinden, wie 
diese Mittelam zweckmäßigsten einzusetzen sind. 
So ist es durchaus denkbar, daß das Lehr- 
lingsentgelt mit für Anschaffungen verwendet 
wird, die im Zusammenhang mit der Be- 
rufsausbildung stehen, oder für die Finanzierung 
der Heimfahrten des im Internat wohnenden 
Lehrlings. Entsprechendkönnte der Student unter 
anderem das Essen in der Mensa von seinem 
Stipendium bezahlen. Das richtet sich ganz nach 
den Einkünften und den Lebensgewohnheiten der 
ganzen Familie, so daß sich dafür keine Regeln 
aufstellen lassen. Soweit das Kind in der Familie, 
das heißt bei seinen Eltern, lebt, wird es nur selten 
hinsichtlich des Unterhaltes zu Schwierigkeiten 
kommen. 

Das Recht des Kindes auf Unterhalt gegenüber 
seinen Eltern besteht auch dann, wenn die Eltern 
nicht miteinander verheiratet sind. In solchen 
Fällen hat die Mutter allcin das Sorgerecht. Sie hat 
das Recht und die Pflicht, das Kind zu pflegen, 
zu betreuen. zu ernähren, zu kleiden, zu be- 
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aufsichtigen und es zu einem gesunden, lebens- 
bejahenden sozialistischen Menschen zu er- 
ziehen. 

Der Kindesvater dagegen ist verpflichtet, 
seinen Unterhaltsbeitrag in Form eines monat- 
lich zu zahlenden Geldbetrages zu leisten. Bei 
Kindern, deren Eltern geschieden sind, gilt das 
Gesagte sinngemäß, jedoch mit der Anderung, daß 
durch das Gericht festgelegt wird, welcher 
Elternteil das Sorgerecht erhält und wer Unterhalt 
zu zahlen hat. 

Diese Regelung wird manchmal von einem der 
Beteiligten als hart empfunden. Im Interesse des 
Kindes ist sie aber notwendig. Wenn kein ein- 
heitliches harmonisches Elternhaus da ist, müssen 
die Rechte und Pflichten der Elternteile klar 
abgegrenzt werden. Es muß vermieden werden, 
daß auf das Kind von zwei Seiten unterschiedlich 
eingewirkt wird und daraus komplizierte Erzie- 
hungssituationen entstehen, weil der Kindesvater 
andere Auffassungen von der Erziehung des 
Kindes hat als die Kindesmutter und ein gegen- 
seitiges „Abstimmen“ wahrscheinlich nicht er- 
folgt. 

Maßgebend für die Höhe des zu leistenden 
Unterhaltsbetrages sind die wirtschaftlichen 
Verhältnisse beider Elternteile, weil diese im 
wesentlichen die Bedürfnisse des Kindes be- 
stimmen. 

Der materielle Lebensbedarf der Kinder soll, 
falls die Eltern geschieden sind oder nicht ge- 
heiratet haben, in einer Weise gesichert werden, 
als lebten die Kinder mit beiden Elternteilen 
Zusammen. 

Da der Unterhaltsbedarf entsprechend dem 
Alter der Kinder unterschiedlich ist, hat das 
Oberste Gericht der DDR auch unterschiedliche 
Richtsätze nach dem Alter bis zu 12 Jahren und 
über I2 Jahre festgelegt. Entscheidend ist dabei 
der Nettoverdienst des Unterhaltsverpflichteten. 
Aus der folgenden Tabelle ist die Höhe des 
Unterhaites ersichtlich: 
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Höhe des 
Unterheltes 


Netto bei einem Kind bei zwei Kindern 


einkommen ble zu über bie zu über 
12 Jahren 12 Jehre 12 Jehren 12 Jehre 
400,- 60,- 70,- 55,- 60,- 
500,- 70,- 85 ,- 65,- 75, 
600,- 80,- 95,- 75,- 85,- 
700,- %0,- 105,- 85,- 100,- 
800 - 100,-  120,- 9,- 110,- 
900 - 110,- 130,- 105 125 — 
1000,- 120,- 145,- 115,- 135 - 


Sind weitere Personen vorhanden, gegenüber 
denen eine Unterhaltspflicht besteht, zum Bei- 
spiel weitere Kinder oder die geschiedene ar- 
beitsunfähige Ehefrau, so ist das entsprechend zu 
berücksichtigen. Wenn die Kinder eigene Ein- 
künfte oder Vermögen haben, beeinflußt das 
ebenfalls die Höhe des Unterhaltes, weil dadurch 
die Unterhaltsbedürftigkeit gemindert werden 
kann. 


Ist die Höhe 
des Unterhaltes 
veränderlich? 


Herr B. ist für ein Kind unterhaltspflichtig. Unter 
Berücksichtigung seiner und der wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Mutter, der Bedürfnisse und des 
Alters des Kindes ist die Höhe des Unterhaltes auf 
monatlich 100,- Mark festgelegt worden. Vor 
einiger Zeit schrieb er der Kindesmutter einen 
Brief und teilte mit, daß er inzwischen geheiratet 
und ein weiteres Kind habe. Aus diesem Grund 
werde er künftig nur noch 80,- Mark Unterhalt 
überweisen. 

Ist das richtig? Ist Herr B. nicht an die Fest- 
legung des Gerichtes, monatlich 100,- Mark zu 
zahlen, gebunden? 

Da die Höhe des Unterhaltes von den Lebens- 
bedürfnissen des Kindes und von der wirtschaft- 
lichen Lage sowohl der Mutter als auch des Vaters 
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abhängig ist, ist die in jedem Einzelfall getroffene 
Festlegung der Höhe des Unterhaltes auch ver- 
änderlich. Steigt zum Beispiel das Einkommen des 
Kindesvaters von 600,- auf 800,- Mark monatlich, 
so stellt das eine wesentliche Veränderung der 
wirtschaftlichen Lage dar. Diese Veränderung soll 
auch dem Kinde zu einem angemessenen Teil 
zugute kommen. Der Kindesvater wäre dem- 
zufolge, unabhängig von der früheren ge- 
richtlichen Festlegung, daß er beispielsweise 
80,- Mark monatlich für das Kind zu zahlen hat, 
nunmehr verpflichtet, 100,- Mark monatlich 
Unterhalt für das Kind zu leisten. 

Das gleiche gilt natürlich im umgekehrten Fall. 
Wenn sich das Einkommen des Kindesvaters für 
längere Zeit oder für immer wesentlich mindert, 
so verringert sich der für das Kind zu zahlende 
Unterhaltsbetrag ebenfalls. Auch die Tatsache, 
daß der Unterhaltsberechtigte Einkommen in 
einer gewissen Höhe erzielt. wie Lehrlingsentgelt 
im letzten Lehrjahr oder Gewährung eines vollen 
Stipendiums, kann unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Eltern dazu 
führen, daß sich die Höhe der Unterhalts- 
verpflichtung ändert. Wird eine Veränderung oder 
gar ein Wegfall der Unterhaltspflicht angestrebt, 
so gilt der Grundsatz, daß derjenige, der die 
Veränderung dieser Unterhaltsverpflichtung will, 
dies der anderen Seite mitteilen muß. 

Wünscht der Unterhaltsverpflichtete, daß der 
Unterhalt gemindert wird, weil beispielsweise 
eine weitere Unterhaltsverpflichtung dazuge- 
kommen ist, sb kann er dies nur von dem Zeit- 
punkt an geltend machen, an dem er das dem 
Unterhaltsberechtigten beziehungsweise dem 
gesetzlichen Vertreter mitgeteilt hat. In unserem 
Beispiel liegt zwar eine Veränderung der fa- 
miliären und wirtschaftlichen Verhältnisse vor, 
doch obwohl Herr B. geheiratet hat, wirkt sich das 
nicht auf die Unterhaltspflicht gegenüber dem 
Kinde aus, da er, soweit keine besonderen 
Umstände vorliegen, nicht einwenden kann, daß 
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Veränderung des 
Unterhelte- 
beirages 


Unterhaltspflicht 
gegenüber den 
Eltern 


er jetzt für seine Ehefrau sorgen müsse. Wenn 
Herr B. nunmehr für ein zweites Kind auf- 
kommen muß, so könnte das allerdings beachtlich 
sein. Werfen wir jedoch einen Blick auf die 
Unterhaltstabelle, so stellen wir fest, daß sich bei 
gleichem Einkommen - gehen wir in diesem Falle 
von 800,- Mark aus - die Höhe des Unterhaltes 
für zwei Kinder lediglich um 5,- Mark je Kind 
monatlich verändert. 

Die Kindesmutter handelt daher im Interesse 
des Kindes, wenn sie das Ansinnen des Herrn B. 
ablehnt und lediglich einer Verminderung des 
Unterhaltes um 5.- Mark zustimmt. 

Die Änderung der Höhe des Unterhaltes kann, 
soweit berechtigte Gründe dafür vorliegen, ver- 
einbart werden. Einer Klage bei Gericht bedarf es 
nur, wenn die andere Seite einer Minderung oder 
der geforderten Erhöhung nicht zustimmt. 

Schließlich sei noch darauf hingewiesen, daß 
auch Kinder (minderjährige oder volljährige) ge- 
genüber ihren Eltern eine Unterhaltspflicht haben, 
wenn die Eltern unterhaltsbedürftig sind und die 
Kinder über entsprechendes Einkommen oder 
Vermögen verfügen. Solche Fälle sind allerdings 
selten, da sich die Mehrzahl aller Bürger durch 
Arbeit selbst unterhält und andererseits soziale 
Regelungen - Gewährung von Krankengeld, Al- 
ters-, Invaliden- oder Unfallrente - die notwendi- 
gen Mittel zum Lebensunterhalt gewährleisten. 

Eine Unterhaltspflicht würde aber in folgendem 
Beispiel eintreten: In einer Familie, in der bisher 
zwei Kinder lebten, leistete die Mutter ihren 
Anteil zur Befriedigung der Bedürfnisse der 
Familie, indem sie alle notwendigen Hausarbeiten 
erledigte und nicht berufstätig war. Bei dieser 
Lebensweise war es auch geblieben. nachdem die 
Kinder erwachsen waren und nicht mehr im 
Elternhaus lebten. Durch eine plötzliche Krank- 
heit verstarb der Vater im 60. Lebensjahr. Die 
Mutter hat keinen eigenen Rentenanspruch, weil 
sie nicht berufstätig war. Sie ist 58 Jahre alt und 
- wie der Arzt feststellte - arbeitsunfähig. Sie 
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besitzt auch kein Vermögen, aus dem sie ihren 
Lebensunterhalt bestreiten könnte. Sie ist dem- 
zufolge unterhaltsbedürftig. Beide Söhne sind bei 
der Nationalen Volksarmee, einer ist bereits 
Offizier, der andere ist Berufssoldat. Für sie ist 
es eine Selbstverständlichkeit, daß sie nunmehr 
für den Lebensunterhalt ihrer Mutter sorgen. Es 
ist aber nicht nur eine moralische Verpflichtung, 
die sie damit erfüllen. Im Streitfalle würde das 
Gericht auf Antrag der Mutter ihre Unter- 
haltsbedürftigkeit und die Unterhaltspflicht der 
Söhne feststellen und sie zur Unterhaltszahlung 
entsprechend dem Einkommen und den Fa- 
milienverhältnissen verurteilen. Reicht dieser 
Betrag zur Deckung der Lebensbedürfnisse der 
Mutter nicht aus, springt der Staat ein und ge- 
währt eine Sozialfürsorgeunterstützung. 


Unterhaltszahlung 
und Sozlaifüreorge- 
unteratützung 


Handlungs- 
fählgkell 


Für gutes Geld 
auch Qute Ware! 


Das ist eigentlich eine Selbstverständlichkeit. 
Wenn man in den Ferien etwas Geld verdient hat 
oder aus einem festen Arbeitsrechtsverhältnis 
monatlich seine runden 450,- Mark auf die Hand 
erhält, dann sollen der gekaufte Anorak oder der 
Plattenspieler auch in Ordnung sein und möglichst 
lange halten. 

Wenn aber nun doch ein Mangel auftritt, was 
ist dann zu tun? 

Zuerst einmal muß darauf hingewiesen werden, 
daß junge Menschen bis zu 18 Jahren nicht ohne 
weiteres jedes beliebige Kaufgeschäft abschlie- 
Ben können. 

Verträge können sie zum Teil nur mit Zustim- 
mung ihrer gesetzlichen Vertreter abschließen. 
Damit sollen Jugendliche davor geschützt wer- 
den, übereilt Käufe vorzunehmen, die sich spä- 
ter als nachteilig erweisen. Wir brauchen nur 
an den Erwerb eines gebrauchten Motorrades 
zu denken, das ja mit allerhand Mängeln behaftet 
sein kann, die nicht sofort erkennbar sind. 

Dagegen gilt bei den Kaufhandlungen für 
Gegenstände des täglichen Bedarfs - etwa bei 
Zeitungen, Speisen, bei der Monatskarte für die 
Straßenbahn, bei Schreibmaterial usw. -— die 
Zustimmung der Eltern als vorher gegeben. 
Jugendliche von 16 Jahren an können Verträge 
eingehen und Geschäfte auch dann abschließen, 
wenn die Zahlungsverpflichtungen aus eigenen 
Mitteln erfüllt werden. Wer noch nicht 18 Jahre 
alt ist, tut gut daran, vor jedem größeren Ein- 
kauf erst einmal mit den Eltern zu sprechen. 
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Kann man 
Schaufensterware 
bekommen? 


Steffen wollte sich schon lange einen quer- 
gestreiften Pulli für den Urlaub an der See zu- 
legen. Jetzt hat er einen im Schaufenster entdeckt, 
und schon ist er dabei, ihn zu kaufen. Im Geschäft 
gibt es eine Überraschung: Die Verkäuferin sagt 
zwar, daß Steffen den Pulli haben könne, aber erst 
nach Neudekoration des’Fensters. Im Geschäft ist 
er nicht mehr vorhanden. Nun ist das für Steffen 
nicht so schlimm, er kann nochmals vorbei- 
kommen. Doch was geschieht, wenn er sich nur 
vorübergehend in dieser Stadt aufhält? Die Sache 
ist einfach: Die Verkäuferin hat eine falsche 
Auskunft gegeben. In jedem Falle ist auf Wunsch 
des Kunden ein Gegenstand aus der Schau- 
fensterauslage zum Verkauf zu entnehmen, wenn 
er in dieser Größe oder Art nicht mehr im Geschäft 
vorrätig ist. Ausnahmen gibt es nur für De- 
korationsware oder für bereits verkaufte Gegen- 
stände und Waren, die in Übereinstimmung mit 
dem Käufer noch im Fenster liegen. Man muß 
dann entweder ein entsprechendes Schild an- 
bringen oder in der Verkaufsstelle ein gesondertes 
Buch darüber führen. 

Steffen erhält seinen Pulli, er läßt sich auch 
einen Kassenzettel geben, weil er erfahren hat, 
daß bei einer späteren Reklamation immer der 
Kassenzettel mit vorzulegen ist. Den Kassenzettel 
muß er auf seinen Wunsch hin erhalten, selbst 
wenn die Verkaufsstelle nur mit Listen oder 
Registrierkassen arbeitet. Für einen eventuellen 
Anspruch gegenüber der Verkaufsstelle wäre der 
Kassenzettel zwar auch ein Beleg, aber nicht 
unbedingt erforderlich. Die Tatsache, daß die 
Ware in ebendieser und keiner anderen Ver- 
kaufsstelle erworben wurde, kann auch auf andere 
Weise, zum Beispiel durch Zeugen, die mit dabei 
waren, bewiesen werden (soweit das iiberhaupt 
bestritten wird). 
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Bewelemittel: 
Kassenzettel 


Preisaus- 
zeichnungen 


Anzahlung 


Steffen kann im Falle seines Pullis den Kas- 
senzettel jedoch noch gut gebrauchen. Als er 
nämlich den gleichen Pulli wenige Wochen später 
in einer anderen Stadt ausgestellt sieht, bemerkt 
er erstaunt, daß dieser dort um 8,- Mark billiger 
angeboten wird. Sofort geht Steffen in die Ver- 
kaufsstelle seines Wohnortes, zeigt den Kas- 
senzettel vor und bekommt mit einer Ent- 
schuldigung 8.- Mark zurück. Man hatte nämlich 
schon bemerkt, daß durch ein Versehen der Preis 
falsch ausgezeichnet worden war. Außer in 
Exquisitgeschäften sind sonst alle Waren im 
Schaufenster auszupreisen. Dadurch hat Steffen 
den Fehler der Verkaufsstelle erst bemerkt. Im 
umgekehrten Falle hätte er natürlich auch, bei 
einer irrtümlich billiger verkauften Ware, die 
Differenz zum tatsächlichen Preis zuzahlen 
müssen oder die Ware zurückgeben können. 

Mit Steffens Pulli lassen sich auch noch zwei 
andere Fragen klären, die bei einem Kauf auf- 
treten können. Nehmen wir an, Steffen hatte, als 
er den Pulli sah, nicht soviel Geld bei sich. Um ihn 
sich aber zu sichern, wollte er eine Anzahlung 
leisten. Zum guten Kundendienst gehört, daß der 
Verkäufer auf ein solches Angebot eingeht. Es ist 
allerdings zur Gepflogenheit geworden, daß etwa 
20 Prozent des Kaufpreises, mindestens aber 
10,- Mark, angezahlt werden. Es wäre ja auch 
wohl nicht sinnvoll, auf einen Plattenspieler nur 
5,- Mark anzuzahlen. Wer eine Ware angezahlt 
und sie sich hat zurückstellen lassen, ist ver- 
pflichtet, auch den Rest zu bezahlen und die Ware 
abzunehmen. Er kann es sich also inzwischen 
nicht anders überlegen oder sich von seiner 
Freundin überzeugen lassen, erst einmal einen 
Anzug zu kaufen. Vom Handel kann man an- 
dererseits nicht verlangen, daß er wochenlang mit 
der Restzahlung auf den Käufer wartet. Sobald 
der Gegenstand nach drei Tagen nicht abgeholt 
worden ist, darf der Verkäufer vom Vertrag 
zurücktreten; die Anzahlung muß er dann natür- 
lich zurückzahlen. 
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Im zweiten Beispiel hat Steffens Freundin den 
Pulli gesehen. Sie weiß, daß er ihn sich sehr 
wünscht, und kauft ihn deshalb, aber sie kenntdie 
Größe nicht genau und muß bei der Übergabe des 
Geschenkes feststellen, daß er nicht paßt. Als sie 
dem Verkäufer das Stück zurückbringt und ihm 
ihr Mißgeschick erzählt. nimmt er den Pulli zurück 
und übergibt ihr eine andere, im Preis gleich- 
wertige Ware. Steffens Freundin hat Glück ge- 
habt, denn verpflichtet war der Verkäufer zu 
dieser Rücknahme nicht (bei Lebensmitteln und 
ähnlichen Dingen ist sie ausdrücklich aus- 
geschlossen). Deshalb ist es immer gut, beim Kauf 
eines Geschenkes darauf besonders hinzuweisen 
und mit dem Verkäufer einen eventuellen Um- 
tausch zu vereinbaren. 


Wenn der Hut 
aber nun eln Loch hat... 


Sicher ist es nicht gleich so schlimm! Einen solch 
groben Qualitätsmangel entdeckt man auch schon 
bei einer oberflächlichen Prüfung. Der Käufer 
wird also die Ware entweder nicht nehmen oder 
nur zu einem herabgesetzten Preis kaufen; später 
kann er sich aber nicht mehr auf diesen Mangel! 
berufen, weil er ihn ja gekannt hat. Doch nehmen 
wir einmal an, der Mangel stellt sich erst später 
ein, zum Beispiel spielt der neue Plattenspieler am 
Anfang durchaus gut, im Gegensatz zur früheren 
Funktion schaltet er abersechs Wochen nach dem 
Kauf nicht mehr automatisch aus. Gerade das 
wünschte der Kunde jedoch und hat deshalb auch 
das teurere Gerät gekauft. 

Es geht hier um die Kundenreklamation, deren 
Berechtigung wir prüfen wollen. Der Mangel einer 
gekauften Ware muß deren Gebrauchsfähigkeit 
erheblich mindern. Nicht jeder Kratzer oder 
unwesentliche Farbunterschied in der Folie bei zu 


einer Serie gehörenden Einzelmöbeln berechtigt, 
das zu sagen. Folgende Mängel sind aber denkbar: 


150 


Umtausch 


Reklemetlon 


Entweder fehlt eine zugesicherte Eigenschaft 
- das wäre der Fall des sich nicht automatisch 
ausschaltenden Plattenspielers - oder die not- 
wendige Haltbarkeitsdauer wird nicht erreicht - 
etwa wenn sich die Schuhsohle nach vier Wochen 
löst. Es kann eine vertraglich vorausgesetzte 
Gebrauchsfähigkeit fehlen - ein Motorrad fährt 
statt 90 Kilometer pro Stunde Höchstgeschwin- 
digkeit nur 60 -, oder es wurden staatliche Gü- 
tevorschriften nicht eingehalten - wenn bei einem 
Hemd mit langem Ärmel die Manschetten schon 
kurz hinter dem Ellbogen enden. Möglich wäre 
auch, daß die Ware ihrem Bestimmungszweck 
nicht entspricht - ein Haartrockner bläst statt 
warmer nur kalte Luft aus. 

Wenn man nun den Plattenspieler ins Geschäft 
zurückbringt, dann passiert es leider manchmal, 
daß der Verkäufer sagt: „Das tut uns aber leid, 
doch an einem solchen Fabrikationsfehler tragen 
wir keine Schuld. Wir bitten Sie, sich mit der 
Herstellerfirma in Verbindung zu setzen!“ Diese 
Auskunft ist falsch. Der Verkäufer sollte dann auf 
die „Anordnung über die Behandlung von Kun- 
denreklamationen‘‘ hingewiesen werden, die für 
Geschäfte aller Eigentumsformen gilt und nach 
der ein Kundenmerkblatt mit allen Rechten des 
Kunden in jeder Verkaufsstelle ausgehängt wer- 
den muß. Daraus ergibt sich zum Beispiel, daß der 
Handel bei mangelhaften Waren nicht an den 
Herstellerbetrieb verweisen darf und daß es auch 
nicht darauf ankommt, ob der Handel den Mangel 
an einer Sache verschuldet hat oder nicht. Eines 
ist allerdings Voraussetzung: Der Mangel darf 
nicht vom Kunden verursacht worden sein, und 
er muß innerhalb einer Frist von sechs Monaten 
geltend gemacht werden; die Frist beginnt mit dem 
Tag der Warenentgegennahme durch den Kunden. 

Das liegt im Falle unseres Plattenspielers auch 
vor. Da er bei der Warenübergabe funktionierte, 
könnte der Verkäufer jetzt mit Recht darauf 
bestehen, daß der Kunde beweist, der Mangel sei 
schon beim Kauf vorhanden gewesen. In anderen 
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Fällen muß auch der Mangel erst bewiesen wer- 
den. Beim Plattenspieler ist er aber sofort sicht- 
bar, und der Verkäufer fordert auch keinen 
Beweis, weil die gleichen Fehler an diesem Typ 
von Plattenspielern schon öfter festgestellt wur- 
den. 

Welche Rechte hat nun der Käufer eines 
mangelhaften Gegenstandes? Es gibt die Mög- 
lichkeit, eine Reparatur zu verlangen, einen Teil 
des Kaufpreises zurückzuerhalten, den Kauf ganz 
rückgängig zu machen, als Ersatz eine neue voll- 
wertige Ware oder in Einzelfällen sogar eine 
Schadensersatzleistung zu bekommen. 


Aus alt 
mach neu? 


Natürlich ist es nicht möglich, eine Ware mehrere 
Monate zu benutzen, um sie dann zu reklamieren 
und umzutauschen, nur weil sie inzwischen ab- 
genutzt ist oder es neue, verbesserte Aus- 
führungen gibt. Die Voraussetzungen für eine 
echte Reklamation müssen vorliegen. Die Aus- 
wahl eines der gegebenen Käuferrechte ist von 
objektiv möglichen oder gesellschaftlich gerecht- 
fertigten Aufwendungen abhängig und darf zu 
keinen Überspitzungen führen. So müßte sich 
der Käufer des sich nicht mehr automatisch 
ausschaltenden Plattenspielers durchaus mit einer 
Reparatur begnügen, wenn das in einem zeitlich 
vertretbaren Rahmen zu schaffen und technisch 
überhaupt möglich ist. 

Von jeder Regel gibt es meist eine Ausnahme; 
so ist es auch hier. Kauft der Kunde den Plat- 
tenspieler zum Beispiel, um ihn einem Freund zu 
schenken, der am nächsten Tage an einen weit 
entfernten neuen Wohnsitz übersiedelt und das 
Gerät mitnehmen möchte, dann kann der Käufer 
sofort eine Ersatzlieferung verlangen. Oder 
nehmen wir an, es handelt sich bei der Schalt- 
automatik dieses Plattenspielers um eine Fehl- 
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Mängelnachwels 


Prelenachlaß 


Schadensersatz 


Garantle- 
Irlet 


Ersatzlieferung 


konstruktion, dann wird wegen der technischen 
Unmöglichkeit einer Reparatur der Kunde eben 
nicht auf diese bestehen können. Wenn er den 
Kauf nicht ganz rückgängig machen will, weil ihm 
das Gerät so gut gefällt, dann muß er mit einem 
Preisnachlaß einverstanden sein. Er müßte das 
Gerät dann aber mit dem Mangel weiter benutzen. 
Wenn die Ware gar nicht mehr vorrätig ist. kann 
sie selbstverständliich auch nicht mehr um- 
getauscht werden. 

Schadensersatz ist ein selten auftretender 
Anspruch. Es kann aber durchaus einmal ein- 
treten. daß dem Käufer ein Schaden verursacht 
wurde (wenn zum Beispiel aus einem im Ver- 
kaufsraum abgestellten Polsterstuhl ein Nagel 
herausragt, der die Hose aufgeschlitzt hat). Dabei 
ist in der Regel ein Verschulden des Handels die 
Voraussetzung für eine Verantwortlichkeit, außer 
zum Beispiel beim Fehlen einer zugesicherten 
Eigenschaft. Im Falle des Polsterstuhles müßte 
dem Geschäft also mit Recht vorgeworfen werden 
können, daßes die ausgepackten und angebotenen 
Waren nicht sorgfältig genug geprüft hat. 

Während der Garantiefrist, die sechs Monate 
beträgt, wirken einige Käuferrechte besonders. 
Für einen zur Reparatur gegebenen Gegenstand 
wird zum Beispiel die Zeit von der Anzeige des 
Mangels bis zur Rückgabe der Ware an den 
Kunden ausgesetzt, das heißt, um diese Zeit 
verlängern sich die Anspruchsrechte des Käu- 
fers. Unter „Anzeige des Mangels“ versteht 
man die Mitteilung an die Verkaufsstelle, wo- 
bei diese nicht etwa die Anerkennung der Re- 
klamation von einer Stellungnahme des Groß- 
handels oder eines Produktionsbetriebes abhängig 
machen darf. Bei einer Ersatzlieferung -eine neue 
Ware wird für die mangelhafte geliefert - beginnt 
eine völlig neue Reklamationsfrist. Dasselbe trifft 
bei der Lieferung eines neuen Teils - zum Beispiel 
eines Transistors für das Radio - zu, allerdings 
nur für dieses Teil. 

Nach Ablauf der sechs Monate ist es in der 
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Regel nicht mehr möglich zu reklamieren. Es 
spielt dabei auch keine Rolle, ob die Ware in 
dieser Zeit ständig im Gebrauch war oder nicht; 
erst recht ist es unwichtig, ob sie etwa von einem 
anderen als dem Käufer benutzt worden ist. Des- 
halb muß man bei einem erheblichen Mangel 
eben schnell etwas unternehmen. 

In immer stärkerem Maße gewähren die Her- 
stellerbetriebe eine über die allgemeine Frist hin- 
ausgehende Garantie. Das ist zum Beispiel bei 
Kühlschränken der Fall und durchaus zu be- 
grüßen. 

Es kommt auch vor, daß Fristen mit der Be- 
triebsdauer kombiniert werden. Das ist zum Bei- 
spiel bei Motoren oder Kraftfahrzeugen der Fall 
(Garantiezeit oder Kilometer-Laufzeit). Der 
Kunde kann sich dann nach Feststellung des 
Mangels einer Sache entweder an den Handel 
oder auch an den Herstellerbetrieb beziehungs- 
weise an eine Vertragswerkstatt wenden. 


Wer bezahlt 
die zerschlagene 
Miichfiasche? 


Im Selbstbedienungsgeschäft lädt sich Sabine 
ihren Korb voll. Dabei passiert es: Eine Flasche 
Milch rutscht ihr aus der Hand und zerschlägt. 
Selbstverständlich sorgt sie für die Beseitigung 
der Scherben, an der Kasse soll sie nun diese 
Flasche aber auch mit bezahlen. Das ist nicht 
richtig, denn Sabine kann nachweisen, daß ihr die 
Flasche ohne ihr Verschulden aus der Hand fiel. 
Sie war nämlich feucht gewesen, weil beim 
Transport schon andere Flaschen entzweigegan- 
gen waren. Die Milchflasche war auch noch nicht 
das Eigentum von Sabine. Das ist zwar nicht 
immer von der Bezahlung abhängig. wohl aber in 
den Selbstbedienungsläden. Die Herausnahme 
eines Gegenstandes aus dem Regal begründet 
noch kein Eigentumsrecht. 
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Verlängerte 
Gerentiefrlet 


Vorbestellung 


Kopplungs- 
geochäke 


Kreditvertrag 


Selbstbedienungsgeschäfte haben sehr unter- 
schiedliche Belastungszeiten. Um einen Aus- 
gleich zu schaffen und auch dem Kunden Er- 
leichterungen zu gewähren, wird immer mehr von 
der Möglichkeit der Vorbestellung Gebrauch 
gemacht. Hierbei kann der Kunde schon Tage im 
voraus auf einem Zetteloder in einem Bestellbuch 
seine Wünsche vermerken und die Waren zum 
Kauf und zum Abholen zurechtstellen lassen. 
Außer bei Lebensmitteln besteht damit allerdings 
für den Käufer noch keine Pflicht. die Waren dann 
auch tatsächlich abzunehmen. 

Kopplungsgeschäfte sind natürlich unzulässig. 
Darunter versteht man, daß bestimmte, besonders 
gern gekaufte oder Mangelwaren nur in Verbin- 
dung mit sonst schwer absetzbaren Artikeln 
angeboten und verkauft werden, etwa Bananen 
mit Kohlrabi oder Radeberger Exportbier mit 
einer Flasche Wein. Zusammengestellte Präsent- 
körbe sind dagegen nicht als Kopplungsgeschäft 
anzusehen. 

Beim Angebot größerer Mengen einer 
bestimmten Ware ist der Verkäufer auf Wunsch 
des Kunden in derRegel verpflichtet, eine Teilung 
vorzunehmen. Denken wir nur an einen sich selbst 
versorgenden Studenten, der natürlich kein Drei- 
pfundbrot benötigt oder von den bereits ab- 
gepackt angebotenen zehn Eiern nur drei haben 
möchte. 


Musik 
auf Kredit? 


Das ist kein Spaß; es ist durchaus möglich. wenn 
nicht genug ..Kleingeld‘‘ vorrätig ist, ein Radio 
oder ein Fernsehgerät auf Kredit zu kaufen. Ein 
Jugendlicher bis zu 18 Jahren ist dazu allerdings 
nur gemeinsam mit seinem gesetzlichen Vertreter 
berechtigt. Man kann auch nicht einfach ins 
Geschäft gehen, seinen Personalausweis vorlegen 
und mit dem Radio unterm Arm wieder abziehen. 
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Der Kreditvertrag wird vielmehr mit der Spar- 
kasse abgeschlossen. Sie übernimmt dann die 
Bezahlung des Kaufpreises; die ratenweise 
Abzahlung durch den Käufer ist an die Sparkasse 
vorzunehmen. Für den Kredit müssen natürlich 
Zinsen bezahlt werden. Außerdem bleibt die Ware 
solange Eigentum der den Kredit gewährenden 
Sparkasse, bis der Kaufpreis voll und ganz be- 
glichen worden ist; das heißt, während dieser Zeit 
kann die Ware nur verkauft oder verschenkt 
werden, wenn die Sparkasse ihre Zustimmung 
dazu gibt. 

Manchmal entsteht bei einer Familienfeier oder Außer-Haue- 
der Ankunft nichteingeplanter Gäste eine Lücke Yrkau! 
im Vorratsschrank. Wenn dann kein Geschäft in 
der Nähe ist, aber die Gaststätte oder das Cafe 
sich gleich nebenan befinden, wird schnell noch 
was geholt. Dabei darf die Gaststätte in der Regel, 
zum Beispiel bei den nachgenannten Waren, nur 
den Einzelhandelsverkaufspreis verlangen. Roh- 
stoffe werden allerdings nicht verkauft, zum 
Verkauf der übrigen Waren sind alle Gaststätten 
berechtigt. Eine ausdrückliche Pflicht zum Ver- 
kauf solcher Waren „über die Straße‘, selbst 
dann, wenn für die Gäste innerhalb der Ein- 
richtung nur noch wenige davon da sind, besteht 
bei Konditoreiwaren sowie bei Schlagsahne und 
Eis - falls diese Waren hergestellt werden - 
und außerdem auch bei Spirituosen entsprechend 
dem Sortiment. 


Ich möchte 
erst ausprobieren! 


Ist dieser Wunsch berechtigt”? Generell nicht; so 
ist es zum Beispiel bei hochwertigen Industrie- 
waren nicht möglich, daß in allen Fällen der zu 
kaufende Gegenstand vorher vom Kunden ge- 
testet wird. Es besteht keine Vorführungspflicht 
durch den Verkäufer. Dafür gibt es aber eine 
Kaufart „auf Probe‘, die in Einzelfällen, zum Kauf auf Probe 
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Haftung für 
Garderobe 


Beispiel bei Fernsehgeräten, angewendet wird. 
Soweit eine Verkaufsstelle diese Möglichkeit 
bietet, kann der Kunde nach der Erprobung den 
Kauf ohne besondere Begründung ablehnen. 
Natürlich muß er in dieser Zeitdas Gerät pfleglich 
behandeln und auch - wenn es vorher vereinbart 
wurde -eine Benutzungsgebühr zahlen, genau wie 
bei einem Leihvertrag. Jeder wird aber zugeben, 
daß mit einer solchen Kaufform eine außer- 
ordentlich gute Möglichkeit vorhanden ist, Kun- 
dendienst zu üben. 

Junge Leute gehen auch oft in eine Gaststätte 
essen. Sobald, wie zumeist bei Tanzveran- 
staltungen, eine beaufsichtigte Kleiderablage vor- 
handen ist, brauchen sie sich nicht um einen even- 
tuellen Verlust ihres Mantels zu sorgen. Es be- 
steht ein Versicherungsverhältnis, und entstehen- 
der Schaden wird ersetzt,ganz gleich, ob eine Ge- 
bühr für die Aufbewahrung erhoben wurde oder 
nicht. Etwas anderes ist es dagegen, wenn keine 
besondere Kleiderablage vorhanden ist. Jede 
Gaststätte ist dann verpflichtet,inden Gasträumen 
Garderobenablagen so anzubringen. daß sie für 
den Gast überschaubar sind. Es genügt also nicht, 
wenn sich zum Beispiel Kleiderhaken nur ineinem 
von mehreren Gasträumen befinden. Auch das 
Anbringen der Ablage unmittelbar am Ausgang ist 
unzureichend und begründet bei Verlust der 
Garderobe die Schadensersatzpflicht der Gast- 
stätte. Wir alle kennen die Schilder: „Für Gar- 
derobe wird keine Haftung übernommen!“ Dabei 
handelt es sich um einen Hinweis an die Gäste, auf 
ihre Garderobe selbst sorgfältig zu achten. Der 
Gast muß sich eben so setzen, daß er seine Klei- 
dung ständig im Auge behalten kann. Gewisse 
Erschwernisse, wie häufiges Umdrehen, hat er 
dabei in Kauf zu nehmen. Aufgestellte Kleider- 
ständer und dergleichen bedeuten nicht, daß der 
Gastwirt damit die Haftung für die Sachen seines 
Gastes übernimmt. 

Im Hotel haftet der Hotelier für alle eın- 
gebrachten Sachen des Gastes, wenn dieser sein 
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Zimmer abgeschlossen oder wertvolle Schmuck- 
gegenstände beziehungsweise hohe Geldbeträge 
zur gesonderten Aufbewahrung abgegeben hat. 

Wer beim Skat sein Taschengeld verspielt und 
sich dann beklagt, ist selbst daran schuld, könnte 
man sagen. Tatsächlich ist es bei uns gar nicht so 
schlimm mit den Glücksspielen, wozu zum Bei- 
spiel „17 und 4° gehört, und die Einsätze sind auch 
nicht hoch. Aber es kann schon einmal eine 
Skatrunde geben, bei der jemand 20,- Mark ver- 
liert. Falls sich nun der Verlierer weigert zu 
zahlen, können seine Mitspieler dann das Gericht 
anrufen? Das Spielen um Geld bei reinen Glücks- 
spielen ist untersagt, Rechte entstehen daraus 
nicht. Skat zählt aber nicht zu den Glücksspielen, 
wenn er entsprechend den geläufigen Regeln 
gespielt wird. Sobald es dabei um Geld geht, 
besteht jedoch kein Rückforderungsrecht; es ist 
auch nicht möglich, einen noch geschuldeten 
Betrag einzuklagen und mit Hilfe der Gerichte zu 
erhalten. Also ist es besser, entweder nur gut zu 
spielen oder die Hände davon zu lassen. Wer 
durchaus die Glücksfee versuchen möchte, der 
kann ja bei den verschiedenen Arten des Lottos 
und Totos mitmachen, für die besondere ge- 
setzliche Regelungen bestehen. 


Leihe 


Mietverlräge 


Vom Leihen 
und Mieten 


Mancher ist sicher wohl schon einmal mit der 
Zeltausrüstung seines Freundes zum Camping 
gefahren. Auch für dieses „‚Borggeschäft‘ gibt es 
rechtliche Vorschriften. Unter Leihe versteht der 
Jurist die zeitweilige unentgeltliche Gebrauchs- 
überlassung einer Sache an einen anderen. Das 
wäre also die typische Form des Ausleihens von 
Büchern, Schallplatten, eines Koffers oder ähn- 
licher Dinge. Auch Geld zählt dazu; bei kleineren 
Summen legt man zwar den Zeitpunkt der Rück- 
zahlung fest, verzichtet aber meist auf Zinsen, 
weil es sich gar nicht lohnen würde oder eben 
unter Freunden nicht angebracht ist. Unter dem 
Namen „Leihe‘‘ werden aber auch immer mehr 
Rechtsgeschäfte abgewickelt, die eigentlich Miete 
beinhalten. nämlich die zeitweilige Gebrauchs- 
überlassung einer Sache gegen Bezahlung. 
Nehmen wir als Beispiel nur den Ausleihdienst 
für Industriewaren, Fotoapparate, Zelte, Boote, in 
der Fastnachtszeit vielleicht auch ein Kostüm 
oder eine Perücke. Sie können vom staatlichen 
oder privaten Bereich fiir eine bestimmte Zeit 
ausgeliehen werden, wobei die Leihgebühr meist 
im voraus und für einen bestimmten Zeitraum zu 
entrichten ist. Solche Verträge werden allerdings 
nur mit jungen Leuten von 18 Jahren an ab- 
geschlossen oder mit dem Leiter einer Per- 
sonengruppe. Dabei muß ein schriftlicher Auftrag 
einer Organisation vorliegen, der diese Gruppe 
angehört; Partner des Leihvertrages ist dann diese 
Organisation und nicht der Leiter der Gruppe. 
Der Verleiher hat den Gegenstand in einem 
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gebrauchsfähigen Zustand zu übergeben und über 
die Bedienung zu informieren. Bei der Rückgabe 
muß er ihn in Gegenwart des Entleihers auf seinen 
ordnungsgemäßen Zustand prüfen. Kündigen 
kann der Verleiher den Vertrag, wenn der Ent- 
leiher die Ware vertragswidrig gebraucht oder 
längere Zeit mit der Leihgebühr im Rückstand ist. 
Aus diesen Rechten und Pflichten ergeben sich 
gleichzeitig die des Entleihers. Wenn er einen 
Schaden schuldhaft verursacht hat, muß er ihn 
natürlich ersetzen, andere Mängel oder Verluste 
sind sofort dem Verleiher mitzuteilen. Der Ent- 
leiher darf die Ware ohne Zustimmung des Ver- 
leihers keiner dritten Person überlassen. Fahr- 
zeuge werden nur gegen Vorlage der Fahrerlaub- 
nis verliehen. 

Ähnlich wie in diesen Fällen werden alle Miet- 
verhältnisse abgeschlossen und geregelt, wobei 
allerdings bei der Vermietung von Wohnungen 
Sonderregelungen existieren, die wir uns näher 
anschauen wollen. 


Bevor wir 
in die eigene Wohnung 
ziehen 


Ingolf und Beate sind seit einem reichlichen Jahr 
verheiratet. Beide sind gute Facharbeiter; Ingolf 
ist im Elektromaschinenwerk tätig, während 
Beate als Dekorateur im Centrum-Warenhaus 
arbeitet. Sie haben in ihren Betrieben einen Antrag 
auf Zuweisung einer Wohnung gestellt. Bisher war 
es aber noch nicht möglich, sie zu berücksichtigen. 
Ingolfs Mutter ist deshalb in ihrer Zwei- 
Zimmer-Wohnung zusammengerückt und hat dem 
jungen Ehepaar ein Zimmer vorübergehend zur 
Verfügung gestellt. Jetzt ist Nachwuchs zu er- 
warten, und da wird die Wohnungsfrage dring- 
licher als bisher. Was ist in einem solchen Falle 
zu tun? Seit längerem halten Ingolf und Beate in 
ihrem Wohngebiet Ausschau nach unterbelegtem 
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Wohnungsbedarf 


Stestliche 
Wohnraumpolltik 


Wohnraum oder einer frei werdenden Wohnung. 
Über das Vorhandensein von drei Wohnungen mit 
mehr als zwei Zimmern, in denen jeweilig nur zwei 
Personen wohnen haben sie ihre Betriebe und den 
Rat der Stadt, Abteilung Wohnraumlenkung, 
schon informiert, weil sie dort durchaus mit 
einziehen könnten. Bisher hat sich damit aber für 
sie noch nichts gebessert. Nun erfahren sie, daß 
im Nachbarhaus eine Wohnung durch einen 
Umzug frei werden soll. Können sie dort einfach 
einziehen? Ist das der richtige Weg. zu einer 
Wohnung zu kommen, selbst wenn der Vermieter 
damit einverstanden ist? Natürlich nicht! Die 
gesamte Wohnungspolitik käme durcheinander, 
alle Lenkungsmaßnahmen hätten ihren Sinn 
verloren, wenn jede schwierige Situation den 
gesellschaftlichen Interessen so zuwiderlaufend 
überbrückt würde. Wie kommt ein junges Paar 
aber nun zu einer Wohnung? 

In der DDR ist die Wohnraumlenkung eine 
staatliche Maßnahme. Durch den ungenügenden 
Wohnungsbau vor 1939 und durch die großen 
Verluste oder Schäden an den Wohnungen wäh- 
rend des Krieges ist eine Situation entstanden, die 
es nicht erlaubt. allen Wohnungsuchenden in 
kurzer Zeit ausreichenden Wohnraum zur Ver- 
fügung zu stellen. Hinzu kommt, daß die An- 
sprüche auf Wohnkomfort, denken wir nur an 
Bad, Fernheizung oder Warmwasserversorgung,. 
erheblich gestiegen sind. Ein Großteil der Woh- 
nungen ist aber älter als 50 Jahre und erfüllt diese 
Bedürfnisse nicht. In unserer Republik soll nach 
den Beschlüssen der Regierung und der Sozia- 
listischen Einheitspartei Deutschlands vom Jahr 
1973 die Wohnungsfrage bis 1990 im wesentlichen 
gelöst werden. Damit stellen wir uns mit dem bis- 
her größten sozialpolitischen Programm die Auf- 
gabe. die Wohnungsnot. dieses schwere Erbe 
bürgerlicher Verhältnisse, zu überwinden. Bis da- 
hin gilt es aber noch, allen vorhandenen Möglich- 
keiten für die Verbesserung der Wohnverhält- 
nisse rasch nachzugehen. Deshalb haben die Räte 
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der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden die 
Pflicht, für eine zweckmäßige Nutzung und ge- 
rechte Verteilung des Wohnraumes zu sorgen. Na- 
türlich läßt sich diese Pflicht in der täglichen Pra- 
xis nicht immer schnell genug, den Ansprüchen 
der Bürger entsprechend, realisieren. Das liegt 
zum Teil an der noch nicht ausreichenden Mit- 
arbeit ehrenamtlicher Kräfte beziehungsweise 
aller Bürger. Die Räte können nicht immer die 
sich täglich vollziehenden Veränderungen in der 
Familienzusammensetzung und dementsprechend 
inder Wohnraumauslastung sofort feststellen und 
schnell darauf reagieren. Deshalb sind sie auf die 
aktive Unterstützung durch alle Bürger an- 
gewiesen und haben dafür die erforderlichen 
Voraussetzungen zu schaffen. Die Hinweise und 
Mitteilungen unseres jungen Paares waren des- 
halb auch sowohl von der Wohnungskommission 
als auch vom Rat mit Dank angenommen und 
beachtet worden. 

Wohnungsuchende Bürger müssen beim zu- 
ständigen Rat oder bei ihrer Betriebswohnungs- 
kommission einen Antrag auf Zuweisung von 
Wohnraum einreichen. Darin schildern sie ihre 
Situation, können aber auch Wünsche vortragen 
- zum Beispiel eine Wohnung in der Nähe der 
Arbeitsstelle. Es ist nicht zulässig, daß Ingolf und 
Beate, weil sie früher in zwei verschiedenen 
Städten wohnten, in jeder davon ihren Woh- 
nungsantrag stellen. Auch ihre Betriebe haben sie 
vom Antrag des anderen zu informieren. Damit 
wird Mehrarbeit vermieden. Anspruch auf die 
Zuweisung eines bestimmten Wohnraumes be- 
steht nicht. Unser Paar könnte also, selbst wenn 
ihm für die nächste Zeit eine Wohnung zugesi- 
chert würde, nicht darauf bestehen, nur eine 
Wohnung in dem Haus zu nehmen, in dem Ingolfs 
Mutter wohnt. Diese Regelung gilt auch für 
Hauseigentümer. Wer also ein Haus gekauft hat, 
erhält damit noch nicht automatisch das Recht. in 
die nächste darin frei werdende Wohnung ein- 
zuziehen. Dafür wird aber denjenigen, die sich 
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zum Beispiel mit Hilfe ihres Betriebes eine 
Wohnung aus zweckentfremdeten oder für 
Wohnzwecke bisher ungeeigneten Räumen aus- 
bauen. diese Wohnung zugewiesen, wenn sie das 
vorher mit dem Rat der Stadt oder Gemeinde ab- 
gesprochen haben. 

Auf dem VIII. Parteitag der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands wurden übrigens 
Beschlüsse zur verstärkten Unterstützung des 
Eigenbauheimes gefaßt, wodurch vor allem kin- 
derreichen Familien die Möglichkeit geboten 
werden soll, sich ausreichenden Wohnraum zu 
schaffen. 

Maßstäbe für die Wohnungsvergabe - zum 
Beispiel die Wohnungsgrößen und Dringlich- 
keitsmerkmale — ebenso wie die Bestimmungen 
der Schwerpunkte der Wohnraumversorgung sind 
durch die örtlichen Räte festzulegen. Sie haben 
auch Entscheidungen zur Erhaltung der Woh- 
nungen — Um- oder Ausbau, Modernisierung - und 
zur besseren Auslastung des Wohnungsbestandes 
zu treffen. Die Räte werden von örtlichen und 
gewerkschaftlichen Wohnungskommissionen der 
Bevölkerung unterstützt. Sowohl die betrieb- 
lichen Wohnungskommissionen als auch die 
Kommissionen der Stadt prüfen die gestellten 
Anträge auf Zuweisung von Wohnraum und 
beurteilen ihre Dringlichkeit. Die Kommissionen 
führen auch - neben anderen Aufgaben - öffent- 
liche Sprechstunden durch, in denen sie zum 
Beispiel Wohnungsuchende beraten. Nachdem sie 
einen Wohnungsantrag befürwortet haben, muß 
noch der Rat diesen Vorschlag bestätigen. Dabei 
sind die örtliche Wohnraumlage. die Fa- 
milienzusammensetzung und die Größe des ver- 
fügbaren Wohnraumes zu berücksichtigen. Die 
Vergabe von Wohnraum ist also keine leichte 
Aufgabe. Es sind dabei gesellschaftliche, volks- 
wirtschaftliche und soziale Erfordernisse zu 
beachten. So erhalten eben Ehepaare mit einem 
oder mehreren Kindern bevorzugt Wohnraum 
zugewiesen. 
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Woher nimmt nun das örtliche Organ den 
Wohnraum? Entweder aus den zur Verfügung 
stehenden Neubauten oder aus durch Wohnungs- 
tausch oder auf andere Art frei werdende Woh- 
nungen. Gerade durch einen Wohnungstausch 
kann den Bedürfnissen vieler Bürger entsprochen 
werden, zum Beispiel. um stundenlange Fahr- 
zeiten zur Arbeitsstelle zu vermeiden. Oder 
nehmen wir einen anderen Fall: In einer Familie 
mit einer Drei-Zimmer-Wohnung sind die Kinder 
verheiratet und in andere Städte verzogen. Für 
zwei Personen ist nach der örtlichen Wohn- 
raumlage der Wohnraum zu groß, also ‚unter- 
belegt“. Es wäre möglich, ein Zimmer _ bei- 
spielsweise einem Studenten zur Verfügung zu 
stellen. Es gibt aber auch Familien, die in Zwei- 
Zimmer-Wohnungen leben und bei denen in- 
zwischen zwei oder drei Kinder geboren wurden. 
Zwischen diesen Familien einen Tausch 
herbeizuführen ist gesellschaftlich nützlich und 
entspricht auch den individuellen Bedürfnissen. 
selbst wenn dieerstgenannte Familie sich dadurch 
etwas einschränken und eventuell sogar Möbel 
verkaufen muß. Durch einen Wohnungstausch 
wird manchmal sogar eine Wohnung völlig frei. so 
daß Ingolf und Beate auch auf diese Weise ihre 
Wohnung bekommen könnten. Aus diesen Grün- 
den ist auch gesetzlich festgelegt. daß ein he- 
absichtigter Wohnungstausch von den örtlichen 
Staatsorganen zu unterstützen ist. Es gibt dafür 
sogar spezielle Tauschzentralen bei den Räten 
größerer Städte. Ein Wohnungstausch muß aller- 
dings auch gesellschaftlich notwendig sein. Er 
bedarf deshalb immer der vorherigen Zustimmung 
der Wohnraumlenkungsorgane. Wenn Beate und 
Ingolf auf solche Tauschmöglichkeiten hinweisen. 
die betreffenden Familien aber nicht daran den- 
ken zu tauschen. weil das natürlich auch mit 
Kosten verhunden ist. was ist dann zu tun? Ein 
Wohnungstausch kann .im öffentlichen Inter- 
esse. insbesondere zur besseren Verteilung des 
Wohnraumes” auch durch die Staatsorgane an- 
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geordnet, demnach unter Umständen auch 
zwangsweise durchgesetzt werden. Das ist jedoch 
nicht gegenüber Bürgern möglich, die über 
70Jahre alt sind. 

Bei Hauseigentümern kann der Tausch auch 
nur innerhalb des Wohngrundstückes durch- 
geführt werden. Die Kosten für einen Wohnungs- 
tausch hat in der Regel jeder der Beteiligten 
selbst zu tragen. Es können aber auch unter- 
schiedliche Anteile festgelegt werden. Das be- 
deutet zum Beispiel für Ingolf und Beate, wenn 
sie allein aus dem Tausch den größten Nutzen 
ziehen, daß sie auch die den anderen Partnern 
entstehenden Kosten zum Teil mittragen. Aber 
das liegt ja in ihrem Interesse, denn sie erhalten 
dadurch eine Wohnung. In besonderen Fällen, 
etwa wenndie sozialen Verhältnisse es erfordern, 
kann das staatliche Organ die Kosten teilweise 
oder ganz übernehmen. 

Das Wohnungsproblem läßt sich auch noch auf 
andere Weise lösen. Die Wohnraumlenkung des 
Stadtbezirkes erfährt durch einen Hauseigen- 
tümer, daß eine noch nicht erfaßte Wohnung 
iiberraschend frei geworden ist. Der Besitzer der 
Nebenwohnung ist Handwerker und hat die frei 
gewordene Wohnung sofort als Lager- und Pro- 
duktionsraum mit Beschlag belegt. Das darf man 
nicht zulassen, deshalb spricht die Wohn- 
raumlenkung einen „Erfassungsbescheid‘“ aus, 
der gegenüber dem Hauseigentümer und dem 
jetzigen Nutzer der Wohnung wirkt. Der erfaßte 
Wohnraum ist vom Nichtberechtigten daher zu 
räumen. Wenn das nicht geschieht, wird die 
Räumung zwangsweise durchgeführt. Es können 
auch Ordnungsstrafen verhängt werden. An die 
neuen Mieter wird eine Zuweisung gegeben. 
Solche staatlichen Akte werden immer schriftlich 
vorgenommen und dem Hauseigentümer oder 
Mieter zugeschickt. Sie enthalten eine Rechts- 
mittelbelehrung. wobei auf eine Beschwerde die 
beabsichtigte Maßnahme bis zur Entscheidung 
ausgeseizi wird. 
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Wenn nun ein junges Ehepaar eine Zuweisung 
erhalten und nach den üblichen Freudensprüngen 
und Umarmungen die Wohnungsbesichtigung 
hinter sich gebracht hat, beginnt das große Planen. 
Was wird gekauft, und wo stehen die Möbel? Aber 
es tauchen auch schon Fragen auf: Welche Rechte 
haben wir im Waschhaus und auf dem Trocken- 
platz? Welche Pflichten bestehen für uns wegen 
der Hausflurreinigung? Was können wir mit dem 
alten in Farbe und Form völlig unmodernen 
Kachelofen in dem Zimmer anfangen, das wir als 
kombiniertes Wohn-Schlafzimmer einrichten 
wollen? Es ist wohl das beste, sich den Rat eines 
erfahrenen Menschen, vielleicht sogar eines Ju- 
risten, einzuholen, damit es nicht erst zu Unstim- 
migkeiten kommt. Es sollte möglichst viel im 
Mietvertrag aufgenommen werden, weil das dann 
schwarz auf weiß getrost zu Hause liegen kann 
und immer bei der Hand ist; außerdem werden 
damit klare Verhältnisse vereinbart und geschaf- 
fen. Nach einer Wohnungszuweisung sind Haus- 
eigentümer und Mieter zum Vertragsabschluß 
verpflichtet. Kommt keine Einigung über den 
Mietvertrag zustande, so kann auch durch die 
Wohnraumlenkung ein Vertrag für verbindlich 
erklärt werden. Daran haben sich dann beide 
Parteien zu halten. Für den Abschluß eines Miet- 
vertrages ist jedoch die Wohnungszuweisung 
durch den örtlichen Rat Voraussetzung. Wenn 
ein Bürger in seiner Wohnung eine weitere Person 
mit aufnimmt - beispielsweise bei einer vor- 
gesehenen späteren Eheschließung - und er den 
Hauseigentümer veranlaßt, mit dem neu hinzu- 
gezogenen Bürger einen eigenen Mietvertrag ab- 
zuschließen, so ist dieser Vertrag nicht wirksam, 
falls keine Wohnungszuweisung vorliegt. Bei der 
Zuweisung eines Teiles einer abgeschlossenen 
Wohnung ist festzulegen, ob ein Mietvertrag mit 
dem Hauseigentümer oder dem bisherigen Mieter 
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der Wohnung - der dann Hauptmieter ist - ab- 
zuschließen ist. Der Zuweisungsbescheid muß 
auch enthalten, welche Rechte für den Mieter für 
die Nutzung oder Mitbenutzung von Neben- 
räumen bestehen. Diese sind entsprechend im 
Mietvertrag aufzunehmen. 

Schauen wir uns einmal die Rechte und Pflich- 
ten aus der Sicht des Mieters an. Einem Recht des 
Mieters entspricht stets die auf gleichem Gebiet 
liegende Pflicht des Vermieters und umgekehrt; 
wir können uns also manche Wiederholung er- 
sparen. Nehmen wir wieder unser Paar Ingolf und 
Beate. Mit der Wohnungszuweisung haben sie das 

Rechte und Recht erhalten, vom Vermieter den Abschluß 
ger ehten eines Mietvertrages und damit die Nutzung der 
Wohnung, also die „Gebrauchsüberlassung‘ zu 
verlangen. Ihnen sind die Wohnungsschlüssel zu 
übergeben. Es muß für sie und diejenigen Bürger, 
die zu ihnen zu Besuch kommen, eine gefahrlose 
Benutzung der Wohnung und der mitvermieteten 
Räume gegeben sein. So ist für ausreichende 
Wegefreiheit, Treppenhausbeleuchtung und 
ähnliches zu sorgen. Das junge Paar darf sich auch 
eine Antenne für das anzuschaffende Fern- 
sehgerät auf dem Hausdach anbringen lassen und 
sein Namensschild an die Wohnungstür schrau- 
ben. Zur Wohnungsvermietung gehört auch die 
Überlassung von Nebenräumen. Dazu zählen 
Treppen, der Hof, die Waschküche und der 
Keller. Nach örtlichen Gegebenheiten ist 
eventuellnoch ein Wäschetrockenplatz, ein Holz- 
lagerplatz oder eine Möglichkeit zum Aufstellen 

eines Schuppens für Kleinviehhaltung dabei. 
Wehnung- Ingolf und Beate muß eine in ordnungs- 
Inventar gemäßemn Zustand befindliche Wohnung über- 
geben werden, das heißt, die Gas-, Wasser- und 
Elektrizitätsanschlüsse müssen funktionieren, der 
oder die Öfen heizbar sein, die Zimmer haben sich 
auch malermäßig in einem ‚„‚wohnbaren‘ Zustand 
zu befinden. Entscheidend ist dabei. wie lange 
die Vormieter die Wohnung benutzt, welchen 
Abnutzungsgrad also die Zimmer aufzuweisen 
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haben; je nach der Benutzungsart der Zimmer, der 
örtlichen Lage, der Personenzahl der Vormieter 
und ähnlichem wird er höher oder niedriger sein. 
Ebenso verhält es sich mit dem Gasanschluß oder 
mit dem Aufstellen von Öfen in mehreren Zim- 
mern. Auch dafür sind die Grundausstattung der 
Wohnung beziehungsweise die örtlichen Be- 
dingungen maßgebend. Für den Vermieter besteht 
allerdings eine Instandhaltungspflicht. Der Mieter 
kann verlangen, daß die Wohnung in dem .bei 
Aufnahme des Mietverhältnisses vorhanden 
gewesenen baulichen Zustand erhalten bleibt. So 
müssen zum Beispiel schadhafte Dielen, Fenster 
und Türen vom Hauseigentümer erneuert werden. 
Wenn unser junges Ehepaar auf eigene Kosten 
selbst bauliche Veränderungen in der Wohnung 
vornehmen will, etwa zum Einbau eines Bades, 
so hat der Vermieter dazu vorher seine Zustim- 
mung zu geben. 

Mit seinen Ansichten von einer modernen 
Wohnung kann unser junges Ehepaar allerdings 
nicht verlangen, daß der in der Farbe gar nicht 
zu den Möbeln passende und auch noch mit 
einem altmodisch verzierten Aufsatz versehene 
Kachelofen abgerissen wird und der Vermieter 
einen neuen setzen lassen muß. Der alte Ofen 
verrichtet noch seinen Dienst, erst wenn er heiz- 
unfähig oder sonst reparaturbedürftig ist, müssen 
die entsprechenden Veränderungen vorgenom- 
men werden. 

Genauso verhält es sich mit Wünschen über die 
farbliche Gestaltung einzelner Zimmerwände 
oder Wohnräume. vielleicht möchte es sogar ein 
Zimmer und den Korridor tapeziert haben. Das 
alles sind ‚Arbeiten, die einem individuellen 
Bedürfnis oder einer besonderen Geschmacks- 
richtung des Mieters Genüge tun sollen‘ und die 
deshalb vom Vermieter nicht verlangt werden 
können. Für eine malermäßige Instandsetzung 
während der Mietzeit ist der Mieter verantwort- 
lich, wenn nicht im Mietvertrag etwas anderes 
vereinbart worden ist. Bei Schäden, die durch 
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Rohrbrüche, Risse im Mauerwerk oder ähn- 
liches entstanden sind, hat natürlich nur der 
Vermieter für die Reparatur und für die Wie- 
derherstellung des früheren malermäßigen Zu- 
standes zu sorgen. Wenn dagegen Schäden 
durch einen nicht dem Vertrag entsprechenden 
Gebrauch vorliegen, muß der Mieter für deren 
Beseitigung aufkommen. Das betrifft zum Bei- 
spiel schuldhaft verursachte Wasserschäden oder 
durch Kinder zerkratzte Wände. 

Eine Pflicht des Mieters besteht in der pflegli- 
chen Behandlung der Wohnräume. So muß er für 
ausreichende Lüftung und Reinigung sorgen und 
auch darauf achten, daß innerhalb seines Wohn- 
bereiches die Wasserleitung im Winter genügend 
gegen Einfrieren geschützt ist. Das Streuen des 
Fußweges bei Eis- oder Schneeglätte und die 
Sauberhaltung der Straße vor dem Haus hat 
allerdings der Hauseigentümer zu übernehmen. 
Dort, wo die Mieter den Hausflurunddie Treppen 
selbst reinigen, sollten diese Arbeiten aber auch 
ausdrücklich im Mietvertrag aufgenommen sein. 
Bei volkseigenen Grundstücken sind solche 
Fragen Bestandteil der kollektiven Mieter- 
selbstverwaltung der Häuser, die in den 
Pflegeverträgen mit der Kommunalen Woh- 
nungsverwaltung zum Ausdruck kommen. Den 
Mietern wird für diese Arbeiten Geld gut- 
geschrieben, das sie für Zwecke der Haus- 
gemeinschaft verwenden können. 

Eine wichtige Mieterpflicht wollen wir nicht 
vergessen, ohne die der Hauseigentümer seinen 
Verpflichtungen gar nicht nachkommen könnte. 
Sie betrifft die Zahlung des Mietzinses. Seine 
Höhe und auch der Zeitpunkt der Zahlung können 
vereinbart werden. allerdings gibt es Richtsätze 
für die Höchstmieten, die nicht überschritten 
werden dürfen. Erforderlichenfalls legt das die 
Abteilung Finanzen des örtlichen Rates fest. das 
betrifft zum Beispiel auch Erhöhungen bei 
Verbesserung der Wohnraumkultur, etwa beim 
Einbau einer Zentralheizung. Wenn über die 
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Zahlung des Mietzinses keine Vereinbarung ge- 
troffen wurde. ist er bis zum 15. des laufenden 
Monats fällig. Nebengebühren, wie Wassergeld, 
Heizungsgebühren oder ähnliches, sind ebenfalls 
genau festzulegen. 

Nachdem Ingolf und Beate ein reichliches Jahr 
in ihrer Wohnung wohnen, sagt sich der Haus- 
eigentümer an, um sich vom baulichen Zustand zu 
überzeugen. Bei dieser Gelegenheit erwähnt er, 
daß ihn eine andere Familie nicht in die Wohnung 
lassen wollte. Er bittet unser Paar gleichzeitig, 
Beates Mutter. die seit zwei Monaten mit ihnen 
zusammenlebt, doch zu veranlassen, daß sie 
wieder in ihre eigene Wohnung zurückkehrt; sie 
sei zwar im Hausbuch eingetragen, aber er habe 
die Wohnung ja nur an Ingolf und Beate vermietet. 
Recht hat der Hauswirt nur insofern, als er sich 
in gewissen Abständen die Wohnungen ansehen 
kann. Er darf sie zwar nicht ohne Einwilligung der 
Mieter, etwa mit einem Ersatzschlüssel, betreten, 
aber er ist berechtigt, eventuelle Schäden, die er 
in Ordnung zu bringen und zu bezahlen hat, 
rechtzeitig zu beseitigen. So muß er ständig das 
Haus - Dach, Treppen usw. - auf seinen ord- 
nungsgemäßen Zustand hin überprüfen. Dagegen 
kann er gegen den Aufenthalt von Beates Mutter 
nichts unternehmen. Das Mietrecht beinhaltet die 
Möglichkeit, zu jeder Zeit und auf unbegrenzte 
Zeitdauer Besuch zu empfangen, nur eine Unter- 
vermietung darf ohne Erlaubnis des Haus- 
eigentümers nicht vorgenommen werden. 

Bei dieser Gelegenheit wird der Vermieter 
durch Ingolf darauf hingewiesen, daß ein Aus- 
gußbecken in der Küche defekt ist und nicht mehr 
benutzt werden kann. Er verspricht Abhilfe, aber 
auch nach zwei Monaten rührt sich noch nichts. 
Wegen des inzwischen eingetroffenen Kleinkin- 
des brauchen die beiden diesen Ausguß aber 
dringend. Deshalb fordert Ingolf den Haus- 
eigentümer nochmals auf und läßt schließlich 
selbst ein neues Becken anbringen. Der Hauswirt 
weigert sich jedoch, die Rechnung zu bezahlen, 
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weil er nicht den Auftrag gegeben hat. In diesem 
Fall darf Ingolf eine Mietkürzung vornehmen. Er 
zahlt so lange weniger Miete, bis seine Rechnung 
beglichen ist. Man sollte sich jedoch in Einzel- 
fällen um Auskunftserteilung an die Rechtsaus- 
kunft des Kreisgerichtes oder an die kostenlose 
Rechtsberatung eines Rechtsanwaltes wenden. 
Ein Jahr darauf gibt es schon wieder eine 
Überraschung. Der Vermieter hat das Haus ver- 
kauft, und der neue Eigentümer möchte selbst in 
die Wohnung von Ingolf und Beate ziehen, des- 
halb kündigt er ihnen. Nun, erst einmal hat ein 
Eigentumswechsel keinen Einfluß auf das Miet- 
verhältnis, es bleibt, so wie abgeschlossen, 
bestehen. Natürlich kann man verstehen, daß ein 
Hauseigentümer auch in seinem eigenen Haus 
wohnen möchte, aber dafür ist ebenfalls die 
Wohnraumlenkung zuständig. Im übrigen ist es 
nur dem Mieter möglich, nach Bedarf zu kün- 
digen, für ihn besteht dagegen in unserer Republik 
ein Mieterschutz. Der Vermieter muß deshalb, 
wenn nach der Zuweisung einer anderen Woh- 
nung für den Mieter dieser nicht freiwillig aus- 
ziehen will, beim Gericht die Räumung der 
Wohnung einklagen. Das kann entweder bei drin- 
gendem Eigenbedarf, bei längerem oder wieder- 
holtem Rückstand in der Mietzahlung oder ver- 
tragswidrigem Verhalten durch den Mieter ge- 
schehen (dauernde Belästigungen, Streit, Ver- 
kommenlassen der Räume oder ähnliches). Soweit 
der Vermieter in seinem eigenen Interesse einen 
Auszugdes Mieters erreicht,hater natürlich auch 
die entstehenden Kosten zu übernehmen. Sonst 
ist der Mieter verpflichtet, die Wohnung ordent- 
lich und in einem solchen baulichen Zustand zu 
hinterlassen, wie er sie übernommen hat. 


Herrenbesuch 
unerwünscht? 


Sabine studiert in Erfurt an einer Fachschule für 
Krankenschwestern. Sie hat sich durch Ver- 
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mittlung einer Bekannten ein Zimmer gesucht und 
ein Untermietverhältnis abgeschlossen. Hat sie 
eigentlich andere Rechte und Pflichten als Ingolf 
und Beate? Untermiete ist durch Vermietung 
nichterfaßten Wohnraumes möglich, aber auch 
nach der Erfassung und Zuweisung von Wohn- 
raum in abgeschlossenen Wohnungen, die sonst 
unterbelegt sind. In der Regel zeichnet sich die 
Untermiete durch ein kombiniertes Raum- 
Möbel-Mietverhältnis aus. Der Mietpreis ergibt 
sich hier also aus dem Quadratmeteranteil zur 
Gesamtwohnung und einem Abnutzungspreis für 
Möbel - etwa ein Prozent des Zeitwertes — sowie 
eventueller Küchen- und Geschirrbenutzung und 
Reinigung des Zimmers; vielleicht wird auch noch 
Bettwäsche zur Verfügung gestellt. 40,- Mark ist 
deshalb bei dem gut eingerichteten Zimmer von 
Sabine nicht zuviel verlangt. Es gibt allerdings 
auch Untermiete von Leerzimmern. Ob es sich 
dabei um ein eventuelles Teilmietverhältnis 
handelt - also mit selbständigen Rechten gegen- 
über dem Hauseigentümer -, hängt entweder von 
der Wohnungszuweisung ab oder davon, mit wem 
der Mietvertrag abgeschlossen wird, sowie auch 
von der Zuweisung weiteren Nebenraumes be- 
ziehungsweise dem Recht auf Mitbenutzung von 
Küche, Bad usw. 

Die Benutzungsrechte sind ähnlich wie bei der 
normalen Wohnungsmiete. Auch ein Untermieter 
kann Besuche bei sich empfangen, wann und wie 
lange er will - es kann auch noch nach 22 Uhr der 
Verlobte sein. Allerdings dürfen dadurch keine 
erheblichen Störungen anderer Personen, bei- 
spielsweise durch Lärm, erfolgen. und es darf sich 
auch nicht um ein illegales Beherbergungsquartier 
handeln (ständig wechselnde Besucher, die 
eventuell sogar länger als einige Tage bleiben). 

Im Gegensatz zur normalen Wohnungsmiete 
kannein Untermietverhältnis von beiden Partnern 
durch einfache Kündigung beendet werden, 
wenn cs nicht durch eine Zuweisung vom Wohn- 
raumlenkungsorgan zustande gekommen war. 
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Untermiete 


Mietpreis für 
Untermieter 


Wenn der Raum mit eigenen Möbeln ausgestattet 
Mieterschutz für wurde oder ein selbständiger Haushalt bestand, 
Untermieter gilt ebenfalls der Mieterschutz. Der Untermieter 
darf nicht einfach auf die Straße gesetzt wer- 

den. 

Wer noch nicht 18 Jahre alt ist. kann sich nicht 
ohne weiteres selbständig machen und versuchen, 
ein eigenes möbliertes Zimmer zu mieten. Dafür 
muß das Einverständnis der Eltern vorliegen. Das 
kann bei Lehrlingen der Fall sein, deren Lehr- 
betrieb sich in einer anderen Stadt befindet. 
Andererseits können auch Eltern, denen das 
Verhalten oder Auftreten ihres Sohnes nicht 
gefällt, diesen nicht einfach hinaussetzen. Sie 
haben bis zum 18. Lebensjahr der Kinder Erzie- 
hungspflichten wahrzunehmen, die auch das 
Wohnrecht in der elterlichen Wohnung mit 
einschließen. 


Hurra, 
wir haben geerbt! 


Solche oder ähnliche Filmtitel gab es in früheren 
Jahren. und diese Filme, in denen es meist um den 
reichen Erbonkel aus Amerika ging, werden auch 
jetzt noch manchmal aus der Rumpelkammer 
hervorgeholt. In ihnen ist eine Erbschaft natürlich 
eine schöne Sache, und immer geht es um Geld. 

Daß es in Wirklichkeit aber ganz anders ist, 
wissen natürlich unsere Bürger. Aber Genaueres 
weiß ich auch nicht, ist die Antwort vieler, wenn 
man sie danach fragt. Das Erbrecht ist mit der 
Einführung des neuen Zivilgesetzbuches der DDR 
neu geregelt worden. Anstelle der äußerst kom- 
plizierten Regelungen des alten Bürgerlichen Ge- 
setzbuches sind neue, vereinfachte, für alle ver- 
ständliche und unserer Entwicklung Rechnung 
tragende Bestimmungen getreten. Wie ist das 
nun mit der Erbschaft? 

Mit seiner Geburt - in Ausnahmefällen auch 
vor der Geburt - erwirbt das Kind auch das Recht 
zu erben. In erster Linie trifft das gegenüber den 
Eltern zu. 

Nach unserem Recht kann Erbe sein, wer in 
einem Testament als Erbe bestimmt ist, oder 
derjenige, der zu dem Personenkreis der „‚ge- 
setzlichen Erbfolge‘‘ gehört. 

JederBürger hat das Recht, über sein Vermögen 
eine Verfügung zu treffen, die dann wirksam wird, 
wenn er verstirbt. Diese Verfügung wird in Form 
eines Testaments abgefaßt, das er durch Abgabe 
einer entsprechenden Erklärung vor dem Staat- 
lichen Notariat oder eigenhändig schriftlich er- 
richten kann. Jedem Bürger. der ein Testament 
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Testament 


Gesetzliche 
Erbfolge 


errichten will, ist zu empfehlen, dies unter Mit- 
wirkung des Staatlichen Notariats zu tun, weil 
durch entsprechende Beratung und durch eine 
einwandfreie, eindeutige Protokollierung ga- 
rantiert wird, daß der Letzte Wille zweifelsfrei 
zum Ausdruck kommt und dadurch etwaigen 
Erbstreitigkeiten weitgehend vorgebeugt wird. 
Will ein Bürger ohne Mithilfe des Staatlichen 
Notariats sein Testament errichten, so muß er 
dabei bestimmte Formvorschriften beachten. 

So muß das Testament eigenhändig - nicht mit 
Schreibmaschine oder durch eine andere Person - 
geschrieben und unterschrieben sein. Die Unter- 
schrift soll den Vornamen und Familiennamen 
enthalten. Es sollte auch nicht unterlassen wer- 
den, das Datum der Errichtung zu vermerken. 
Damit das Testament nicht verlorengeht, ist es 
ratsam, es beim Staatlichen Notariat zu hinter- 
legen. Der Bürger kann das Testament zurück- 
fordern, widerrufen, verändern oder ein neues 
errichten, so daß diese Hinterlegung seine Ent- 
scheidungsfreiheit in keiner Weise beeinträchtigt. 

Im Testament kann der Bürger selbst bestim- 
men, wer nach seinem Tode welche Ver- 
mögenswerte oder Gegenstände erhalten soll. Es 
ist eine Selbstverständlichkeit für einen Bürger, 
diese letztwillige Verfügung seines verstorbenen 
Angehörigen oder Freundes zu erfüllen. 

In vielen Fällen ist jedoch kein Testament 
vorhanden. Dann tritt die gesetzliche Regelung, 
die „gesetzliche Erbfolge‘, ein. Sie geht davon 
aus, daß immer die familienrechtlich nächsten 
Angehörigen des Verstorbenen Erben sind. 

Stirbt ein Familienvater, so sind die nächsten 
Angehörigen die Ehefrau und die Kinder; ist die 
Ehefrau bereits vorher verstorben, sind die 
Kinder die nächsten Angehörigen; sind die Kinder 
verstorben, dann erben die Ehefrau und die Enkel 
des Erblassers. 

Die Erbschaft ist gesetzlich nach einer 
bestimmten Rangfolge - nach Ordnungen - ge- 
regelt. So sind 
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- Erben 1. Ordnung - der Ehegatte und die Kinder 
des Verstorbenen; falls diese bereits verstor- 
ben sind, deren Kinder (Enkelkinder des Erb- 
lassers); 

- Erben 2.Ordnung - die Eltern: falls verstor- 
ben, deren Kinder (Geschwister des Erblassers); 

- Erben 3.Ordnung - die Großeltern; falls ver- 
storben, deren Kinder (Tante bzw. Onkel des 
Erblassers). 


Erben der höheren Ordnung schließen stets 
Erben der nächstfolgenden Ordnung aus. Hat der 
Verstorbene Ehegatte und Kinder hinterlassen, 
so sind diese die gesetzlichen Erben und schlie- 
ßen die noch lebenden Eltern des Erblassers 
arıs. Der hirterbliebene Ehegatte gehörte früher 
zu keiner dieser Ordnungen. Er nahm eine Son- 
werstellung ein und erbte nach dem damaligen 
Gesetz bis zu einem Viertel. 

Mit der Einführung des Familiengesetzbuches 
ist die Verteilung des Erbes auf den hinterbliebe- 
nen Ehegatten und die Kinder zum Vorteil des 
Ehegatten neu geregelt worden. Danach sind der 
hinterbliebene Ehegatte und die Kinder zu glei- 
chen Teilen erbberechtigt. das heißt. das Erbe 
erhalten zu gleichen Teilen Kinder und Ehegatte. 
Stirbt eine Mutter. und es verbleiben 2 Kinder und 
der Ehemann. dann erhält jeder ein Drittel des 
Erbes. Sind mehr Kinder vorhanden, muß der 
hinterbliebene Ehegatte jedoch mindestens zu 
einem Viertel erben, während die verbleibenden 
drei Viertel zu gleichen Teilen auf die Kinder ver- 
teilt werden. Das ist nunmehr auch im Zivilge- 
setzbuch so geregelt worden. 

Auch mit der bisherigen Sonderstellung (Be- 
nachteiligung) des außerhalb der Ehe geborenen 
Kindes ist nunmehr endgültig Schluß gemacht 
worden. Es gibt hier keine Sonderbestimmun- 
gen mehr, und das außerhalb der Ehe geborene 
Kind ist im Erbrecht im vollen Maße dem ehe- 
lichen Kind gleichgestellt worden. 

Es wird in Zukunftauch nicht mehr nach Erben 
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Ehegatten 
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Pflichttell 


der 4., 5. und weiterer Ordnungen gesucht wer- 
den. Sind Erben der drei Ordnungen nicht vor- 
handen, dann wird der Staat gesetzlicher Erbe. 

Bei der Erfassung der Hinterlassenschaft - der 
Erbmasse - ist zu berücksichtigen, daß alle in 
der Ehe angeschafften Gegenstände und Ver- 
mögenswerte gemeinsames Eigentum beider 
Ehegatten sind, soweit sie durch Arbeit und 
Arbeitseinkünfte erworben wurden. Es besteht 
Vermögensgemeinschaft, es sei denn, daß die 
Ehepartner etwas anderes vereinbart haben. 

Dieses gemeinsame Eigentum besteht zu glei- 
chen Anteilen, unabhängig davon, von welchem 
Ehepartner es erworben wurde. Die Hinter- 
lassenschaft umfaßt demzufolge grundsätzlich die 
Hälfte der bis zum Eintritt des Erbfalles vor- 
handenen Vermögenswerte. Wenn ein Ehemann 
stirbt, erhält die Ehefrau zunächst den gesamten 
Hausrat. Damit wird ihr und den gegebenenfalls 
im Haushalt lebenden Kindern gewährleistet, die 
gewohnten häuslichen Verhältnisse beizube- 
halten, und eine unerwünschte Auflösung des 
Haushalts wird vermieden. 

Darüber hinaus erhält sie die Hälfte aller son- 
stigen Vermögenswerte, die zum gemeinsamen 
Eigentum gehörten. Von der restlichen Hälfte 
bekommt sie - wenn beispielsweise ein Kind 
vorhanden ist - wiederum die Hälfte, während 
den Rest das Kind erbt. 


Gibt es 
eine Enterbung? 


Es bleibt noch eine Frage zu klären. Wie ist 
zu verfahren, wenn ein Testament vorhanden ist, 
in dem der Verstorbene nicht seine laut Gesetz 
vorgesehenen Erben, zum Beispiel Kinder oder 
Ehefrau, bedacht hat? Auch hier hat das Zivil- 
gesetzbuch der DDR eine neue Regelung ge- 
schaffen. Sie ist einfach und verständlich und 
berücksichtigt die Stellung des Ehepartners und 
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der Kinder und anderer Verwandter in der Fa- 
milie. In einem solchen Fall erhalten die vom 
Gesetz vorgesehenen Erben einen sogenannten 
Pflichtteil. Einen Pflichtteilanspruch hat in er- 
ster Linie der hinterbliebene Ehegatte. Auch die 
Kinder haben - soweit sie noch nicht wirtschaft- 
lich selbständig sind und deshalb vom Erblasser 
unterhalten wurden - einen Pflichtteilanspruch. 
Unter Umständen kommen hierfür auch die EI- 
tern und Enkel in Frage, jedoch nur in bestimm- 
ten Fällen und sehr selten. Der Pflichtteil besteht 
aus zwei Dritteln des Teiles, den die Angehörigen 
nach der gesetzlichen Regelung erhalten hätten. 
Es handelt sich jedoch nicht um eine Forderung 
auf bestimmte Gegenstände, wie Möbel. Auto 
usw., sondern um eine Geldforderung in Höhe 
von zwei Dritteln des gesetzlichen Erbiteiles. 

Dazu folgendes Beispiel: Es stirbt ein Bürger. 
Gesetzliche Erben sind seine Ehefrau und seine 
Tochter. Jede hätte Anspruch auf die Hälfte des 
Erbes. Es liegt jedoch ein Testament vor, in 
dem der Verstorbene seinen Enkel als Allein- 
erben eingesetzt hat. Demzufolge erhält der En- 
kel die gesamte Hinterlassenschaft. Diese be- 
trägt wertmäßig 10000,-Mark. Die Ehefrau und 
Tochter würden als gesetzliche Erben je 
5000,- Mark erben. Da jedes Testament gegenüber 
der gesetzlichen Regelung den Vorrang hat. 
könnte die Ehefrau lediglich bei dem eingesetz- 
ten Alleinerben einen Anspruch von 3333 - Mark 
geltend machen. 

Das Gesetz sieht auch eine völlige Enterbung, 
wie das der Volksmund nennt, vor. Diese ist 
möglich, wenn der Erbe erbunwürdig ist. Sie hat 
zur Folge, daß der gesetzliche Erbe überhaupt 
keine Forderung an den Nachlaß stellen kann. 
Die Erbunwürdigkeit ist in einem gerichtlichen 
Verfahren geltend zu machen und festzustellen. 
Diese Feststellung kann zum Beispiel getroffen 
werden, wenn ein Erbe den Erblasser, dessen 
Ehegatten oder Nachkommen vorsätzlich ge- 
tötet oder dies versucht hat. Erbunwürdig ist 
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auch, wer den Erblasser bei der Testamentser- 
richtung arglistig getäuscht oder bedroht oder 
wer ein Testament des Erblassers gefälscht, ver- 
fälscht oder vorsätzlich beseitigt hat. Auch der- 
jenige kann als erbunwürdig erklärt werden, der 
seinen Unterhaltspflichten gegenüber dem Erb- 
lasser schuldhaft nicht nachgekommen ist. 

Wenn man eine Erbschaft antritt, muß man 
wissen, daß nicht nur Vermögenswerte, wie 
Gegenstände, Grundstücke, Sparkassenbücher 
und Geld, vererbt werden können. Zur Erbschaft 
gehören gleichermaßen auch etwaige Schulden. 
Der Erbe muß damit rechnen, daß sich auch ein 
Gläubiger mit seinen Forderungen an ihn wen- 
den kann. Um sich vor Schaden zu bewahren, 
ist es also notwendig, daß sich der oder die Erben 
auch darüber informieren, welche Verpflich- 
tungen (Schulden) der Verstorbene hatte. 

Den Erben steht das Recht zu, eine Erbschaft 
anzutreten oder sie auszuschlagen. Darüber muß 
sich ein Erbe innerhalb von zwei Monaten be- 
ziehungsweise von sechs Monaten (wenn er 
nicht in der DDR wohnt), nachdem ihm bekannt 
geworden ist, daß er geerbt hat, entscheiden. 

Tritt er die Erbschaft an, so bedarf es dazu 
keiner besonderen Erklärung. Will er sie jedoch 
ausschlagen, so muß er innerhalb dieser ge- 
nannten Frist eine entsprechende Erklärung beim 
Staatlichen Notariat abgeben. 
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Die wichtigsten 
gesetzlichen 
Bestimmungen 


Da die Gesetze und Verordnungen ständigen Verän- 
derungen unterworfen sind, Ist beim Nachschlagen 
zu beachten, ob sie Immer dem neuesten Stand ent- 
sprechen. 


Wer Ist Staatsbürger der Deutschen 
Demokratischen Republik? 


- Artikel 103 der Verfassung der DDR in der 
Fassung vom 7.10.1974; 

- Gesetz über die Staatsbürgerschaft der DDR 
(Staatsbürgerschaftsgesetz) vom 20.2. 1967; 

- Gesetz über die Bearbeitung der Eingaben der 
Bürger vom 19. 6. 1975 


Wer bezahlt die Fensterschelbe? 


- Gesetz zur Bekämpfung von Ordnungswidrig- 
keiten vom 12.1.1968; 

— Zivilgesetzbuch der DDR vom 19. 6. 1975; 

- Strafgesetzbuch der DDR in der Fassung vom 
19. 12. 1974. 


Lernen, lernen, nochmals lernen! 


- Gesetz über das einheitliche sozialistische Bil- 
dungssystem vom 25.2. 1965; 

- Verordnung über die Sicherung einer festen 
Ordnung an den allgemeinbildenden Schulen 
vom 20. 10. 1967. 


Lehrausblldung oder Studium? 

- Artikel 24 und 26 der Verfassung der DDR in 
der Fassung vom 7. 10. 1974; 

- Anordnung über den Abschluß, den Inhalt und 
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die Beendigung von Lehrverträgen vom 
30.4. 1970; 

Anordnung über die Gewährung von Stipen- 
dien an Direktstudenten der Universitäten, 
Hoch- und Fachschulen der DDR (Stipendien- 
ordnung) vom 28.8. 1975, 

Verordnung über die Vorbereitung und Durch- 
führung des Einsatzes der Hoch- und Fach- 
schulabsolventen des Direktstudiums und die 
Förderung der Absolventen beim Übergang 
vom Studium zur beruflichen Tätigkeit (Ab- 
solventenordnung) vom 3.2.1971. 


Welche Rechte und Pflichten 
bestehen Im Arbeltsrechtsverhältnis? 


Artikel 24 der Verfassung der DDR in der Fas- 
sung vom 7.10.1974. 

Gesetzbuch der Arbeitder DDR vom 12.4. 1961; 
Gesetz über die Gesellschaftlichen Gerichte der 
DDR vom 11.6. 1968; 

Beschluß der Volkskammer über die Grund- 
sätze der Aus- und Weiterbildung der Werk- 
tätigen vom 19.9. 1970; 

Erlaß des Staatsrates über die Wahl und Tätig- 
keit der Konfliktkommissionen vom 4. Okto- 
ber 1968; 

Verordnung über Arbeitszeit und Erholungs- 
urlaub vom 29.6. 1961; 

Verordnung über die Förderung und Lenkung 
der Neuererbewegung (Neuererverordnung) 
vom 22.12.1971; 

Verordnung über die Planung,,‚Bildung und 
Verwendung des Prämienfonds und des Kul- 
tur- und Sozialfonds für die VEB im Jahre 1972 
vom 12.1.1972 und Durchführungsbestim- 
mung vom 24.5.1972. 


Schneller, höher, welter! 


Verordnung zum Schutze der Kinder und Ju- 
gendlichen vom 26.3. 1969; 
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— Badeordnung für Gruppen von Kindern und 
Jugendlichen in Gewässern und Schwimm- 
bädern vom 23.3. 1965. 


Andreas trägt Uniform 


-— Gesetz zur Verteidigung der DDR vom 
20.9. 1961; 

- Gesetz über die allgemeine Wehrpflicht vom 
24.1.1962 und Durchführungsbestimmungen; 

— Verordnung über die Förderung der aus dem 
aktiven Wehrdienst entlassenen Angehörigen 
der NVA - Förderungsverordnung - vom 
13.2. 1975: 

- Verordnung über die Verhütung und Bekämp- 
fung von Katastrophen vom 13.1.1971. 


Drum prüfe, wer sich ewig bindet... 


- Familiengesetzbuch der DDR vom 20. 12. 1965; 

- Gesetzbuch der Arbeitder DDR vom 12.4. 1961; 

— Gesetz über den Mutter- und Kinderschutz und 
die Rechte der Frau, Fassung vom 28. 5. 1958 
und Durchführungsbestimmungen; 

— Verordnung über die Erhöhung der staatlichen 
Geburtenbeihilfe und die Verlängerung des 
Wochenurlaubes vom 10.5.1972; 

-— Verordnung über die Zahlung eines staatli- 
chen Kinderzuschlages vom 28.5.1958 und 
Durchführungsbestimmungen; 

— Verordnung über die Gewährung eines staat- 
lichen Kindergeldes für Familien mit vier und 
mehr Kindern vom 3.5.1967 und Durchfüh- 
rungsbestimmungen. 


Ein Kind und zwei Väter? 
- Familiengesetzbuch vom 20.12. 1965. 


Für gutes Geld auch gute Ware! 


— Zivilgesetzbuch der DDR vom 19.6. 1975: 
— Anordnung über die Behandlung von Kun- 
denreklamationen vom 20.5. 1966. 
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Vom Leihen und Mieten 


— Zivilgesetzbuch der DDR vom 19.6. 1975; 
- Verordnung über die Lenkung des Wohnrau- 
mes vom 14.9.1967. 


Hurra, wir haben geerbt! 


—- Zivilgesetzbuch der DDR vom 19.6. 1975; 
— Einführungsgesetz zum Familiengesetzbuch 
der DDR vom 20.12.1965, $$9 und 10. 
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